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München – Kriminelle, Angehörige von
Königshäusern aus dem Nahen Osten und
Regierungsmitglieder etlicher Länder ha-
ben bei einer Schweizer Tochter der Groß-
bank HSBC Milliardenbeträge angelegt –
viel davon offenbar als Schwarzgeld. Das
geht aus Tausenden vertraulichen Doku-
menten hervor, die Süddeutsche Zeitung,
NDR und WDR einsehen konnten. Auf den
darin aufgeführten Konten von Kunden
der Genfer Niederlassung der Hongkong
and Shanghai Banking Corporation
(HSBC) lagerten 2007 mehr als 75 Milliar-
den Euro.

Die Unterlagen liegen seit einiger Zeit
auch Finanzbehörden in mindestens zwölf
Ländern vor, unter ihnen Deutschland. Ins-
gesamt haben Ermittler weltweit damit be-
reits mehr als eine Milliarde Euro Steuern
und Strafen eingetrieben. Es ist das bisher
größte Datenleck in der Bankenbranche,

das von Ermittlern und Journalisten ausge-
wertet wurde. Betroffen ist die Schweizer
Tochtergesellschaft HSBC Private Bank.
Mehr als 100 000 Personen aus mehr als
200 Ländern und Territorien sind in den
Daten zu finden.

Die HSBC ist die zweitgrößte Bank der
Welt, gemessen an der Bilanzsumme. Die
Unterlagen belegen im Detail, wie Bankbe-
rater Kunden halfen, ihr Vermögen zu ver-
schleiern. In den Dokumenten finden sich
Verwandte und Regierungsmitglieder von
Autokraten wie Syriens Machthaber Ba-

schar al-Assad,
Ägyptens Ex-Präsi-
dent Hosni Muba-
rak und Chinas ehe-
maligem Premier
Li Peng. Außerdem
tauchen Verbindun-
gen zu mutmaßli-

chen Blutdiamantenhändlern, Waffen-
schiebern und Terrorfinanzierern auf.

Die HSBC gesteht das Fehlverhalten der
Schweizer Niederlassung ein. „Wir sind ver-
antwortlich für das Kontrollversagen in
der Vergangenheit“, teilt das Institut mit.
Die Schweizer HSBC habe „zu viele Hochri-
siko-Konten“ geführt. Die Bank verweist
darauf, dass sie sich mittlerweile von allen
steuerlich problematischen Kunden ge-
trennt habe.

Französische Fahnder hatten 2009 bei
einem ehemaligen Mitarbeiter der HSBC,
Hervé Falciani, die Dokumente beschlag-
nahmt. Von rund 3000 ausgewerteten fran-
zösischen Konten waren nur sechs den Fi-
nanzämtern gemeldet. Ausländische Steu-
erfahnder haben von Frankreich Unterla-
gen bekommen, um in ihren Ländern zu er-
mitteln – Deutschland im Jahr 2010. In wel-
cher Höhe hinterzogene Steuern von deut-

schen Behörden zurückgeholt werden
konnten, bleibt unklar. Die HSBC-Doku-
mente der französischen Fahnder gelang-
ten auch in den Besitz der Pariser Zeitung
Le Monde. Sie übergab die Daten an das In-
ternationale Konsortium für investigative
Journalisten (ICIJ) in Washington, das sie
45 Medien weltweit zur Verfügung stellte,
darunter dem Guardian, der BBC und der
US-Sendung 60 Minutes. Mehr als 140
Journalisten werteten die Dokumente in ei-
ner monatelangen Recherche aus.

Gegen Falciani hat die Schweizer Staats-
anwaltschaft vor Kurzem Anklage erho-
ben. Sie wirft dem Informatiker vor, Daten
der HSBC gestohlen zu haben. Diese habe
Falciani dann ausländischen Banken und
Behörden angeboten, so die Schweizer Er-
mittler. Falciani lebt derzeit unter Polizei-
schutz an einem unbekannten Ort in Frank-
reich. sz   � Seite Drei, Seiten 6 und 7

Leipzig – Die Stadt Leipzig hat dem antiis-
lamischen Bündnis Legida die für diesen
Montag geplante Demonstration unter-
sagt. Der Freistaat Sachsen könne nicht ge-
nügend Polizei zur Verfügung stellen, hieß
es. Deshalb müsse die Stadt die Veranstal-
tung „aus Sicherheitsgründen“ verbieten.
In Dresden kamen zur Kundgebung einer
Abspaltung der Pegida am Sonntag mehre-
re Hundert Teilnehmer. sz � Seite 8

Es fällt häufig Regen, in den Mittelgebir-
gen und im Süden Schneeregen oder
Schnee. Dabei Glättegefahr und Schnee-
verwehungen. Nur rund um Rügen wird es
freundlicher. Minus drei bis plus sieben
Grad.  � Seite 15 und Lokales

Paris – Die französischen Sozialisten ha-
ben die erste Wahlentscheidung nach den
Terroranschlägen von Paris für sich ent-
schieden. Ihr Kandidat Frédéric Barbier
setzte sich am Sonntag bei einer Nachwahl
in der Region Doubs mit 51,4 Prozent ge-
gen die Kandidatin der rechtsextremen
Front National durch, die auf 48,6 Prozent
kam. dpa � Seiten 4 und 8

Die SZ gibt es als App für Tablet
und Smartphone: sz.de/app

Berlin – Der scheidende Unions-Obmann
im NSA-Untersuchungsausschuss, Rode-
rich Kiesewetter, gibt sein Amt nach eige-
nen Angaben auf, weil der Bundesnachrich-
tendienst (BND) ohne sein Wissen mit Men-
schen in seinem Umfeld zusammenarbei-
tet. BND-Präsident Gerhard Schindler sag-
te, es sei eine Unterstellung, dass der BND
den Untersuchungsausschuss kompromit-
tieren wolle. dpa  � Seiten 4 und 5

Abuja – Die Präsidenten- und Parlaments-
wahl in Nigeria ist wegen der prekären Si-
cherheitslage kurzfristig um sechs Wo-
chen verschoben worden. Nach Angaben
der Wahlkommission können die Sicher-
heitskräfte den Schutz der Wähler wegen
des Kampfes gegen die im Nordosten akti-
ve Terrorgruppe Boko Haram derzeit nicht
garantieren. Die USA kritisierten die Ver-
schiebung scharf. dpa  � Seiten 4 und 9

Athen – Der griechische Ministerpräsi-
dent Alexis Tsipras hält trotz bestehender
Vorbehalte in EU-Ländern eine Einigung
in der Schuldenkrise für möglich. Grie-
chenland werde seinen Partnern ein Über-
brückungsprogramm bis Juni vorschla-
gen, sagte Tsipras in seiner Regierungser-
klärung am Sonntag in Athen. Der Linkspo-
litiker kündigte seinen Landsleuten tief-
greifende Reformen, mehr soziale Gerech-
tigkeit sowie einen harten Kampf gegen
Korruption und Steuerflucht an. Seine Re-
gierung sei entschlossen, alle ihre Wahl-
kampfversprechen umzusetzen, sagte Tsi-
pras. Vordringlich sei es, den Schwächsten
im Lande beizustehen. Die Mittel für zu-
sätzliche Ausgaben will die Regierung an
anderer Stelle einsparen, beispielsweise
durch Abschaffung von Dienstwagen so-
wie anderer Vergünstigungen für Staats-
diener. Tsipras kündigte in diesem Zusam-
menhang eine entschlossene Bekämpfung
von Steuerhinterziehung an. Dazu sollen
auch große Auslandsvermögen überprüft
werden. dpa � Seite 4 und Wirtschaft
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Mithilfe eines Stahlseils wird diese junge Frau im farbenfrohen Kostüm vom Campanile aus auf den Markusplatz herabgelassen. Ve-
nezianer und Touristen bestaunten am Sonntag diesen sogenannten Volo dell’ Angelo (Engelsflug), einen der Höhepunkte des Karne-
vals von Venedig. Hunderttausende Besucher können noch bis zum 17. Februar die berühmten Masken in der Lagunenstadt bewun-
dern und sich von Konzerten, Tanzshows, Ausstellungen und Filmvorführungen unterhalten lassen.  FOTO: SEBASTIANO CASELLATI/AP

Frankreichs Sozialisten
gewinnen Nachwahl

Schweizer Bank als Hort für Schwarzgeld
Vertrauliche Unterlagen zeigen, wie das Geldinstitut HSBC in Genf mit Steuerhinterziehern
und anderen Kriminellen Geschäfte machte. Prominente aus aller Welt hatten dort Konten

München – Während die Debatte über Waf-
fenlieferungen an die Ukraine immer
schärfer wird, wollen Bundeskanzlerin An-
gela Merkel und Frankreichs Präsident
François Hollande am Mittwoch in Minsk
mit Russlands Präsident Wladimir Putin
und dem ukrainischen Staatschef Petro Po-
roschenko einen Weg aus der Krise finden.
Das vereinbarten alle vier bei einer Telefon-
konferenz am Sonntag, wobei Putin Agen-
turmeldungen zufolge nicht näher defi-
nierte „Voraussetzungen“ zur Bedingung
für ein Treffen machte. Damit besteht die
Hoffnung, dass es in der Ostukraine doch
noch eine Waffenruhe, möglicherweise so-
gar einen Waffenstillstand geben könnte.

Zuvor war es auf der Münchner Sicher-
heitskonferenz zu einer scharfen Auseinan-
dersetzung zwischen Gegnern und Befür-

wortern von Waffenlieferungen an die
Ukraine gekommen. Merkel lehnte Waffen-
lieferungen ab, weil sie eine Eskalation
fürchtet und einen militärischen Erfolg
der Ukraine für ausgeschlossen hält. Dage-
gen hatten sich mehrere US-Senatoren für
schnelle Lieferungen ausgesprochen und
damit auch einen dramatischen Appell
Poroschenkos unterstützt, man möge sei-
nem Land endlich die Mittel zur Selbstver-
teidigung geben. Die Senatoren John Mc-
Cain und Lindsey Graham hatten Merkel
Verrat an der Ukraine, Rücksichtslosigkeit
gegenüber den Toten und Geschichtsver-
gessenheit vorgeworfen.

Außenminister Frank-Walter Steinmei-
er reagierte mit kaum versteckter Kritik an
den Amerikanern. Es sei unverantwort-
lich, wenn man auf Waffenlieferungen set-

ze. Sein Amtskollege John Kerry versuchte,
den Streit mit den Senatoren zu dämpfen,
und beschwor die Einigkeit zwischen
Deutschland und den USA.

Am Sonntag reiste Merkel nach Was-
hington, um mit US-Präsident Barack Oba-
ma über die Krise zu sprechen. Auch dabei
wird das Thema Waffenlieferungen eine
Rolle spielen. Bislang allerdings gilt Oba-
ma als klarer Gegner einer Aufrüstung der
Ukraine. Allerdings verschärfte ein Auf-
tritt des russischen Außenministers Sergej
Lawrow in München die Sorge vor einer
weiteren Eskalation. Lawrow hatte vor al-
lem dem Westen die Schuld an der Krise ge-
geben. Sein harscher Auftritt gipfelte in
dem Vorwurf, die EU und die USA hätten in
der Ukraine direkt einen Putsch befördert.
Indirekt deutete Lawrow an, dass Russ-

land westliche Waffenlieferungen an Kiew
als Grund sehen könnte, offen an der Seite
der Separatisten in den Krieg einzutreten.

Das zwischen den vier Parteien ausge-
handelte Papier geht nach SZ-Informatio-
nen nicht auf grundsätzliche Fragen wie
die Bündniswahl der Ukraine oder die Zu-
kunft der Krim ein, sondern soll die Zu-
kunft der Separatisten-Gebiete regeln. Da-
bei geht es für Putin vor allem um die politi-
sche Einbindung der Separatisten-Anfüh-
rer und für Poroschenko um die territoria-
le Integrität der Ukraine. Wahlen und die
humanitäre Versorgung werden themati-
siert. Besondere Probleme scheint die For-
derung Merkels zu bereiten, dass Russland
seine Grenzen zur Ukraine schließen müs-
se.  s. braun, s. kornelius
 � Seiten 2 und 4
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Für Sigmar Gabriel lief es schon mal bes-
ser als dieser Tage. Die SPD kommt in den
Umfragen nicht vom Fleck, und nach ei-
nem erfolgreichen ersten Jahr in der gro-
ßen Koalition macht sich in der Partei Er-
nüchterung breit. Da dürfte es dem SPD-
Chef gerade recht kommen, dass er in sei-
nem Job als Wirtschaftsminister jetzt ei-
nen Erfolg vorweisen kann – zumindest
aus Sicht der meisten Parteifreunde.

Bei der Amtsübernahme hatte Gabriel
nicht nur versprochen, die Energiewende
zum Erfolg zu machen. Darüber hinaus
kündigte er an, bei der Genehmigung von
Rüstungsexporten restriktiver vorzuge-
hen. Das brachte ihm Ärger mit der Indus-
trie, der Union und auch mit Gewerkschaf-
tern ein – doch Gabriel blieb stur. Und tat-
sächlich ist 2014 der Gesamtwert der Ex-
portgenehmigungen auf den niedrigsten
Stand seit Jahren gesunken.

So wurden im vergangenen Jahr soge-
nannte Einzelausfuhrgenehmigungen im

Wert von 3,97 Milliarden Euro erteilt, wäh-
rend es 2013 noch 5,85 Milliarden gewe-
sen waren. Seit 2008 hatten die Werte zwi-
schen 4,7 und 5,9 Milliarden gelegen.
Rechnet man die sogenannten Sammel-
ausfuhrgenehmigungen dazu, die nur für
politisch unproblematische Exporte er-
teilt werden, fällt auch der Gesamtwert
für 2014 mit 6,52 Milliarden Euro deut-
lich geringer aus als in den Vorjahren.

Die Industrie dürfte sich in ihren Be-
fürchtungen bestätigt sehen. Dafür aber
gibt es ungewohnten Beifall von der Lin-
ken, auf deren schriftliche Fragen hin das
Wirtschaftsministerium die neuen, noch
vorläufigen Zahlen mitgeteilt hat. „Es ist
eine gute Nachricht, dass neue Genehmi-
gungen für Rüstungsexporte im letzten

Jahr zurückgegangen sind“, sagt der Abge-
ordnete Jan van Aken, der Gabriel in der
Vergangenheit gern leeres Gerede vor-
warf und ihn als „Vizepanzler“ titulierte.

Restlos zufrieden ist van Aken aber
selbstredend noch nicht. Da ist etwa die
Tatsache, dass Saudi-Arabien mit Geneh-
migungen von knapp 209 Millionen Euro
auf Platz sechs der zehn wichtigsten Emp-
fängerländer rangiert. Vor allem aber
nimmt der Linken-Außenpolitiker An-
stoß daran, dass der Anteil der Genehmi-
gungen für Exporte in sogenannte Dritt-
länder mit mehr als 60 Prozent beinahe
konstant blieb. Unter Drittländern ver-
steht man Staaten, die weder Mitglied der
EU noch der Nato und auch nicht, wie Aus-
tralien, der Nato gleichgestellt sind.

Eine weitere Zahl aber lastet nicht ein-
mal die Linke Gabriel an: Die tatsächli-
chen Ausfuhren von Kriegswaffen verdop-
pelten sich 2014 im Vergleich zum Vorjahr
auf 1,8 Milliarden Euro. Allerdings muss
man hier zum einen berücksichtigen,
dass davon allein ungefähr 600 Millionen
Euro auf ein U-Boot für Israel entfielen.
Zum anderen vergeht zwischen der Ge-
nehmigung und der tatsächlichen Aus-
fuhr meist einige Zeit, manchmal sind es
Jahre. Entsprechend milde gibt sich van
Aken: „Die Politik der neuen Bundesregie-
rung lässt sich besser an den im Jahre
2014 erteilten Genehmigungen ablesen.“

Im Wirtschaftsministerium ist man
hochzufrieden mit den neuen Zahlen, will
sie aber auch nicht laut bejubeln. Schließ-
lich ist den Experten dort klar, dass ein
einziger Großauftrag in den nächsten Jah-
ren die Zahlen wieder nach oben treiben
könnte – ganz gleich, ob politisch harm-
los oder nicht.  christoph hickmann

Gipfel in Minsk soll Ukraine-Krise entschärfen
Merkel und Hollande wollen Poroschenko und Putin treffen. US-Senatoren dringen darauf, Waffen an Kiew zu liefern
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Marx mal wieder: China kämpft gegen westliche Werte � Feuilleton

(SZ) Wenn von den sogenannten Liebes-
schlössern die Rede ist, dann vorzugsweise
im kopfschüttelnden Ton der Verwaltungs-
beamten, die selbst in Herzensdingen vor
den schlimmen Folgen warnen müssen.
Wenn zu viele von diesen Schlössern an
Brücken hängen, so tönt es kassandrahaft
von Salzburg bis Paris, dann stürzen diese
Brücken ein, und die Schlösser rosten am
Grunde des Flusses alles voll. Der Fluss sei
dann praktisch für Fische gar nicht mehr
benutzbar. Natürlich könnte man jetzt sei-
nen letzten Rest Aufständischkeit zusam-
menraffen und den kalten Verwaltungsbe-
amten mit dem Satz entgegentreten, dass
wahre Liebe noch niemandem geschadet
habe, und schon gar nicht den munteren Fi-
schen in der Salzach und in der Seine. Ande-
rerseits weiß man natürlich nicht sicher,
ob vielleicht doch bereits ein leichtsinniger
Karpfen an einem jener Schlüsselchen er-
stickt ist, welche, dem Schwur ewiger Lie-
be in hohem Bogen folgend, in sein nasses
Reich geplumpst sind. Ach, eine göttliche
Stimme müsste jetzt laut werden, eine, die
uns versichert, dass die große Liebe keine
Fische tötet, sondern vielmehr die Welt
zum Guten wendet. Und wenn es schon kei-
ne göttliche sein kann, dann zumindest ei-
ne gottgeneigte. Ach, da ist sie auch schon
zu vernehmen.

Nämlich aus dem Mund des freundli-
chen Kölner Kardinals Rainer Maria Woel-
ki, und jetzt muss es aber doch ausnahms-
weise erlaubt sein, einen Menschen zu sei-
nem schönen, poetischen und luftigen Na-
men zu beglückwünschen. Erinnert sich
noch jemand an das schöne Gedicht von
Ernst Jandl: „rilke sagte er, dann sagte er
gurke, leise dann wolke?“ Aber was sagt,
und das ist jetzt viel entscheidender, Woel-
ki zu den Liebesschlössern? Er sagt, dass er
das romantische „Wegwerf-Ritual“ schät-
ze, denn ein in den Fluss geplumpster
Schlüssel sei ein starkes Zeichen ewiger
Treue. Aber Woelki wäre ein schlechter
Kardinal, legte er seinem Lob des Anket-
tens nicht auch eine kleine Werbebroschü-
re für das eigene Haus bei: Gott zum Bei-
spiel, sagt Woelki, fände das Anketten für
sich selber nicht so gut. Er sei für Liebesbe-
ziehungen mit allergrößter Freiheit.

Nun könnten Spötter sich zu albernen
Aperçus hinreißen lassen, nach denen Gott
so etwas wie ein transzendentaler Rainer
Langhans wäre. Aber das ist nichts weiter
als blöd-frivoles Agnostiker-Gescherze. In
Wahrheit stelle Gott, so Woelki, jedem frei,
sich für oder gegen ihn zu entscheiden,
und wer mit ihm zusammenleben möchte,
kann seinen Schlüssel bei Petrus abholen
und bei Bedarf wieder hinterlegen. Die irdi-
schen Liebespaare hingegen werden mit
zunehmender Bindungsroutine ganz ande-
re Schlüsselerlebnisse haben. Wenn gegen
Ende einer dem anderen die Koffer vor die
Tür stellt und das Schloss auswechselt, ist
noch der trägste Karpfen mit dem Schlüs-
sel im Magen näher am Glück als der Lie-
bende mit dem falschen Zugangscode.

▼
NACHTS

4 190655 802404

1 3 0 0 7



DIZdigital: Alle Rechte vorbehalten - Süddeutsche Zeitung GmbH, München
Jegliche Veröffentlichung und nicht-private Nutzung exklusiv über www.sz-content.de

von frederik obermaier
und bastian obermayer

S ie haben ihn. In Handschellen ist
Hervé Falciani abgeführt worden,
so wird er es später erzählen, jetzt
sitzt er im Verhörzimmer der Zen-
trale der Kantonspolizei in Genf.

Während die Staatsanwältin ihn befragt,
durchsuchen Polizisten das Büro des Infor-
matikers in der Genfer HSBC-Bank. Es
steht denkbar schlecht um ihn: Seine Kom-
plizin – und Geliebte – hat ausgesagt, dass
sie zusammen streng geheime Kunden-
daten der Bank verkaufen wollten. Sie hat
ihn als Haupttäter, als den eigentlichen
Dieb genannt. Er ist geliefert.

Gegen 22 Uhr an diesem 22. Dezember
2008, so geht es aus den Schweizer Ermitt-
lungsakten hervor, fängt Hervé Falciani an
zu jammern, zu betteln, zu bitten. Er wolle
nach Hause zu seiner kleinen Tochter, sie
sei doch behindert, und er müsse nach ihr
sehen. Er hört nicht auf damit: Die Kleine,
sagt er, brauche ihren Vater. Irgendwann
lässt die Staatsanwältin sich erweichen.
Sie schickt ihn nach Hause, mit der Auf-
lage, am nächsten Tag um 9.30 Uhr wieder
in der Kantonspolizei zu erscheinen.

Wenige Stunden später ist Hervé Falcia-
ni dann aber schon über der französischen
Grenze. Er hat sich im Internet einen Car-
sharing-Wagen gemietet, hat seine – tat-
sächlich behinderte – kleine Tochter, die
Ehefrau und ein paar Sachen eingepackt
und ist losgefahren. Seine Schlüssel ste-
cken noch an der Wohnungstür.

In Frankreich macht er sich sofort dar-
an, die gestohlenen Bankdaten von mehr
als hunderttausend Kunden der HSBC-
Bank herunterzuladen, die er auf einem
Cloudserver gespeichert hatte. Es ist der
größte Bankdatenraub der Geschichte.

Wenn sich in diesen Tagen des Swiss-
Leaks die HSBC-Bank für ihre Machen-
schaften und dubiosen Kunden rechtferti-
gen muss, und die Öffentlichkeit von den
geheimen Schweizer Konten von Königen
und Oligarchen erfährt, von Despoten und
Ministern, von Waffenhändlern, Drogen-
schmugglern und potenziellen Finanziers
der al-Qaida – dann steht im Mittelpunkt
jeder einzelnen Geschichte dieser Mann:
Hervé Falciani. Der Whistleblower.

Aber wer ist der Mann, den die New York
Times den „Edward Snowden der Banken“
nennt, vor dessen Daten noch immer Steu-
ersünder auf der ganzen Welt zittern?

Wer ist Hervé Falciani?
Falciani ist, das steht fest, für viele ein

Held. Einer, der aufsteht gegen die Macht
der Banken, so sehen ihn die einen. Nach
seiner Flucht aus der Schweiz übergab er
die gestohlenen Daten den französischen
Steuerbehörden. Von dort gingen die Unter-
lagen seither den Steuerbehörden einer
ganzen Reihe von Ländern zu und spülten
Hunderte Millionen Euro zurück in die
Staatskassen – wo sie jetzt für Schulen,
Straßen oder Altersheime verwendet
werden können.

Hervé Falciani nahm für sein Diebesgut
keinen einzigen Euro.

Ist er also ein Robin Hood? Ein moder-
ner Rächer, der den Reichen nimmt und
den Armen gibt? Oder ist er nur ein schmie-
riger Dieb, dem das Schicksal durch die Ver-
haftung einen Strich durch die Rechnung
machte – gerade als er seine Daten verkau-
fen wollte? Ist er ein notorischer Lügner,
wie viele sagen, ein Casanova, ein Spieler,
ein eitler Selbstdarsteller? Und was, wenn
er all das ist?

Ein Treffen in Paris, vor einigen Wo-
chen. Falciani, heute 42, erscheint bester
Laune und braun gebrannt in der Redakti-
on von Le Monde, schickes Hemd und
Jackett. Dass vier Fernsehkameras das
Interview mitschneiden werden? Kein Pro-
blem. Falciani ist Aufmerksamkeit und Öf-
fentlichkeit gewohnt, der Whistleblower
hat mittlerweile ungezählte Print- und
Fernsehinterviews gegeben. Wie gesagt:
Für viele ist er ein Held.

Vor einem Jahr trat er sogar bei den Wah-
len zum Europäischen Parlament an, als
Spitzenkandidat der spanischen Partei
Partido X. Seine Wahlkampfthemen wa-
ren: Korruption und Steuern. Gewählt wur-
de er allerdings nicht.

Geduldig wartet er, bis die Kameras
aufgebaut sind, das Licht stimmt und die
Reporter von Le Monde, die das Interview
führen werden, bereit sind.

Man nimmt an, dass Hervé Falciani
auch eine Wohnung in Paris hat, bekannt
ist, dass er an wechselnden Orten in Frank-
reich wohnt und dass stets Bodyguards in
seiner Nähe sind. Warum? Die Antwort
steht in den Daten des Swiss-Leaks: Dort
stößt man auf Namen und Details von Per-
sonen, die im wahren Leben ihre Interes-
sen mit Schlägertrupps und Schlimmerem
durchsetzen. Solche Kontoinhaber fand
fast jedes der vielen internationalen Repor-
terteams, die in den vergangenen Monaten
in den Daten recherchierten – nachdem
zwei Reporter von Le Monde den Datensatz
bekommen und ihn dem Internationalen
Konsortium für investigative Journalisten
(ICIJ) übergeben hatten.

Immer wieder gibt es Berichte, Hervé
Falcianis Leben sei in Gefahr. An einen nor-
malen Alltag ist für ihn nicht zu denken.
Auch weil die Schweiz noch immer mit ei-
nem internationalen Haftbefehl nach ihm
fahndet. Er, der die französische und italie-

nische Staatsbürgerschaft besitzt, kann
also nur in Länder reisen, die ihn nicht den
Schweizer Ermittlern ausliefern. Dort wie-
derum hat gerade erst, im Dezember 2014,
die Bundesanwaltschaft Anklage erhoben,
unter anderem wegen „unbefugter Daten-
beschaffung“ und „Bankgeheimnisverlet-
zung“. Die Schweiz wird das durchziehen,
im Zweifel eben ohne den Angeklagten.

Falciani weiß das, und er meint auch zu
wissen, wie es ausgehen wird: „Ich werde
verurteilt werden“, sagt er, „und ein neues
Kapitel aufschlagen, eine Namensände-
rung beantragen und verschwinden, in ein
normales Leben mit meiner Familie.“

Das ist der Preis für seine Tat. Bereut er
sie? „Was ich getan habe, das habe ich aus
einem guten Grund getan: damit es eine
Untersuchung gibt“, sagt er. Was er meint:
eine Untersuchung, eine Ermittlung gegen
die HSBC. Die gibt es inzwischen, in Frank-
reich, Belgien, Argentinien. Die Vorwürfe:
Beihilfe zur Steuerhinterziehung, Geldwä-
sche und anderes.

Falciani lächelt. Gefällt er sich in der
Rolle des weißen Ritters?

„Ich bin kein weißer Ritter“, sagt er,
„aber es hat etwas Wunderschönes, Berau-
schendes, die Wahrheit herauszufinden.“

Die Wahrheit über die fragwürdigen
Geschäfte der HSBC wird in diesen Tagen
Stück für Stück ans Licht kommen, in
45 Ländern haben Reporter dazu recher-
chiert. Aber was ist die Wahrheit im Fall
Hervé Falciani?

Diese Frage beschäftigt Staatsanwälte
und Ermittler seit Jahren. Hervé Falciani
selbst trägt zur Aufklärung wenig bei – ob-
wohl er gerne spricht. Hier, in der Kantine
von Le Monde, wird er fast eineinhalb Stun-
den reden und jede Frage beantworten.
Aber es ist nicht klar, was man ihm glau-
ben kann. Falciani hat in den vergangenen
Jahren viel erzählt, und viel davon war of-
fenbar falsch. Immer wieder verheddert er
sich in Widersprüche, erfindet Dinge,
bringt neue Versionen seiner Geschichte in
Umlauf. Auch in diesem Interview.

Man kann die Rekonstruktion des größ-
ten Bankdatenleaks der Geschichte also
nicht allein mit seinen Aussagen bestrei-
ten – im Gegenteil: Man muss mit seinen
Geschichten sehr vorsichtig sein. Aber in
den vergangenen Monaten haben Repor-
ter aus Frankreich, der Schweiz, Spanien,
Italien, Deutschland und etlichen weiteren
Ländern eine Menge neuer Details zusam-
mengetragen. Diese Puzzlestücke – Zehn-
tausende Seiten Ermittlungsakten und Ver-
hörprotokolle, bislang geheime E-Mails
und Hintergrundgespräche – ergeben ein
noch nie gesehenes Ganzes. So lässt sich
zum ersten Mal die ganze Geschichte erzäh-
len. Die Geschichte eines unerhörten
Diebstahls.

Sie beginnt im März 2006, als der franzö-
sische Computerspezialist Hervé Falciani
von der HSBC in Monaco zur HSBC-
Schwester in Genf wechselt. Bevor Falciani
die Welt der Banken betrat, war er, der
leidenschaftliche Pokerspieler, acht Jahre
lang Croupier in einem Casino in Monaco
gewesen. Der Wechsel zur HSBC ist loh-
nend, die HSBC war damals ein Banken-
riese, die fünftgrößte Privatbank der Welt.
Falciani verdient dort mehr als 100 000
Euro im Jahr. Seine Aufgabe: ein neues
Computersystem mit den bestehenden
Kundendaten zu bestücken.

Schon nach kurzer Zeit, sagen Ex-Kolle-
gen, sei Falciani unzufrieden gewesen in
der HSBC, er habe eine andere Stelle ge-
wollt, und ein anderes Datenbanksystem.

Möglicherweise, so werden es jedenfalls
die Schweizer Ermittler rekonstruieren,
vergehen nur wenige Monate vom Tag sei-
nes Dienstantritts bis zu dem Tag, an dem
er offenbar beginnt, vertrauliche Kunden-
daten abfließen zu lassen. Von Oktober
2006 an importierte Falciani die komplet-
te Datenbank der HSBC-Kunden in das
neue System. Während dieses Vorgangs,
das ergaben interne Ermittlungen der
HSBC, waren die eigentlich verschlüssel-
ten Daten immer wieder unverschlüsselt.
War das der Moment, in dem der unzufrie-
dene Mitarbeiter Falciani seine Chance auf
eine goldene Zukunft sah?

Im Gespräch in Paris liefert er eine ande-
re Version. Eine, von der er zuvor noch nie
gesprochen hatte: Er behauptet, er habe
Komplizen gehabt. Diese hätten – um die
Lügen der HSBC aufzudecken – die sensib-
len Kundendaten, auf die er selbst nie Zu-
griff gehabt habe, in eine Cloud geladen. Er
habe das Material nur zusammengestellt.

Er wäre also nicht der Dieb gewesen,
gestohlen hätten andere. Warum erzählt er
davon erst jetzt? Soll man ihm glauben?

Die größten Zweifel an seiner Glaubwür-
digkeit entstehen aus den Aussagen einer
Frau, die in den Jahren 2006 bis 2008 viel
Zeit mit ihm verbracht hat: Georgina
Mikhael, seine damalige Geliebte. Die vier
Jahre jüngere Franco-Libanesin und der
verheiratete Hervé Falciani lernen sich
Mitte 2006 bei der HSBC kennen. Erst sind
sie nur Kollegen, dann beginnen sie eine
Affäre, schließlich werden sie offenbar zu
Komplizen. Georgina Mikhael behauptet
sogar, Falciani sei überhaupt nur aus ei-
nem Grund zur HSBC Genf gegangen: weil
er Daten stehlen und damit Geld verdienen
wollte – was er bestreitet. Mikhael be-
schreibt ihn als manipulativ und gierig, er
sei wahrlich „kein Robin Hood“, sagte sie
im August 2013 der New York Times.

Für die HSBC-Bank ist diese Frage am
Ende schmerzlich egal. Gleiches gilt für die
enttarnten Steuerbetrüger und Geld-
wäscher. Den Ermittlern wiederum ist die
Moralfrage ohnehin gleichgültig. Geheime
Bankdaten sind nicht weniger wertvoll,
nicht weniger wahr und nicht weniger
beweiskräftig, wenn dem Mann, der sie
beschafft hat, Charakterschwächen nach-
gewiesen werden.

Wohl im Dezember 2006 weihte Falcia-
ni seine Geliebte in einen Teil seines Ge-
heimnisses ein, vermuten die Ermittler.
Ein Projekt entsteht – das offenbar darum
kreist, die gestohlenen Daten weiterzu-
geben. Zu verkaufen? Das ist die Frage.

Offenbar hat Georgina Mikhael das Pro-
jekt so verstanden. Sie schreibt im Juni
2007 eine Mail an einen saudischen Ge-
schäftsmann und bietet ihm Kundendaten
an, tausend Dollar pro Stück. Der Polizei
wird sie später sagen, es habe sich um eine
Art Markttest gehandelt, die Summe habe
sie mit Falciani nicht besprochen. Er be-
hauptet, er habe davon nichts gewusst.

Ein paar Monate später, im Dezember
2007, geht eine Website online, auf der
eine Firma namens „Palorva“ beworben
wird. Das Versprechen dieser Firma: Man
könne Banken reiche Kunden beschaffen,
und zwar durch data mining – gezielte Su-
che in öffentlichen Datenbanken. Im Janu-
ar 2008 wird in Hongkong auch eine Brief-
kastenfirma namens „Palorva“ angemel-
det. Mehr braucht es nicht.

Anfang Februar 2008 reisen Hervé
Falciani und Georgina Mikhael nach Bei-

rut, im Gepäck eigens angefertigte „Palor-
va“-Visitenkarten. Dort werden sie bei vier
Banken vorstellig und bieten offenbar Kun-
dendaten der HSBC an, jedoch ohne dass
diese darauf eingestiegen wären.

Ihre Version der Reise lautet: Falciani
und sie wollten die Daten an diese Banken
verkaufen. Falciani liefert verschiedene
Erklärungen. Eine lautet, er sei im Auftrag
des israelischen Geheimdienstes Mossad
nach Beirut gefahren, weil der Mossad ent-
deckt habe, dass die Hisbollah die HSBC
habe unterwandern wollen. Auch Georgina
Mikhael sei demnach Hisbollah-Agentin,
er habe sie beobachten sollen.

Wie kommt ein IT-Mann aus Genf an
den Mossad? Falciani behauptet, man ha-
be ihn zuvor entführt und ihm in einer Tief-
garage die Sache mit der Hisbollah erklärt
– und dass sein Leben in Gefahr sei.

Unsinn oder Irrsinn? Oder eine unwahr-
scheinliche Wahrheit, die niemand glau-
ben mag?

Was auch immer die Libanonreise ausge-
löst haben mag, sie hat Folgen: Mikhael
und Falciani geraten ins Visier der Schwei-
zer Polizei. Über eine Mitarbeiterin einer

der besuchten Beiruter Banken – ausge-
rechnet eine Schweizerin – landet das Ge-
schäftsangebot der beiden seltsamen Besu-
cher bei der Schweizer Polizei. Per Post
kommen die beiden Visitenkarten der Be-
sucher: Der Mann heißt demnach „Ruben
Al-Chidiack“. Georgina Mikhael hat ihren
echten Namen auf dem Kärtchen.

Damit ist man dem Duo auf der Spur.
Nach der Beirutreise ändern Falciani

und Mikhael offenbar ihre Strategie. Sie
wenden sich gezielt an Regierungsstellen.
Anfang März 2008 melden sie sich beim
Bundesnachrichtendienst, dann beim fran-
zösischen und beim britischen Geheim-
dienst. Meist ruft erst Georgina Mikhael
an, anonym, dann folgt eine E-Mail, die
mit „Ruben Al-Chidiack“ unterschrieben
ist. Von Geld ist in den Mails nie die Rede,
Mikhael dagegen spricht sehr wohl davon,
Daten verkaufen zu wollen. Tut sie das oh-
ne sein Wissen, wie er sagt? Oder war das
die Idee des Ganzen, wie sie sagt?

Es reagieren jedenfalls nur die Franzo-
sen. Im April 2008 spricht Falciani das ers-
te Mal mit einem französischen Polizisten
über die Daten. Der alarmiert das Finanz-

ministerium, er sieht eine Goldmine. Tat-
sächlich finden sich in den Daten nicht nur
Superreiche und Prominente, Fürsten und
Könige, sondern vor allem sehr viele Kun-
den mit Geld auf Schweizer Konten. Ein
Fahndertraum.

Frankreich macht schnell ernst. Zwei-
mal treffen Steuerfahnder Falciani an der
Schweizer Grenze, begleitet von Verhal-
tensanalyse-Experten des Geheimdiens-
tes. Alle Treffen werden heimlich gefilmt,
die obersten Dienstherren informiert.
Falciani übergibt Stichproben von sieben
HSBC-Kunden aus Frankreich: Treffer.

Was weder die Behörden noch Falciani
oder Mikhael ahnen: Genau in dieser Zeit
ziehen die Schweizer Ermittler die Schlin-
ge enger. Seit Ende April 2008 wird Georgi-
na Mikhaels Telefon abgehört. Der Beiru-
ter Bankmitarbeiterin, die den Besuch ge-
meldet hatte, werden Fotos von Mikhael
vorgelegt, die sie zweifelsfrei identifiziert.
Ihr Begleiter bleibt vorerst unbekannt.

Nur: Die Ermittler registrieren rund
500 Telefonkontakte der Verdächtigen mit
einem Mann namens Hervé Falciani.

Als Mikhael im Dezember 2008 bei der
HSBC kündigt und die Ermittler von Aus-
reiseplänen hören, schlagen sie zu. Mikha-
el nennt in der Befragung sofort Falcianis
Namen, und so sitzt Hervé Falciani wenig
später erst im Verhörzimmer und dann im
Auto in Richtung französische Grenze. Mit
seiner Familie.

Georgina Mikhael wird später sagen,
Falciani habe das Geld aus dem Datenver-
kauf nutzen wollen, um seine Scheidung
finanzieren zu können und mit ihr ein neu-
es Leben anzufangen.

Hervé Falciani meldet sich, kaum in
Frankreich, bei den Steuerfahndern. Am
26. Dezember 2008 übergibt er in einem
Bistro am Flughafen Nizza fünf DVDs mit
seinen Daten. Allerdings könnten damit in
Frankreich keine Steuerermittlungen ge-
führt werden, weil es Diebesgut ist.

Einen guten Monat später fahren etli-
che Polizeiwagen vor Falcianis Elternhaus
bei Nizza vor, wo er untergekommen ist.
Die Schweiz hat Amtshilfeersuchen ge-
stellt. Sein Computer mit allen Daten wird
mitgenommen, Falciani ebenso. Zwei Tage
wird er, im Beisein der französischen Kolle-
gen, von einer Schweizer Staatsanwältin
vernommen. Es ist dieselbe, die ihn wenige
Wochen davor hat gehen lassen.

Die Staatsanwältin will ihren Fehler wie-
der gutmachen, sie will die Daten auf der
Stelle mit zurücknehmen. Aber ihr franzö-
sischer Kollege weigert sich. Stattdessen
gehen die HSBC-Unterlagen an die Steuer-
behörden, als offizielle Beweismittel. Jetzt
können sie verwendet werden, und Hervé
Falciani hilft den Fahndern, sie zu verste-
hen. Zu den ersten Prominenten, die we-
gen Falcianis Daten in Bedrängnis geraten,
gehören Spitzenkoch Paul Bocuse und
Frankreichs reichste Frau, die L’Oréal-
Erbin Liliane Bettencourt.

Spätestens jetzt ist Hervé Falciani nicht
mehr der Hüter seines Schatzes. Die Daten
gehen um die Welt, sie machen Schlag-
zeilen, und Hervé Falciani, der unzufriede-
ne IT-Spezialist, wird zu einem, der aufge-
standen ist und etwas unternommen hat:
gegen die Hybris der Banken und der Su-
perreichen. Gegen den Glauben einiger we-
niger, sie stünden über Recht und Gesetz.
Das ist die eine Sicht.

In der Schweizer Anklage gegen ihn ist
einer der zentralen Punkte, er habe mit
dem Datendiebstahl „abkassieren“ wol-
len. So sehen ihn die anderen.

Das sind die beiden Bilder, die sich die
Welt von Falciani macht: der Abkassierer
und der Held. Möglicherweise ging Falcia-
ni tatsächlich als der eine los und kam als
ein anderer an? Keiner weiß das so genau,
vielleicht nicht einmal er selbst.

Falciani mag nicht die Idealbesetzung
für den unbefleckten Helden sein, den
Whistleblower mit reinem Herzen und un-
angreifbaren Absichten. Aber die sind sel-
ten. Gleichzeitig ist nicht belegt, dass er
Millionen gewollt hätte. Wenn es in all den
Unterlagen, Papieren und Akten Hinweise
darauf gab, dass Geld hätte fließen sollen,
dann stets aus den Telefonaten Georgina
Mikhaels. Das Verfahren gegen sie – we-
gen ähnlicher Vorwürfe – wurde aber im
September 2014 eingestellt. Auch eine
HSBC-interne Untersuchung hat angeb-
lich ergeben, dass sie sich nichts hat zu-
schulden kommen lassen.

Klar ist nur: Sollte Hervé Falciani vorge-
habt haben, mit den Daten vor allem Geld
zu verdienen, wofür einiges spricht, dann
wäre es die Ironie dieser Geschichte, dass
er damit erst gescheitert ist, um dann ge-
nau dafür gefeiert zu werden.

Er lebt jetzt das Leben eines Whistle-
blowers. Er sagt: „Ich hätte gerne einen
Spitznamen gehabt – der Informant, der
Insider – das wäre eine echte Medaille ge-
wesen“, sagt Falciani, aber: „ich habe heute
nichts. Die einzige öffentliche Anerken-
nung, die ich bekommen werde, ist die
Verurteilung durch die Schweizer Justiz.“

Immerhin kann er aus der Ferne zuse-
hen, wie seine Daten die Bankwelt erschüt-
tern. Der radikale Umbau der HSBC, die
Prozesse gegen Steuersünder in so vielen
Ländern, die zurückgeholten Abermillio-
nen an Steuern, wahrscheinlich Tausende
Selbstanzeigen – das ist sein Werk.

Hat es sich also gelohnt?
„Das Gefühl, dass die eigene Existenz

nützlich ist für viel mehr Menschen, das ist
packend. Kein Stolz, aber wenn man das
Echo sieht, die Entwicklungen, das ist ein
gutes Gefühl für die Zukunft.“

Wer könnte ihm das nehmen? Ganz
egal, warum es kam wie es kam.

Mitarbeit: Nils Casjens, Robert Gast, Titus Plattner,
Oliver Zihlmann

Ist er nur einer, der abkassieren wollte, oder doch ein Held? Möglicherweise ging
Hervé Falciani tatsächlich als der eine los und kam als ein anderer an? Keiner weiß das
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Robin not so good
Er mag ein Casanova sein, ein Spieler, ein Lügner. Aber mit den

Daten, die Hervé Falciani der HSBC-Bank geklaut hat, hat er die Welt
erschüttert – zumindest die vieler Reicher und Steuerhinterzieher

Er erzählt mal dies und mal das.
Egal. Die Bankdaten, die er
beschafft hat, sind trotzdem wahr

Er war nicht mehr Hüter seines
Schatzes. Die Daten gingen um die
Welt. Und er wurde – angeklagt
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V or wenigen Tagen, Ende Januar,
entschied sich die Schweizer Filia-
le der Großbank HSBC zu einem
höchst ungewöhnlichen Schritt:

Sie schickte Tausenden aktuellen und ehe-
maligen Kunden alarmierende Schreiben.
Überschrieben sind die Briefe mit „streng
privat und vertraulich“. Darunter heißt es,
offenbar seien Journalisten an vertrauli-
che Bankdaten gelangt, die der Bank vor
Jahren von einem damaligen Angestellten,
einem IT-Experten, gestohlen worden sei-
en. Man habe „führende Prozessanwälte“
eingeschaltet, aber es bestehe das Risiko,
dass manche dieser Informationen „in der
Öffentlichkeit auftauchen“.

Genau so ist es.

Jener frühere IT-Experte der HSBC
heißt Hervé Falciani und ist heute einer der
bekanntesten Whistleblower der Welt
(� Seite Drei). Falciani stahl um
2006/2007 herum die Daten von Tausen-
den HSBC-Kunden und ihren oftmals ge-
heimen Schweizer Konten. An diesen Da-
tensatz gelangten zwei Reporter von Le
Monde, die den Bestand dem Internationa-
len Konsortium von Investigativen Journa-
listen (ICIJ) übergaben. Das ICIJ stellte ein
Rechercheteam von mehr als 140 Repor-
tern aus 45 Ländern zusammen, die in den
vergangenen Monaten die Daten sichteten
– unter ihnen auch Teams des Guardian,
der BBC, des amerikanischen TV-Nachrich-
tenmagazins „60 Minutes“ und des Recher-
che-Teams von Süddeutscher Zeitung,
NDR und WDR.

Insgesamt identifizierten die Recher-
cheteams 106 458 Kunden aus 203 Län-
dern, auf deren Namen rund 60 000
Haupt- und 81 000 Unterkonten angemel-
det waren. Nicht allen Konten des Leaks
können Geldbeträge zugeordnet werden.
Aber allein die enthaltenen Kontostände
belaufen sich auf rund 75 Milliarden Euro.

So wird jetzt, etliche Jahre nach Hervé
Falcianis Diebstahl, das wahre Ausmaß
und die tatsächliche Bedeutung des wohl
weltgrößten Bankdatenleaks deutlich. So
versteht man auch, warum Hervé Falciani,
der Whistleblower, inzwischen unter mas-
sivem Polizeischutz an wechselnden Orten
in Frankreich lebt.

Denn in diesen Bankdaten trifft man
nicht nur auf wohlhabende Pensionäre, die
ihr Geld sicher verwahrt sehen wollten. Die
Dokumente zeigen, dass die HSBC Geschäf-
te machte mit Personen, die verdächtigt
werden, Osama bin Ladens Terrorgruppe
finanziert zu haben. Mit Waffendealern,
die vermutlich Granaten zu Kindersolda-
ten nach Afrika verbrachten. Mit Handlan-
gern von Diktatoren, mit mutmaßlichen
Händlern von Blutdiamanten oder Drogen
und mit Betrügern aller Art. Man kann be-
staunen, wie korrupte Regimes aus der
ganzen Welt hier Millionen bunkern, man
kann die Königshäuser im Nahen Osten ab-
zählen und die Verwandten von Autokra-
ten wie Syriens Baschar al-Assad oder dem
ehemaligen tunesischen Machthaber Zine
el-Abidine Ben Ali. Die HSBC war offenbar

zu Diensten, wenn Vermögen außer Lan-
des gebracht werden sollte.

Die Daten geben auch einen Einblick in
die geheime Welt des Schweizer Banken-
systems und belegen, wie HSBC-Mitarbei-
ter bereitwillig Kunden unterstützten, die
ihre Vermögen vor den Steuerbehörden
versteckten. Beispielsweise wurden Millio-
nen Euro an Schwarzgeld in bar ausge-
zahlt, Briefkastenfirmen in der Karibik ge-
gründet, die Zinsabschlagsteuer kreativ
umgangen und anderes.

Unter den Kunden sind hochrangige
Politiker und höchste Richter, Konzernlen-
ker und Rockstars, Fußball- und For-
mel-1-Weltmeister, Hollywood-Schauspie-
ler und etliche Mitglieder der reichsten Fa-
milien dieser Welt. Und Tausende weitere
Kunden mit ausreichend Geld, um über
ein Konto in der Schweiz nachzudenken.

Aber wie hoch mag die Quote der Steuer-
sünder sein? Eine Untersuchung der fran-
zösischen Nationalversammlung aus dem
Herbst 2013 gibt einen Fingerzeig. Nach sei-
ner Flucht aus der Schweiz nach Frank-
reich im Dezember 2008 hatte Falciani,
der neben der italienischen auch die fran-
zösische Staatsangehörigkeit besitzt, seine
Daten den französischen Steuerbehörden
übergeben. Deren Fahnder überprüften
rund dreitausend Konten mit positivem
Guthaben und kamen zu dem Ergebnis,
dass nur sechs der Konten deklariert wa-
ren. Das entspricht etwa 0,2 Prozent.

Die französischen Behörden haben län-
derspezifische Teile des Materials im Lau-
fe der Jahre an mindestens elf andere Län-
der weitergereicht. So übergab die damali-
ge französische Finanzministerin Christi-
ne Lagarde im Jahr 2010 den griechischen
Behörden eine Liste von etwa 2000 Na-
men, die als „Lagarde-Liste“ bekannt wur-
de. Zwei Jahre geschah damit nichts in Grie-
chenland. Als die Liste wieder auftauchte,
fehlten drei Namen: eine Cousine des da-
maligen griechischen Finanzministers
und ihr Ehemann sowie der Ehemann ei-
ner anderen Cousine des Ministers. Dem
droht jetzt eine Anklage wegen Amtsmiss-
brauch, Untreue und Urkundenfälschung.

Nach Recherchen der ICIJ-Partner lie-
gen die Daten inzwischen Frankreich, Grie-
chenland, den USA, Kanada, Spanien,
Großbritannien, Irland, Indien, Belgien,
Italien, Argentinien und Deutschland vor.

Nach Zählung von Datenexperten des
ICIJ sind in den Swiss-Leaks-Dateien
knapp 2000 Personen mit Verbindung zu
Deutschland enthalten. Ein Team von SZ,
NDR und WDR hat diese Namen gesichtet.
Fest steht: Die deutschen Finanzämter
konnten einiges an entgangenen Steuern
zurückholen. Wie viel genau, wurde von
den Finanzbehörden nicht zentral ermit-
telt. Weltweit liegt der Betrag der wiederge-
holten Steuereinnahmen und damit ver-
bundenen Strafzahlungen im Milliarden-
bereich. Etwa 264 Millionen Euro nahm
der spanische Fiskus durch Falcianis Da-
ten ein, 449 Millionen Euro der indische,
181 Millionen Euro der britische und
186 Millionen die französischen Steuerbe-
hörden (� siehe Grafik).

In der Schweizer Bank war die Steuer-
problematik kein Geheimnis. Wenig ver-
wunderlich also, dass die HSBC anfangs
mit allen Mitteln eine Veröffentlichung der
Swiss-Leaks-Recherchen zu verhindern
suchte, als sie mit den Ergebnissen kon-
frontiert wurde. Die Rechtsanwälte der
Bank forderten, die Daten sollten zerstört
werden und drohten dem ICIJ und einzel-
nen Medien und Journalisten mit drasti-
schen rechtlichen Schritten. Nach einigem
Hin und Her folgte die Wende, und diese
Stellungnahme: „Wir räumen ein, dass es

in der Vergangenheit Kontroll- und Verhal-
tensdefizite gab und übernehmen dafür
die Verantwortung.“

Über viele Jahre stand die Ausreizung
des Schweizer Bankgeheimnisses offenbar
im Mittelpunkt der Geschäfte der HSBC.
Aus den fast 60 000 detaillierten Kunden-
dateien des Swiss-Leaks-Bestands geht
hervor, wie sehr die Geheimhaltung zum
täglichen Geschäft der HSBC gehörte. Der
Chef einer australischen Großbank etwa
bestand laut den HSBC-Notizen darauf,
am Telefon nie mit seinem echten Namen
angesprochen zu werden. Er wollte „Mr.
Shaw“ genannt werden, Shaw wie
„Shaw99“, so hieß sein Nummernkonto.
Charles Barrington Goode, wie „Mr. Shaw“
in Wahrheit heißt, teilte auf Nachfrage mit,
sein Bankberater habe ihn gedrängt, sich
einen Alias-Namen zu geben. Die Erträge
dieses Kontos habe er später versteuert.

Anonyme Nummernkonten, Kunden,
die ihre Taschen in der HSBC mit Bargeld
vollstopften und ihre Bankunterlagen
noch in der Bank zerrissen: Das war, so er-
gibt es sich aus den Aufzeichnungen der
Bankberater, allgegenwärtig.

Dabei hatte Chris Meares, Ex-Chef des
Private-Banking-Zweigs der HSBC, 2008
vor dem britischen Parlament erklärt, die
Bank „verbietet ihren Beratern, bei Steuer-
hinterziehung mitzuwirken oder sie auch
nur zu fördern“. Gegenbeispiele dafür ge-
hen in den Swiss-Leaks-Daten in die Hun-
derte. Kunden mit nicht erklärten Konten
werden Kreditkarten gemacht, damit die-
se im Ausland sicher an ihr Geld kommen.
Kunden mit nicht erklärten Konten wer-
den Unterlagen vorbeigebracht, weil diese
nicht selbst mit belastendem Material her-
umlaufen wollen. So geht es immer weiter.

Ähnlich wohlwollend ging die HSBC mit
Kunden um, für die eigentlich besonders
strenge Regeln gelten sollten: „politisch ex-
ponierten Personen“, sogenannten PEPs.
Dazu zählen, je nach Definition, die Inha-
ber wichtiger öffentlicher Ämter und ihre
engsten Verwandten und Berater. Regie-
rungen und Bankenverbände weltweit
sind sich einig, dass dieser Personenkreis
nicht einfach an anonyme Auslandskonten
kommen sollte. Die Reporter der Swiss-Le-
aks-Recherche fanden aktuelle oder ehe-
malige Politiker fast aller Staaten in den Da-
ten, von Großbritannien, Russland, der

Ukraine, Georgien, Rumänien, Indien,
Liechtenstein und Mexiko über Tunesien
bis zu Paraguay oder Djibouti. Die Liste ist
lang. Auch deutsche Politiker tauchen auf,
allerdings weder aktuelle noch exponierte.

Gleichzeitig stellte sich heraus, dass die-
se PEPs offenbar eben nicht mit jener Sorg-
falt behandelt wurden, die angebracht ge-
wesen wäre. So war Frantz Merceron unter
den HSBC-Kunden, der Ex-Minister und
Vertrauensmann des verrufenen ehemali-
gen haitianischen Präsidenten Jean Clau-
de „Baby Doc“ Duvalier – der Hunderte Mil-
lionen Dollar außer Landes gebracht hatte,
bevor er Haiti verließ. Ebenso Raschid Mo-
hamed Raschid, ehemaliger ägyptischer
Handelsminister der Regierung Hosni Mu-
barak. Raschid, der im Februar 2011nach
Dubai geflohen war, soll öffentliche Gelder
veruntreut und ins Ausland geschafft ha-
ben; er wurde 2011 in Abwesenheit verur-
teilt. Auf dem mit ihm verbundenen Konto
lagen 2007 rund 31 Millionen Dollar. Rami
Makhlouf, ein Cousin und enger Vertrau-
ter des syrischen Präsidenten Baschar al-
Assad, war an einer ganzen Reihe von Kon-
ten beteiligt, auf denen sich eine zweistelli-
ge Millionensumme befand. Auch Belhas-
sen Trabelsi, der Schwager des mittlerwei-
le gestürzten tunesischen Machthabers Zi-
ne el-Abidine Ben Ali hatte ein Konto in
Genf mit mehr als 20 Millionen Dollar.

Nach den Aufständen des Arabischen
Frühlings untersuchte die Eidgenössische
Finanzmarktaufsicht 2011 bis 2013, ob
Schweizer Banken die besonderen Aufla-
gen bei Geschäften mit PEPs aus dem Na-
hen Osten eingehalten hatten. Die HSBC
schnitt am schlechtesten ab. Die drasti-
sche Konsequenz: Die Bank darf drei Jahre
lang keine PEPs als Neukunden anneh-
men, der Bann gilt noch immer.

Die Reihe der problematischen PEPs
macht die Falciani-Liste zu politischem
Sprengstoff. In den jeweiligen Heimatlän-
dern wird man genau registrieren, wer
Geld in der Schweiz bunkerte. Etwa Li Xiao-
lin, die Tochter von Li Peng, chinesischer
Premier zur Zeit des Massakers am Tian’an-

men-Platz. Auf ihrem Konto lagen 2007
2,5 Millionen Dollar. Und natürlich die Kö-
nigshäuser des Nahen Ostens. König Mo-
hammed VI. von Marokko und der Kron-
prinz von Bahrain sind in den Daten, eben-
so wie Dutzende Mitglieder der herrschen-
den Königsfamilie von Saudi-Arabien und
der König von Jordanien, Abdallah II. Nun
ist ein Konto in der Schweiz nichts Verbote-
nes, all diese Konten sind möglicherweise
absolut legal. Ebenso wie die Konten der
Oligarchen Alexander Lebedew, Vladimir
Antonow oder Gennadi Timtschenko, der
wegen seiner Nähe zu Putin nach der Krim-
Annexion auf der US-Sanktionsliste steht.

Der Punkt ist: Die HSBC gab in den ver-
gangenen Jahren offenbar auch solchen
Leuten ein Konto, die sich in der Position
befanden – und vielleicht auch in dem Ruf
standen –, dies zu missbrauchen.

Das Problem ist auch nicht das Bankge-
heimnis an sich. Das Problem ist, dass ver-
borgen unter seinem schützenden Dach ne-
ben legitimen Geschäften auch internatio-
nale Verbrechen gesteuert wurden. Das be-
legen die Daten der Swiss-Leaks.

Da ist das Konto der Firma „Katex Mine
Guinee“. Diese Katex war nach Meinung ei-
nes Expertengremiums des UN-Sicher-
heitsrats in Waffenlieferungen an liberiani-
sche Rebellen verstrickt – auch in die Hän-
de von Kindersoldaten. Das wurde 2003 be-
kannt. Noch 2006 hatte die Katex laut den
Unterlagen ein Guthaben von sieben Millio-
nen Dollar bei der HSBC. Aus italienischen
Ermittlungsakten geht hervor, dass ihr
Direktor noch im selben Jahr mit der HSBC
telefonierte. Ob auch er von der HSBC die-
ser Tage brieflich gewarnt wurde vor den
Recherchen des ICIJ?

Als Bank kann man nie garantieren,
dass alle Kunden sauber sind. Aber: „Wenn
sich bei einer Bank die Fälle häufen, ist
man geneigt zu sagen: Die Annahme sol-
cher Kunden war wohl ein Geschäftsprin-
zip“ , sagt der ehemalige Zürcher Staatsan-
walt David Zollinger.

Und wirklich: Selbst die Spuren des in-
ternationalen Terrorismus führen in die
HSBC. In den Daten taucht etwa ein saudi-
scher Prinz auf, der einst Osama bin Laden
protegierte. Dazu der ehemalige Gründer
und Schatzmeister einer mutmaßlichen Al-
Qaida-Tarnorganisation – sowie ein
Mann, dessen Fabrik im Sudan vom US-Mi-

litär bombardiert wurde, weil dort angeb-
lich Chemiewaffen hergestellt wurden. Da-
zu mehrere Männer, die im Verdacht ste-
hen, al-Qaida mit Geld versorgt zu haben.

Mutmaßliche Verstrickungen der HSBC
in kriminelle Geschäfte sind nicht neu:
2012 zahlte die Bank in den USA 1,9 Milliar-
den Dollar Strafe, weil sie mexikanischen
Drogenkartellen Geldwäsche ermöglicht
hatte. Nur eines von vielen Problemen, mit
denen die Bank in der Vergangenheit zu
kämpfen hatte (� siehe Text rechts).

Schweizer Banken sind einzigartige Or-
te, man betritt dort eine Welt, die sehr inter-
national und dann doch wieder erstaunlich
klein ist. Hier treffen sich – im Foyer oder
nur in den Kundendaten – Israelis und Pa-
lästinenser, Amerikaner und Iraner, Rus-
sen und Ukrainer. Verfeindet in der Welt,
vereint in ihren ureigenen Interessen.

Oder man nehme die beiden belgischen
Diamantenhändler Mozes Konig and Ken-
neth Lee Akselrod, beide verrufen, beide
wegen „illegaler Verbreitung von Edelstei-
nen“ auf der Most-Wanted-Liste von Inter-
pol, und beide Kunden der HSBC. Wie das
Leben so spielt, ist unter den HSBC-Kun-
den auch Elias Murr, der frühere Innenmi-
nister Libanons, der einem Interpol-Gremi-
um namens „Foundation for a Safer
World“ vorsteht. Grüßt man sich dann in
der Bank, gilt sie als neutrales Gebiet?

Murr war zu seiner Ministerzeit mit ei-
nem HSBC-Konto verbunden, das über ei-
ne Firma namens Callorford Investments
Limited eröffnet wurde. Ein Sprecher von
Murr sagte dem ICIJ: „Die libanesische Re-
gierung stellt keine Recherchen über liba-
nesische Halter von Schweizer Konten an.
Das Thema [...]ist in Libanon weder von In-
teresse noch von Relevanz.“

Auf dem erwähnten Konto lagen
2006/2007 rund 42 Millionen Dollar.

Mitarbeit: Bastian Brinkmann, Mar Cabra, Rigober-
to Carvajal, Will Fitzgibbon, Robert Gast, Christoph
Giesen, Daniel Glaus, Martha M. Hamilton, Titus
Plattner, Tanjev Schultz, Tom Stites, Marina Walker
Guevara, Oliver Zihlmann

Zürich/München – Sie bekommen nicht
oft Besuch hier am Paradeplatz. Die beiden
Männer im Anzug springen auf, wenn ein
unangemeldeter Gast in die Filiale der
Bank HSBC in Zürich kommt. Zutritt nur
für Kunden, alles klar, adieu. Schön haben
sie es hier, heller Marmor, dunkles Leder.
In welch schmutzige Geschäfte die HSBC
in den vergangenen Jahren verwickelt war,
sehen die Besucher nicht, natürlich nicht.
Aber in den Unterlagen des Swiss-Leaks
sind Hunderte, wenn nicht Tausende dubi-
ose Deals dokumentiert – die allesamt
über die HSBC abgewickelt wurden. Was
ist das für eine Bank?

Vielleicht gibt es sie drei Mal, diese
HSBC. Da ist das Traditionshaus, gegrün-
det 1865 in den britischen Kolonien, heute
weltweit vertreten. HSBC ist die Abkür-
zung für Hongkong and Shanghai Banking
Corporation. Sie wirbt mit Bronzelöwen,
um zu zeigen, wie sicher und beschützt das
Ersparte bei ihr ist. Die zweite HSBC ist ei-
ne Bank, die Geschäfte mit Personen mach-
te, die verstrickt waren in Terrorfinanzie-
rung und Drogenschmuggel. Die bereits
hohe Strafen zahlen musste. Deren Mitar-
beiter Steuerhinterziehern halfen. In
Frankreich, Belgien und Argentinien lau-
fen Ermittlungen, unter anderem wegen
Geldwäsche und Beihilfe zur Hinterzie-
hung. Und schließlich gibt es eine dritte
HSBC, von ihr erzählen zumindest die
Bank-Chefs: eine Bank, die in der Vergan-
genheit viele Fehler gemacht habe. Bei der
jetzt aber alles besser werden soll. Weg
vom Schattengeschäft, hin zum völlig lega-
len Vermögensverwalter.

Ein globales Finanzinstitut mit Ge-
schichte, eine Hausbank für Kriminelle
oder ein Großkonzern, der sich um einen
Kulturwandel müht: welche ist denn nun
die echte HSBC?

Der Ruf der Bank ist schlecht. Ihre Unter-
nehmenskultur sei „seit Langem durch
und durch verdreckt“, urteilte ein amerika-
nischer Abgeordneter. Er arbeitete im Un-
tersuchungsausschuss des US-Senats mit,
der sich die Bank 2012 vorknöpfte und ihr
schwerwiegende Vergehen nachwies. Die
HSBC half demnach mexikanischen Dro-
genkartellen, Geld beiseitezuschaffen. Sie
machte Geschäfte mit Instituten, die Ver-
bindung zu Terrorfinanzierern hatten.
Und sie verstieß gegen Iran-Sanktionen.
Die Bank zahlte fast zwei Milliarden Dollar
Strafe, um die Sache zu beenden. Die Vor-
gänge fallen in die Zeit, als Lord Green of
Hurstpierpoint die HSBC führte, die in Lon-
don ihre Zentrale hat. Der Banker wurde
später britischer Handelsminister in der
Regierung von David Cameron.

Auch bei den jüngsten Bankenskanda-
len war die HSBC dabei. Ihre Händler sol-
len die Kurse von Währungen, den Gold-
preis und einen wichtigen Bankenzinssatz
zum Vorteil der HSBC beeinflusst haben.
Für die Währungsmanipulation zahlte die
Bank mehr als 200 Millionen Pfund Strafe
an die britische Finanzaufsicht.

Vor allem in Asien läuft das Geschäft,
auf dem deutschen Markt ist das Geldhaus
weniger präsent. Hierzulande ist die Bank
unter dem Namen HSBC Trinkaus & Burk-
hardt aktiv. Sie hat nur 18 Standorte in
Deutschland, doch geriet die Bank vor ei-
nem Jahr in die Schlagzeilen, nachdem
Nordrhein-Westfalen eine Steuer-CD des
Geldhauses gekauft hatte. Die Fahnder fan-
den in den Daten auch ein Konto ihres ehe-
maligen Dienstherren, des Ex-Finanzmi-
nisters Helmut Linssen. Das Verfahren ge-
gen ihn wurde eingestellt. Auf dem Konto
waren keine Erträge angefallen, die Lins-
sen hätte versteuern müssen. Trotzdem
trat er als Bundesschatzmeister der CDU
zurück.

Früher stritt die Bank ab, überhaupt ein
Problem mit ihren Kunden zu haben. Seine
Mitarbeiter müssten alle verdächtigen Fäl-
le melden, doch das komme nicht oft vor,
sagte der damalige Chef der HSBC Private
Bank noch 2008 selbstbewusst. „Ich freue
mich, dass ich sagen kann, dass es sich
nicht um eine große Anzahl handelt“, sagte
er. Das war kurz nachdem die internen Do-
kumente aus Genf verschwunden waren,
die Steuerhinterziehung im Milliardenbe-
reich belegen.

Nun schämt sich die HSBC für die Ge-
schäfte der Schweizer Tochter. Die Bank
hat neue Regeln erlassen. Wenn ein Kunde
jetzt mehr als 10 000 Dollar in bar abhebe,
müsse er strenge Kontrollen über sich erge-

hen lassen. Kunden konnten früher verlan-
gen, dass die Bank ihnen keine Post nach
Hause schickt. Für Steuerfahnder ist das
ein starkes Indiz, dass die Person das
Schweizer Konto vor ihnen geheim halten
will. Diese Praxis habe die Bank beendet.
Sogar Briefkastenfirmen, die den Eigentü-
mer eines Kontos verschleiern, wolle die
HSBC loswerden. Vor allem auf Druck der
USA ändert die Bank interne Abläufe. Sie
hat Tausende Mitarbeiter eingestellt, die
sich darum kümmern sollen, dass Gesetze
und Vorschriften auch eingehalten wer-
den. Um die Bankberater einzubinden, in-
stallierte der Arbeitgeber neue Bildschirm-
schoner. Über die Monitore flackere nun
die Ermahnung, die Angaben der Kunden
zu hinterfragen. Wer die neue Ausrichtung
vorbildlich mittrage, bekomme ein Zertifi-
kat, das mit einem Papagei dekoriert sei.
„Ich bin ein Vogel des Wandels“, stehe auf
dem Papier. So erzählten es zumindest
HSBC-Angestellte der Finanzzeitung Wall
Street Journal im Januar.

Die Frage ist: Reicht das?
Das Finanzinstitut behauptet, alle Pro-

bleme gelöst zu haben. „Wir haben heute
nur noch Kunden, die einer umfassen-
den Steuertransparenzprüfung genügen“,
lässt der Chef der HSBC Schweiz, Franco
Morra, verbreiten. Sein Haus habe kein ein-
ziges steuerlich problematisches Konto
mehr. „Alle anderen Kundenbeziehungen
haben wir eingestellt“, sagte er der Neuen
Zürcher Zeitung am Sonntag. Ein Beleg sei
der Rückgang der Anzahl der Konten. Es
sind nach Angaben der Bank fast zwei Drit-
tel weniger als noch im Jahr 2007. Somit
sank auch die Summe des verwalteten Ver-
mögens, von fast 120 Milliarden Dollar im
Jahr 2007 auf zuletzt weniger als 70 Milliar-
den Dollar.

Doch das Geld ist nicht verschwunden.
Es ist nur woanders. Mehr als 30 Milliar-
den Dollar wanderten 2013 aus der
Schweiz nach Asien, in die HSBC-Niederlas-
sungen in Hongkong und Singapur. Das
zeigt der Geschäftsbericht der Bank. Beide
Städte gelten ebenfalls als Steueroasen.
Vergangenen Sommer verkaufte die HSBC
Private Bank zudem einen großen Teil ih-
res Geschäfts an die LGT – also ausgerech-
net an das Geldhaus des Fürstentums
Liechtenstein, dessen Steueraffäre den da-
maligen Postchef Klaus Zumwinkel zu Fall
brachte. Die LGT übernahm von der HSBC
vor allem reiche Kunden aus Europa und
Südamerika, die insgesamt mehr als zehn
Milliarden Dollar eingezahlt hatten.

Weltweit betrachtet hat das verwaltete
Vermögen der HSBC sogar deutlich zuge-
nommen: von etwa 580 Milliarden Euro in
2007 auf zuletzt fast 670 Milliarden Euro.

Die HSBC ist nicht alleine mit dem for-
mulierten Anspruch, dreckiges Geld loszu-
werden und sich auf legale Geschäfte zu
konzentrieren. Die Schweizer Finanzbran-
che nennt das Weißgeldstrategie, um sich
abzugrenzen vom Image des Schwarzgeld-
speichers. Das Schweizer Bankgeheimnis
verbietet den Instituten aber weiterhin,
ausländischen Fahndern Kundendaten zu
übermitteln. Weil gerade viele Institute ih-
re heiklen Konten loswerden wollen, schie-
ben sie sich die problematischen Kunden
gegenseitig zu. „Es ist wie beim Karten-
spiel Schwarzer Peter“, sagte vor Kurzem
ein HSBC-Manager auf einer Konferenz.

Die amerikanischen Behörden haben
der Bank bis 2017 Zeit gegeben, um aufzu-
räumen. Das US-Justizministerium veröf-
fentlicht im kommenden April einen Zwi-
schenbericht. Er wird mutmaßlich nicht
gut ausfallen, berichtet das Wall Street
Journal. Die Bank habe noch viel zu tun.

Kenner der Branche zweifeln ebenfalls
am Versprechen der Bank, sich ändern zu
wollen. Monika Roth ist Professorin an der
Hochschule Luzern und spezialisiert auf Fi-
nanzmarktrecht und Compliance, also auf
die internen Kontrollmechanismen der
Banken. „Bei der HSBC habe ich aufgrund
vieler Vorfälle den Eindruck, dass eine
wirkliche Compliance-Kultur zur Zeit
nicht gegeben ist“, sagt Roth. „Internatio-
nal wird eine Weißgeldstrategie wohl eher
nicht konsequent umgesetzt.“

Dennis Lormel formuliert es drasti-
scher. Er ist der ehemalige Leiter der Abtei-
lung Finanzkriminalität des FBI. „Bei der
HSBC kapieren es die Leute immer noch
nicht“, sagt Lormel. „Die sind mehr außer
Kontrolle als unter Kontrolle.“
 b. brinkmann, r. gast, c. theile

Nizza – Ende 2008 übergibt der vor den
Schweizer Behörden geflohene HSBC-Mit-
arbeiter Hervé Falciani in Nizza seine ge-
stohlenen Daten an französische Steuer-
fahnder. Die Kundenliste der Schweizer
HSBC-Bank ist zu diesem Zeitpunkt noch
Diebesgut, das juristisch nicht verwertbar
ist. Doch Frankreich kommt noch auf ei-
nem zweiten Weg an die Liste: Im Januar
2009 bittet die Schweiz um Rechtshilfe,
Frankreich soll bei Falciani durchsuchen.
Der französische Staatsanwalt Eric de
Montgolfier, 68, beschlagnahmt, wie erbe-
ten, die Daten. Damit ist die Liste offiziell
Beweismaterial. Aber Montgolfier gibt sie
nicht den Schweizern, sondern den eige-
nen Steuerbehörden. Jetzt kann sie ver-
wendet werden.

SZ: Warum haben Sie Falciani und seine
Daten nicht an die Schweiz ausgeliefert?
Eric de Montgolfier: Als unsere Polizisten
Falciani damals in die U-Haft-Zelle ge-
führt haben, hat er gesagt: Passt auf, das
sind extrem wichtige Informationen! Wir
haben uns daraufhin die Unterlagen auf
seinem Computer angesehen. Als klar wur-
de, was wir da vorliegen hatten, haben wir
der Schweizer Staatsanwältin gesagt: Sie
können nach Hause fahren, aber ohne die
Daten.
Was haben Ihre Vorgesetzten gesagt?
Ein Paragraf im französischen Recht be-
sagt, dass man einem solchen Gesuch
nicht nachkommen muss, wenn es franzö-
sischen Interessen zuwiderläuft. Unsere
Justizministerin hat entschieden, nicht zu
kooperieren. Ich sollte den Schweizern die
Daten zurückgeben, aber eine Kopie behal-
ten. Doch wie hätten wir damit gerichtsfest
arbeiten sollen? Wir brauchten das Origi-
nal. Darüber habe ich mit einer Zeitung ge-
sprochen. Direkt danach habe ich einen An-
ruf von meinem Vorgesetzten bekommen:
Wir behalten das Original, und geben eine
Kopie an die Schweizer zurück.

In der Schweiz heißt es, die Daten seien
manipuliert worden.
Ich kann natürlich nicht ausschließen,

dass Fehler passiert sind. Aber wenn die
Schweizer behaupten, die Liste sei von uns
manipuliert worden, habe ich einen einfa-
chen Vorschlag: Sollen sie doch die Namen
offenlegen, die angeblich von der Liste ge-
strichen wurden!

Was halten Sie denn generell von der Ar-
beit Ihrer Schweizer Kollegen?
In einem nicht sehr freundlichen Brief hat
mir die Schweizer Staatsanwältin einmal
geschrieben, diese Geschichte gefährde
die Interessen der HSBC und damit die der
Schweiz. Für die Staatsanwältin war die
Bank also gleichbedeutend mit dem Staat.
Mir hat das gezeigt, wie unersetzlich das
Bankensystem in der Schweiz ist.

Die Liste hat dem französischen Staat 186
Millionen Euro an Steuernachzahlungen
und Strafgeldern beschert. Gleichzeitig
hat die Affäre die Beziehung Ihres Landes
zur Schweiz beschädigt. War es das wert?
Die Daten sind im Interesse Frankreichs
und zahlreicher anderer Länder. Sie sind
ein unglaublich guter Fang. Die Liste zeigt,
dass viele Menschen nicht-versteuerte Gut-
haben in der Schweiz bunkern. Man muss

bedenken, wie das mit dem Zustand unse-
rer Wirtschaft zusammenhängt. Aus mei-
ner Sicht offenbart sich da ein Bruch der
europäischen Solidarität.
Sie erwähnen andere Länder. Die haben
Ihnen sicherlich die Türen eingerannt, als
der Fall 2009 publik wurde.
Mich hat überrascht, wie wenige Länder In-
teresse zeigten. Ich verstehe das nicht: Da
gibt es ein riesiges Dossier, das zeigt, in wel-
chem Ausmaß sich Steuersünder auf Kos-
ten der Gesellschaft bereichern. Das sollte
die Menschen in Europa eigentlich empö-
ren. Mein Eindruck ist eher, dass vielen
das Ganze nicht allzu wichtig ist.

Die Schweizer Justiz hat Falciani vor Kur-
zem wegen Wirtschaftsspionage ange-
klagt. Finden Sie das richtig?
Na ja, es ist doch ihr gutes Recht, dass sie
ihn anklagen. Die Schweizer setzen ein-
fach ihr ganzes Waffenarsenal ein, um sich
um klare Antworten zu drücken. Deshalb
sagen sie: Falciani ist ein Schurke. Sie wol-
len davon ablenken, dass die Schweizer
Banken Kapital annehmen, das sie eigent-
lich nicht annehmen dürften.
Ist er das denn, ein Schurke? Er selbst
sieht sich ja eher in einer Liga mit Ed-
ward Snowden.
Wenn ich heute etwas über ihn in der Zei-
tung lese, bin ich überrascht, wie er sich
präsentiert. Andererseits ist sein Verhalten
wohl menschlich. Und es würde seiner
Glaubwürdigkeit nicht guttun, wenn er ei-
nerseits die Banken für ihre Geschäfte kriti-
sierte, aber andererseits zugäbe, dass er
die Daten verkaufen wollte. Das Beste in so
einer Situation ist wohl, sich als Robin
Hood zu präsentieren.

Wird sich nun etwas an den Missständen
in der Bankenbranche ändern?
Ich habe in meinen 40 Jahren als Staatsan-
walt lernen müssen, dass sich die Welt
nicht schnell verändern lässt. Die Gier
bleibt – und diejenigen, die Profit machen
wollen, werden andere Wege finden.

interview: n. casjens, r. gast

Gute Kunden,
böse Kunden

Die HSBC will sauber werden. Doch Experten zweifeln

Tresor der
Mächtigen und

Verschwiegenen

Abertausende Seiten voller Kontostände, Briefkastenfirmen und Steuer-
tricks: Swiss-Leaks ist das bisher größte Datenleck der Bankenbranche, 
das von Ermittlern und Journalisten ausgewertet wurde.

75 000 000 000
59 802 Konten

81 458 Unterkonten

Das Leak

59 058 Dateien

3,3 GB Datenmenge

Die meisten Daten stammen aus den Jahren 1988 bis 2007

Summe aller angelegten Gelder gerundet in Euro

Die Folgen

Frankreich
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Spanien

264
Belgien

434
Groß-

britannien Deutschland

181
Irland

5
Griechenland USA Argentinien Italien

unbekannt

Kanada

44
Indien

449
Mio. Euro

Mit Hilfe der Dokumente konnten Behörden viel
Steuergeld zurückholen – inklusive Strafzahlungen
handelt es sich um mindestens eine Milliarde Euro

Hervé Falciani
* 1972 , Monte Carlo

Er arbeitete als Computerfachmann bis 2008 für die HSBC in Genf. Dort stahl er die 
Kundendaten und übergab sie später französischen Behörden. Die Schweiz hat Anklage 
gegen ihn erhoben, unter anderem wegen „unbefugter Datenbeschaffung“ und „Bankge-
heimnisverletzung. Er lebt von Personenschützern bewacht in Frankreich.Der Informant

Foto: AFP

Die Herkunft der Kunden
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Personen aus 203 Ländern
im Swiss-Leaks-Datensatz

106 458

*  Viele der Kunden sind 
Vermögensverwalter

Die französischen Behörden waren die ersten, die die Falciani-Unterlagen auswerteten.
Von den etwa 3000 französischen Konten mit Guthaben waren nur sechs Konten den Finanzämtern 
gemeldet gewesen.

9,1
Frankreich

Mrd.
Euro

Guthaben auf den Konten

Guthaben auf den Konten

Guthaben auf den Konten

Mrd.
Euro

Mrd.
Euro

der ausgewerteten Konten
waren korrekt gemeldet 

Deutsche Fahnder haben die Falciani-Daten ausgewertet – wie 
viele hinterzogene Steuern sie dabei zurückholen konnten, ist 
nicht bekannt, weil die HSBC-Unterlagen dezentral bearbeitet 
wurden. 

Deutschland

3,3

2010 übergab die damalige französische Finanzministerin Christine Lagarde ihrem Kollegen in 
Athen 2062 griechische Namen aus den Falciani-Daten. Zunächst passierte nichts. 2012 kamen die 
Ermittlungen dann in Gang. Allerdings fehlten nun die Namen dreier Verwandter des griechischen 
Finanzministers auf der sogenannten Lagarde-Liste.

1,9 2062 Namen 
auf der Lagarde-Liste

Griechenland

nur 0,2 Prozent

Der Weg der Daten

März 2006
Hervé Falciani heuert bei der HSBC in Genf an. Wenig später wird er damit beauf-
tragt, vertrauliche Kundendaten in ein neues System zu übertragen. So gelangt 
er mutmaßlich an die Daten.

4. bis 8. Februar 2008
Falciani reist mit seiner Geliebten Georgina Mikhael in den Libanon. Sie besuchen 
in Beirut vier Banken. Offenbar, um die Kundendaten zu verkaufen. Eine Bankmit-
arbeiterin informiert jedoch die Schweizer Bankenvereinigung, so geraten sie ins 
Visier der Polizei.

März 2008
Unter Pseudonym melden sich Falciani und Mikhael bei französischen, 
britischen und deutschen Geheimdiensten.

26. Dezember 2008
Am Flughafen Nizza übergibt Falciani den französischen Ermittlern fünf DVDs.

April 2008
Die französischen Behörden sind sehr interessiert. Steuerfahnder treffen sich 
mit Falciani. Die Franzosen beginnen, Stichproben zu prüfen.

22. Dezember 2008
Schweizer Ermittler verhaften und vernehmen Falciani in Genf. Er darf am Abend 
die Wache der Kantonspolizei verlassen, unter der Auflage, sich am nächsten Tag 
wieder einzufinden.

23. Dezember 2008
Im Morgengrauen flieht Falciani mit seiner Familie nach Nizza. Dort lädt er von 
einem Server im Ausland die gestohlenen Daten herunter.

Ab 2009
Die zuständige Staatsanwaltschaft in Frankreich beginnt, die Daten auszuwerten 
und verteilt sie an mindestens elf andere Staaten. 

Früherer Inhaber der griechischen
Proton Bank. Saß wegen Geldwäsche-
verdachts in Haft

Lavrentis LavrentiadisGennadi Timtschenko
Russisch-finnischer Oligarch mit 
Verbindungen zu Wladimir Putin. Steht auf
der US-Sanktionsliste

Reichster Mann Syriens und Cousin des
Machthabers Baschar al-Assad. Steht auf
den Sanktionslisten der EU und der Schweiz

Ex-Besitzer des Fußballvereins FC Portsmouth.
Ihm wird vorgeworfen, eine Bank in Litauen um etwa
500 Millionen Euro betrogen zu haben

Spanischer Rauschgifthändler. Wurde erwischt,
als er 1,2 Tonnen Kokain aus der Dominikanischen
Republik nach Spanien bringen wollte

Rami Makhlouf
Ehemaliger Außenhandelsminister
Ägyptens. Verurteilt in Abwesenheit wegen
Unterschlagung öffentlicher Gelder

Raschid Mohamed Raschid Wladimir AntonowArturo del Tiempo Marqués
Multimillionärin und Tochter des
chinesischen Ex-Premiers Li Peng. Taucht
auch in den Offshore-Leaks-Daten auf

Li Xiaolin

Die auffälligsten Kunden

OHOHOH DPA DPAOHBLOOMBERG

SZ-Grafik;
Recherche: Christoph Giesen,

Frederik Obermaier,
Bastian Obermayer, ICIJ

Die HSBC wurde vor fast 150 Jahren in Hongkong gegründet. Heute hat die –
gemessen an der Bilanzsumme – zweitgrößte Bank der Welt ihren Hauptsitz
in London. Das Datenleck betrifft die auf Vermögensverwaltung spezialisierte Schwei-
zer Tochter des Geldhauses, die HSBC Private Bank in Genf.Die Bank

1,7 GB

260 GB

4,0 GB

3,3 GB

Luxemburg-Leaks 2014 ICIJ

Botschaftsdepeschen 2010 Wikileaks

Offshore-Leaks 2013 ICIJ

Swiss-Leaks 2015 ICIJ

 in GigabyteDie Datenmenge des Leaks

Erst drohte die Bank mit
rechtlichen Schritten, um dann
„Verhaltensdefizite“ einzuräumen

Staatsanwalt Eric de Montgolfier
ist mittlerweile pensioniert.

FOTO: AFP

Die Schweizer Finanzaufsicht
bestrafte die HSBC wegen zu
laxer interner Kontrollen

„Sie können nach Hause fahren“
Der französische Staatsanwalt über den entscheidenden Moment der Ermittlung

Die HSBC schämt sich öffentlich
für die Schweizer Geschäfte und
verspricht Veränderungen

„Bei der HSBC kapieren
es die Leute immer noch nicht“,
sagt ein ehemaliger FBI-Ermittler

In den Foyers treffen sich
Israelis und Palästinenser,
Amerikaner und Iraner

POLITIK6/7 HF2 Montag, 9. Februar 2015, Nr. 32 DEFGH
swiss-

leaks

Der riesige Datensatz, den
der Whistleblower Hervé Falciani

bei der Schweizer Tochter der HSBC
entwendete, befördert massive Vorwürfe:
Das Institut war weltweit Tausenden zu

Diensten, die gute Gründe hatten, ihr Geld
zu verstecken – vor Steuerbehörden oder

Ermittlern. Wie es aussieht, wurden im
Schutz des Schweizer Bankgeheimnisses

schwere Verbrechen gesteuert.

Swiss-Leaks Geheime Dokumente enthüllen die dunklen Geschäfte der HSBC in der Schweiz
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Drei Monate  nach ihrem Anruf schickt 
Gina eine E-Mail an das ZKA.

Zwei Tage später ruft sie  von einer
Pariser Nummer an und will wissen, ob
ihre E-Mail angekommen sei, und ob
das ZKA Interesse habe.

Einzelheiten per Mail

21. Juli 2008

Absender: barack_j@yahoo.co.uk
Wie im Krimi: Hervé Falciani hatte Kontakt
mit dem Bundesnachrichtendienst,
dem Zollkriminalamt und Steuerfahndern
aus Wuppertal. Am Ende bekam Deutschland
die Daten dann aber doch ganz anders

Der Weg der Daten
nach Deutschland

2106 Personen

3,3 Milliarden Euro

1992 Konten

davon
740 Nummerkonten

229 Tarnfirmen in Steueroasen
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: A
FP

Der Computerfachmann Hervé Falciani
wechselt von der HSBC in Monaco zur
HSBC-Schwester in Genf. Seine Aufgabe:
Er soll ein neues Computersystem mit
bestehenden Kundendaten bestücken.

März 2006

Eine Frau, die sich Gina nennt, ruft von
einem Schweizer Anschluss beim Zoll-
kriminalamt (ZKA) in Köln an. Es handelt
sich dabei mutmaßlich um Falcianis
Geliebte Georgina Mikhael. Sie sagt, sie
habe dem BND einen Umschlag mit
Kontodaten geschickt. Sie habe jedoch
festgestellt, dass der Zoll zuständig sei.
Sie bietet dem  ZKA die Daten an und
möchte dafür Geld. 

Anruf aus der SchweizE-Mail an den Geheimdienst

Der Informant

Von Oktober an importiert Falciani die 
kompletten HSBC- Kundendaten in das
neue System. Dabei sind die eigentlich
verschlüsselten Dateien für kurze Zeit
unverschlüsselt. So gelangt Falciani
mutmaßlich an die Daten.  

Der Datendiebstahl

15. April 2008

Falciani nimmt Kontakt mit dem BND auf.
Es ist die erste Behörde, die er überhaupt
kontaktiert. Später meldet er sich bei den
französischen und britischen Diensten.

Absender: toomuchwalls@yahoo.fr
Empfänger: zentrale@bundesnachrichtendienst.de
Gesendet: Freitag, 7. März 2008, 13:21 Uhr 

Oktober 2006 7. März 2008

„Ich habe die gesamte Kundenliste einer der
fünf größten Privatbanken der Welt.“

+41 xxxxxxx 

Peter Beckhoff, der Leiter der Wuppertaler
Steuerfahndung, wird mit dem Fall
betraut. Er hat schon etliche Steuer-CDs
angekauft und so Hunderte Millionen
an Steuergeldern zurückgeholt. In der
Schweiz wurde auf Beckhoff später daher
sogar ein Haftbefehl ausgestellt.

Wuppertal übernimmt

Ende Juli 2008

Wenige Stunden nach dem Verhör flieht
Falciani mit seiner Familie in einem
Carsharing-Wagen nach Nizza – wo
seine Familie ein Haus besitzt. Dort lädt
er von einem Server, der im Ausland
stand, nach und nach die gestohlenen
Daten herunter.

Die Flucht

23. Dezember 2008

Falciani will sich mit Beckhoff in Nizza
treffen. Das ist dem Wuppertaler
Ermittler jedoch nicht recht, er hat keine
Zeit, nach Frankreich zu reisen. Außerdem
hat er noch keine Zusage der Oberfinanz-
direktion oder des Finanzministeriums,
dass er für die Daten Geld ausgeben darf.

Der Kontakt gelingt

November 2008

Falciani und Beckhoff vereinbaren, sich
noch vor Weihnachten in Konstanz zu
treffen. Dann muss Beckhoff ins Kranken-
haus, er hat sich die Kniescheibe
gebrochen. Wieder kommt es nicht zu
einem Treffen – auch weil Beckhoffs
Vertreter kein Französisch kann und
Falciani am Telefon nicht versteht.

Das Treffen scheitert

Dezember 2008

Überraschend meldet sich Falciani bei
Peter Beckhoff und deutet an, er habe
Neues. Die beiden treffen sich in einem
Café in Paris. Aber das Treffen verläuft
enttäuschend, Beckhoff hatte sich
neue Daten erhofft, Falciani wollte
seine Idee einer transnationalen
Steuerfahndung vorstellen.

Treffen in Paris

Frühjahr 2014

Die deutschen Daten 

In einem Bistro am Flughafen von Nizza
übergibt Falciani französischen Ermittlern,
mit denen er in Kontakt stand, fünf CDs.
Es sind die Kundendaten der HSBC.

Übergabe der Daten

26. Dezember 2008

Aufgrund einer Schweizer Bitte um
Rechtshilfe durchsuchen französische
Ermittler Falcianis Elternhaus in Nizza.
Die beschlagnahmten Daten geben sie
allerdings nicht der Schweiz, sondern
den französischen Behörden. Jetzt ist es
offizielles Beweismaterial, jetzt kann es
gegen Steuerbetrüger verwendet werden.

Die Hausdurchsuchung

Januar 2009

Die Staatsanwaltschaft in Frankreich
wertet nun  die HSBC-Daten aus.
„Opération Chocolat“, wie die Fahnder
die Ermittlungen nennen, kommt in Gang.
Zu den ersten Prominenten, die sich
erklären müssen, gehören Spitzenkoch
Paul Bocuse und Frankreichs reichste
Frau Liliane Bettencourt.

Ermittlungen beginnen

Februar 2009

Schweizer Ermittler verhaften Falciani
und seine Geliebte und vernehmen
sie in Genf. Am Abend darf er die Wache
der Kantonspolizei nur unter der Auflage
verlassen, sich am nächsten Tag wieder
einzufinden. Die Staatsanwältin hat
Mitleid mit ihm, weil er sich angeblich
um sein behindertes Kind kümmern
muss.

Als bekannt wird, dass die französischen
Behörden die Daten an andere Staaten
verteilen, bekommt auch das Bundes-
zentralamt für Steuern eine CD. Sie geht
direkt weiter nach Wuppertal: Darauf
1136 Personen, die Verbindungen zu
Deutschland haben.

Die Wuppertaler Fahnder gehen die
Daten durch und verteilen die Fälle an die
zuständigen Steuerfahndungen. Die
letzten Namen gibt Beckhoff im Februar
2011 heraus. Wie sich nun im Zuge der
Swiss-Leaks-Recherchen herausstellt,
gibt es 1000 weitere Namen, die die
Ermittler noch nicht auswerten konnten.

Die Festnahme

22. Dezember 2008

Operation-HSBC-Genf

Februar 2011

1136 Personen aus Deutschland

Oktober 2010

SZ-Grafik; Recherche: Christoph Giesen,
Frederik Obermaier, Bastian Obermayer, ICIJ

Erste Kontakte
nach Deutschland

Die Quelle

Steuerfahnder will die Daten

Das Geschehen in Frankreich

Die Daten kommen
nach Deutschland

Das Nachspiel

von hans leyendecker,
frederik obermaier

und bastian obermayer

D er mutmaßlich größte Bankda-
tenraub der Geschichte ist schon
vollbracht, aber noch unent-
deckt, als Peter Beckhoff, der Lei-

ter der Wuppertaler Steuerfahndung, En-
de 2008 mit einem anonymen Informan-
ten telefoniert. Der Mann – der aus der
Schweiz anruft – nennt sich „Ruben Al Chi-
diack“, seine Mails verschickt er als „John
Barack“. Er behauptet, im Besitz von mehr
als 100 000 Kundendaten einer Schweizer
Bank zu sein, der Genfer HSBC. Dagegen
ist jede gewöhnliche Steuer-CD ein Witz.

Die beiden einigen sich auf ein Treffen
in Konstanz, an der deutsch-schweizeri-
schen Grenze, noch vor Weihnachten.
Dann bricht sich der deutsche Steuerfahn-
der die Kniescheibe, er muss ins Kranken-
haus. Als „Ruben Al Chidiack“ das nächste
Mal in Wuppertal anruft, hat er jemanden
am Apparat, der kein Französisch kann.
„Ruben Al Chidiack“ aber spricht kaum
Englisch, und das wenige klingt eher fran-
zösisch. Das Gespräch wird eine Katastro-
phe, das Treffen in Konstanz platzt.

Wenig später wird „Ruben Al Chidiack“,
alias Hervé Falciani, festgenommen und
übergibt seine Daten den französischen
Steuerbehörden. Über diesen Umweg lan-
det im Oktober 2010 auch eine CD mit deut-
schen Kunden der HSBC auf Peter Beck-
hoffs Schreibtisch in Wuppertal. Mit etwas
Verspätung kann der deutsche Fahnder
sich nun also ansehen, was der geheimnis-
volle Informant angeboten hatte. Sehr vie-
le Namen. Aber für Biografien interessie-
ren sich Fahnder meist nicht. Sie schauen
aufs Geld.

Dabei sind schon etliche interessante
Namen darunter: Ein verurteilter Millio-
nenbetrüger und die neun Millionen Dol-
lar schwere Tochter eines verurteilten NS-
Verbrechers. Ehemalige Rotlichtkönige
und ein südamerikanischer Fußballprofi
mit deutschem Wohnsitz. Die Familie ei-
nes angesehenen Verlegers, der Vorstands-
vorsitzender eines großen Unternehmens
und die Nachkommen einiger der reichs-
ten deutschen Dynastien. Ihnen folgt eine
lange Reihe von Mitgliedern des deut-
schen Adels, ein verstorbener Bundestags-
abgeordneter, ein abgestürzter Hedge-
fonds-Manager und viele Hundert weitere
Kunden.

Die Süddeutsche Zeitung wird deren Na-
men nicht nennen. Denn bei etlichen Perso-
nen liegen zwar Verdachtsmomente vor,
die darauf hindeuten, das Geld auf dem
Schweizer Konto könnte Schwarzgeld sein.
Doch einzelne Fälle werden noch von den
Steuerbehörden geprüft, andere sind abge-
schlossen, ohne dass das Ergebnis be-
kannt ist. Entscheidend ist jedoch:

Die Namen des Swiss-Leaks sind weni-
ger wichtig als das System.

Das oben umrissene deutsche Personal,
auf das man in den gestohlenen Daten der
Schweizer HSBC-Bank trifft, eint im Grun-
de nur eines: das Konto in der Schweiz.

Nun gibt es legitime und gute Gründe,
sich ein Konto in der Schweiz zuzulegen, ge-
schäftlich oder privat. Und wenn es nur ist,

um im Skiurlaub leichter an Schweizer
Franken zu kommen. Wer die Erträge des
Kontos dem Finanzamt offenlegt, verstößt
gegen kein Gesetz. Er spart noch nicht mal
Steuern.

Gleichzeitig gehört zur Wahrheit, dass
ein Schweizer Konto, erst recht eines der
berüchtigten anonymen Nummernkon-
ten, häufig zur Verschleierung von Einkom-
men dient. Das bestätigen etliche Fälle
deutscher HSBC-Kunden, gegen die inzwi-
schen wegen Hinterziehung ermittelt wur-
de, und die zum Teil beträchtliche Geldbu-
ßen bezahlen mussten.

Das bestätigen aber auch die Statistiken
der französischen Steuerfahnder, die akri-
bisch Buch geführt haben über ihre Falcia-
ni-Fälle. In Frankreich ging es am Ende um
2846 Konten. Das waren die, auf denen
auch Geld lag. Von diesen 2846 Konten –
so ist es im Untersuchungsbericht der fran-
zösischen Nationalversammlung vom Juli
2013 festgehalten – waren exakt sechs de-
klariert. Das sind in etwa 0,2 Prozent. Ver-
fasser des Berichts war Christian Eckert,
der heutige Haushaltsminister des Lan-
des.

Diese Zahl, diese 0,2 Prozent, sagt
nichts über einzelne Fälle aus den deut-
schen Daten. Wohl aber gibt sie eine gewis-
se Orientierung dafür, dass die Schweiz ih-
ren Ruf als Beihilfe-Land nicht ganz zu Un-
recht hat oder hatte.

Eine solche Statistik gibt es für die deut-
schen Fälle nicht. Nachdem das Bundeszen-
tralamt für Steuern die CD mit den deut-
schen Namen aus Frankreich bekommen
hatte, wurden die Fälle nicht zentral bear-
beitet – wie das bei der Steuer-CD der Fall
war, die Post-Chef Klaus Zumwinkel zum
Verhängnis wurde – sondern an die Wup-
pertaler Steuerfahndung weitergereicht.
Von dort wurden die deutschen Fälle dann
an die zuständigen Behörden verteilt.

Rückmeldungen sind in diesem System
nicht vorgesehen. Nur wenn die Finanzbe-
hörden für eine Steuer-CD Geld ausgeben,
so erklärt es ein deutscher Steuerbeamter ,
wird zentral erhoben, wie viel Steuernach-
zahlungen oder Strafzahlungen die Daten
einbringen. Weil man dann wissen möch-
te, ob die Investition sich gelohnt hat.

Die Falciani-Daten aber waren ja um-
sonst. Allerdings: Selbst wenn die deut-
schen Fahnder Statistik geführt hätten, wä-
re diese nicht komplett. In den Swiss-Le-
aks-Daten identifizierten ICIJ, das Interna-
tionale Konsortium von Investigativen
Journalisten, und Süddeutsche Zeitung
nach letzter Zählung 2106 Personen, die
mit Deutschland verbunden sind. Auf der
CD, die den deutschen Fahndern 2010 über-
geben wurde, sind nach Erkenntnissen der
SZ aber lediglich 1136 Personen gelistet.

Fast eintausend Namen weniger.

Das werden die deutschen Fahnder
nicht auf sich beruhen lassen. Erst recht
nicht, wenn sie hören, dass mit diesen
knapp zweitausend Personen 740 Num-
mernkonten und 229 Offshore-Briefkas-
tenfirmen verbunden sind – für Ermittler
sind beides Indizien für Verschleierungsab-
sicht. Insgesamt finden sich in den deut-
schen Daten 1992 Konten mit 3616 Unter-
konten und mindestens 3,3 Milliarden Eu-
ro Guthaben.

Macht im Schnitt mehr als eine Million
Euro Guthaben pro Unterkonto.

Etwas weniger, nämlich 850 000 Dollar,
lagen um 2006/2007 offenbar auf einem
Konto, das laut den Swiss-Leaks-Daten
mit einem hochrangigen deutschen Mana-
ger, einem Vorstandsvorsitzenden eines
großen Unternehmens, verbunden ist. Es
ist ein Konto, das einige Eigenheiten auf-
weist: Es ist ein anonymes Nummernkon-
to, dessen Korrespondenz der Inhaber of-

fenbar im Bankschließfach verwahren
ließ, anstatt sie sich schicken zu lassen.
Das besagt die Notiz „mail: kept in bank“ in
den geleakten Unterlagen. In den Notizen
der Bankberater ist festgehalten, dass der
Kunde im Dezember 2005 angerufen ha-
be: Er werde vor Weihnachten vorbeikom-
men, und wolle „dann alles in bar“ haben.

Unklar ist, ob damit der gesamte Konto-
betrag gemeint ist, zu dieser Zeit offenbar
etwa 100 000 Dollar, – oder nur die Erträge
aus einem Verkauf von Anleihen. Der Ma-
nager wollte auf Anfrage keine Stellung
nehmen. Sein Anwalt wies den Verdacht
der Steuerhinterziehung zurück.

Vielleicht sollte man auch zuerst erklä-
ren, welcher Art die Swiss-Leaks-Daten
sind: Den Kunden sind meist nicht nur Kon-
ten und Geldbeträge zugeordnet, sondern
auch eine Vielzahl von persönlichen Daten,
etwa Adressen, Telefonnummern, Geburts-
daten, Berufe oder der Familienstand. Da-
mit ist die Identifizierung meist eindeutig.

Etwa ein Drittel der deutschen Kontoin-
haber führte solch anonyme Nummern-
konten, wie im obigen Fall. Bei einer unge-
zählten Menge von Konten ist jene eben-
falls gerade erwähnte Regelung getroffen,
dass den Kunden die Korrespondenz nicht
nach Hause geschickt wird. Diese Praxis –
für Fahnder ein eindeutiges Indiz – hat die
HSBC inzwischen im Rahmen der neuen
Weißgeldstrategie abgeschafft.

In 160 einzelnen Notizen zu deutschen
Kontoinhabern ist sogar festgehalten, dass
Kunden die aufbehaltene Post noch in der
Bank „zerstörten“ – wie eine deutsche Ade-
lige, eine jener Society-Charity-Damen,
die gerne in Bunte und Bild erscheinen.

In den Daten findet man auch einen pro-
minenten Unternehmer aus einer der gro-
ßen deutschen Familien. Der Mann, vor ei-
nigen Jahren in einen Millionen-Steuer-
skandal verwickelt, in dem auch die
Schweiz eine prominente Rolle spielte, hat-

te ebenfalls ein Nummernkonto bei der
HSBC. Es wurde nach jener Steueraffäre ge-
gründet, und 2006/2007 waren darauf et-
wa 2,5 Millionen Dollar deponiert. Auf An-
frage sagt der Unternehmer lediglich, das
Konto weder bestätigen noch dementieren
zu wollen.

Zahlreiche deutsche HSBC-Kunden ga-
ben diese Antwort. Einige beantworteten
die Anfragen gar nicht, andere schickten
Anwaltsbriefe zurück – in denen auf weni-
gen Zeilen erklärt wird, das Konto sei den
Behörden bekannt.

Tatsächlich dürften sehr viele der HSBC-
Konten den Behörden inzwischen bekannt
sein. Zudem hat die HSBC nach Erkenntnis-
sen der SZ ihre Kunden im März 2010 ge-
warnt und sie über den Datendiebstahl in-
formiert. Es folgte eine Vielzahl von Selbst-
anzeigen. Die Finanzämter ließen die meis-

ten Selbstanzeigen offenbar nicht durchge-
hen, weil sie zu spät erstattet worden wa-
ren, gewährten aber Rabatt: Wer sich nach
der HSBC-Warnung freiwillig meldete,
musste weniger Strafe zahlen. Zu denen,
deren Steuerakte die zuständige Finanzbe-
hörde aufgrund der Falciani-Daten
2010/2011 noch einmal zur Hand nahm, ge-
hört ein höchst prominenter Vertreter des
deutschen Hochadels, ein inzwischen ver-
storbener Abkömmling des letzten deut-
schen Kaisers. Auch sein Konto war ein
Nummernkonto, auch bei ihm war ver-
merkt, man möge ihm die Korrespondenz
im Schließfach aufbewahren. Und das Kon-
to war dem zuständigen Finanzamt bis da-
to unbekannt.

Das Finanzamt bat also die deutsche
Steuerkanzlei um Aufklärung, die den To-
ten betreut hatte. Die Kanzlei kannte das
Konto ebenfalls nicht und fragte, so er-
zählt es ein enger Verwandter des Toten
der SZ, schließlich bei der Familie nach.
Aber auch da wusste offenbar niemand
von dem ominösen Konto. Letztendlich ha-
be sich das Finanzamt jedoch nicht mehr
gemeldet, sagt der Verwandte.

Diese Konstellation wurde bei den Re-
cherchen häufig angetroffen: Oft ist die
nachfolgende Generation in das Schweizer
Konto nicht oder nicht umfänglich einge-
weiht. So musste sich ein renommierter
deutscher Verleger darum kümmern, dass
seine betagte Mutter die Nach- und Straf-
zahlungen für ihr Schweizer Konto be-
glich. In einer deutschen Adelsfamilie wird
offenbar noch immer nach dem HSBC-Kon-
to gesucht, nach dem die SZ in einem
Schreiben gefragt hatte. Und so gibt es
noch etliche andere Fälle.

Die Daten und das deutsche Personal
darin zeichnen noch einmal ein Sittenbild
der Oberschicht der alten Bundesrepublik.
Die meisten der Kunden sind ein wenig äl-
ter und äußerst wohlhabend – und viele

waren nicht abgeneigt, der Steuer ein
Schnippchen zu schlagen. So, das darf man
nicht vergessen, so sah man das noch bis
weit in die Neunzigerjahre, als das Schwei-
zer Konto auch eine Art Statussymbol war.

Die Anonymität der Schweizer HSBC
zog aber auch andere Kunden an – solche
nämlich, deren Geschäfte mit den deut-
schen Gesetzen nicht immer im Einklang
standen. Etwa einen derzeit inhaftierten
Millionenbetrüger – allerdings bevor seine
Taten aufgeflogen waren. Bei zwei ehemali-
gen Rotlichtgrößen sieht es anders aus, bei-
de waren noch als Kunden angenommen
worden, als ihr krimineller Hintergrund –
Hinterziehung, illegales Glücksspiel, Ur-
kundenfälschung – bereits bekannt war.

Und dann ist da noch Florian Homm,
der ehemalige Hedgefonds-Manager, der
inzwischen auf der Most-Wanted-Liste
des FBI steht – wegen angeblichen Betrugs
in dreistelliger Millionenhöhe. Sein Name
kann hier genannt werden, er hat damit kei-
ne Probleme.

In Homms HSBC-Konto, das schon viele
Jahre geschlossen ist, gibt es eine Verbin-
dung zu einer Yachtfirma in Griechenland.
Möglicherweise eine Schiffsbeteiligung?
Homm überlegt am Telefon. „Kann sein“,
sagt er, und dann: „Wissen Sie, damals hat-
te ich Aktien im Wert von einer halben Mil-
liarde. Die einzige Schiffsbeteiligung, an
die ich mich erinnere, war 50 000 wert. Ver-
stehen Sie? Das stand nicht ganz oben auf
meiner Liste.“

Mitarbeit: Petra Blum, Bastian Brinkmann, Robert
Gast, Christoph Giesen, Arne Meyer, Klaus Ott, Julia
Stein, Jan Strozyk, Benedikt Strunz

Steuerfahnder hören ungern, dass ihnen
Material vorenthalten wird, das verfügbar
ist. Genau so verhält es sich allerdings
nach Recherchen von SZ, NDR und WDR
mit den Swiss-Leaks-Daten, die den deut-
schen Finanzbehörden ja grundsätzlich
auch vorliegen. Als aber die französischen
Steuerbehörden ihren deutschen Kolle-
gen 2010 die „deutsche Liste“ übergaben
(die schlicht „Allemagne“ hieß), hatten sie
nach den Kriterien Nationalität, Postleit-
zahl, Adressen und Telefonvorwahlen sor-
tiert. Datenspezialisten des ICIJ analysier-
ten die Daten nun ein zweites Mal und ord-
neten Deutschland fast doppelt so viele
Kunden zu. Sie erweiterten die Kategorien
um den Geburtsort und den Ausstellungs-
ort des Personalausweises und nutzten
neueste Software, etwa um Adressen bes-
ser zuordnen zu können.  BOB

Rudolf Schmenger gehörte zu den erfolg-
reichsten Steuerfahndern Deutschlands.
Bis er gemeinsam mit drei Kollegen der
Frankfurter Steuerfahndung wegen angeb-
licher psychischer Probleme zwangspensi-
oniert wurde. Rasch entwickelte sich der
Fall zu einer Affäre, mit der sich auch ein
Untersuchungsausschuss befasste.
Schmengers Gutachter wurde wegen „vor-
sätzlicher Falschbegutachtung“ zu einer
Geldstrafe verurteilt. Seit 2007 arbeitet Ru-
dolf Schmenger als Steuerberater.

SZ: Herr Schmenger, in Frankreich konn-
ten aufgrund der Daten 186 Millionen
Euro an Steuergeldern zurückgeholt wer-
den, in Belgien waren es 434 Millionen, in
Deutschland hat allerdings niemand ei-
nen Schimmer, wie viel zusammengekom-
men ist.

Rudolf Schmenger: Das Material ist politi-
scher Sprengstoff, es zeigt auf, dass über
Jahre die Kapitalflucht verniedlicht wurde.
In Deutschland wurden die Verfahren lei-
der nicht organisiert auf die Steuerfahn-
dungsstellen übertragen. Man hätte zwin-
gend eine Steuerfahndungsstelle oder eine
Staatsanwaltschaftsstelle federführend
mit den Ermittlungen beauftragen müs-
sen, nur so hätte man auch gewährleisten
können, dass die Unterlagen systematisch
ausgewertet wurden. Aber das ist nur eines
von vielen Problemen.
Was sind die anderen?
Das Bundesfinanzministerium muss sich
die Frage gefallen lassen, ob die Steuer-
fahndungsstellen überhaupt personell in

der Lage sind, diese Unterlagen auszuwer-
ten. Die Realität ist: Wir haben viel mehr
Anzeigen, viel mehr Strafverfahren, als Per-
sonal für die Abarbeitung zur Verfügung
steht. Dieser Fall zeigt auf, was schon seit
Jahren von vielen Fachleuten gefordert
wird: Wir brauchen in Deutschland eine
Bundessteuerfahndung und darüber hin-
aus eine EU-Fahndung. Nur so können wir
im Rahmen der Vernetzung auch mit Ame-
rika und mit weiteren Drittstaaten sicher-
stellen, dass wir dieser globalen Steuer-
flucht und dem Führen von Konten, die
sehr fragwürdig sind, Herr werden.

Weshalb bringen Kunden aus Deutsch-
land ihr Geld überhaupt in die Schweiz?
In Deutschland begann es mit der Einfüh-
rung der Zinsabschlagsteuer. Die Kontoin-
haber wollten keine Steuern bezahlen und
somit hatten die Hausbanken ein Problem:
Entweder sie finden einen Weg, der den
Kunden zufriedenstellt oder er wechselt
die Bank. Und in der Vergangenheit wur-
den den Kunden Modelle geboten, mit de-
nen man das Geld bei Tochtergesellschaf-
ten im Ausland anlegt. Es wurden auch die
Transferwege geschaffen, über sogenann-
te Lorokonten – das sind bankinterne Kon-
ten – wurde das Geld ins Ausland transfe-
riert. Alles verschleiert, sodass Ermitt-
lungsbeamte in Deutschland diese Trans-
ferwege auf den ersten Blick nicht nachvoll-
ziehen konnten. Den Banken war es wich-
tig, dass die Kundengelder im eigenen Kon-
zern, im eigenen Verbund verbleiben.

Gibt es andere Gründe als Steuerhinterzie-
hung, in die Schweiz zu gehen oder sich
ein Nummernkonto zu nehmen?

Wir reden bei der Kapitalflucht nicht aus-
schließlich über Steuerhinterziehung, es
gibt viele Gründe sein Geld im Ausland an-
zulegen, zum Beispiel, wenn man Geld ver-
untreut hat oder Geld durch einen Betrug
erlangt hat. Korruption ist ebenfalls denk-
bar, genauso wie Verstöße gegen das
Kriegswaffenkontrollgesetz.
In der Tat gehören mutmaßliche Waffen-
schieber zu den Kunden, genauso wie ver-
mutliche Blutdiamantenhändler oder
Männer, die im Verdacht stehen, Terroran-
schläge finanziert zu haben. Was sagt das
über die HSBC aus?
Die Schweiz war in der Vergangenheit für
diese Klientel ein sicherer Anlageort. In
Deutschland führt man üblicherweise ein
namentliches Konto, die Transaktionen
sind auch für einen Dritten, der Einblick ge-
nießen kann aufgrund rechtlicher Voraus-
setzungen, transparent und nachvollzieh-
bar. Allerdings möchte ich mich nicht nur
auf diese eine Bank fokussieren.
Weshalb nicht?
Was diese Bank angeboten hat, war das,
was eigentlich alle Banken anbieten, viel-
leicht sogar anbieten müssen, um ihre Kun-
den zu halten. Das sind zwar sittenwidrige
Geschäfte, aber auch dafür gibt es einen
Markt. Und wenn Bank A gewisse Anlagen,
gewisse Transferwege nicht anbietet, dann
geht der Kunde eben zu Bank B oder zu
Bank C. Das heißt, wir haben zwar jetzt ei-
ne Vielzahl von Daten, aber wir reden nicht
über eine Einzelbank, sondern über ein
Problem, das für eine Vielzahl von Groß-
banken in der Vergangenheit zutraf.

Viele Banken werden nun antworten, dass
das alles Probleme der Vergangenheit

und solche Geschäfte in der Schweiz nicht
mehr möglich seien.
Das sind Versuche, die Öffentlichkeit zu be-
ruhigen. Vielleicht wurden die Gelder be-
reits in andere Steueroasen verschoben?
Glaubwürdigkeit erlangt eine betroffene
Bank nur dadurch, indem sie aufzeigt: Wir
haben das Geld eingefroren und wir wer-
den jetzt mit den betroffenen Staaten eine
einvernehmliche Regelung finden.

In Frankreich waren von knapp 3000
überprüften Konten lediglich sechs kor-
rekt gemeldet. Das sind 0,2 Prozent. Hal-
ten Sie eine solch geringe Quote auch bei
den deutschen Daten für denkbar?
Ich gehe davon aus, dass der Prozentsatz in
dieser Größenordnung auch auf Deutsch-
land zugetroffen hat. Viele der ehemaligen
Kunden werden sich aber in der Zwischen-
zeit selbst angezeigt haben.

In Belgien und in Frankreich wurden ge-
gen die HSBC Verfahren wegen Beihilfe
zur Steuerhinterziehung eröffnet. Müsste
nicht auch in Deutschland ermittelt wer-
den?
Allerdings. Man hätte natürlich nicht nur
steuerliche Sachverhalte eruieren müssen,
sondern parallel dazu auch die betroffenen
Beschuldigten zu den Beihilfehandlungen
der Bankmitarbeiter befragen müssen.

Es gibt offenbar etwa 1000 Datensätze,
die die deutschen Behörden noch nicht ein-
sehen konnten. Sollte sich Deutschland
diese Daten aus Frankreich besorgen?
Die Steuergerechtigkeit setzt voraus, dass
der Staat alle ihm zur Verfügung stehen-
den Möglichkeiten ausschöpft. Es wäre fa-
tal, wenn jemand auf Unterlagen, die man
aus dem Ausland beziehen kann, verzich-
tet.
interview: christoph giesen,
benedikt strunz

Alles wird verschleiert,
die Transferwege

sind schwer nachvollziehbar

Neu sortiert

München – Vielleicht kann sogar ein Au-
genzwinkern strafrechtlich bedeutsam
sein. Auffällig war es schon.

Die Bankberater hätten ihm nahegelegt,
erzählt ein ehemaliger Kunde der Schwei-
zer HSBC, ein kompliziertes Anonymisie-
rungskonstrukt aufzuziehen. Ein Bankkon-
to, das sich hinter einer Stiftung und einer
Briefkastenfirma verstecke. „Das wurde
mir von den HSBC-Beratern mit einem Au-
genzwinkern als Steuersparmodell emp-
fohlen“, sagt der Kunde, als ihn die SZ nach
dem Gespräch von damals fragt.

Die Mitarbeiter der HSBC Private Bank
in Genf waren erfindungsreich, wenn es
ums Tricksen ging. Der Mann, dem sie ein
mutmaßlich illegales Offshore-Vehikel zu-
zwinkerten, ist nur einer von circa 2000
deutschen Kunden, die in den Swiss-Leaks
stecken. Die Dokumente des ehemaligen
HSBC-Mitarbeiters Hervé Falciani belegen
in etlichen Fällen, wie die Bankberater ih-
ren Kunden halfen, Geld zu verstecken.

In Protokollen notierten die Banker, was
sie mit den Kontoinhabern besprochen ha-
ben. Manche dieser Notizen, die vor allem
aus dem Jahr 2005 stammen, lesen sich
wie Passagen aus einer Anklageschrift we-
gen Beihilfe zur Steuerhinterziehung. Die
Genfer HSBC hielt sich an Kontaktverbote,
um keine Spuren in die Schweiz zu legen.
Wenn die Kunden große Mengen Bargeld
abheben wollten, war das kein Problem.
Und wieder und wieder schlagen die Bera-
ter vor, wie der Kunde der Quellensteuer
entgehen könnte: Indem er beispielsweise
eine Stiftung in einer Steueroase zwischen
sein Konto und sein Vermögen schaltet. Je-
de einzelne dieser Praktiken macht einen
Kontobesitzer nicht nur in den Augen der
Steuerfahndung verdächtig.

Da ist beispielsweise der 30 000-Euro-
Mann aus Bremerhaven. Er besucht die
HSBC alle sechs Monate, die Bank reser-
viert für ihn die Übernachtung in einem
Zürcher Hotel. Intern gilt die Anweisung,
immer 30 000 Euro zur Hand zu haben,
um sie dem Mann auszahlen zu können.
Einer 96-jährigen Kundin brachte ein
HSBC-Mitarbeiter 10 000 US-Dollar an
den Genfer Flughafen – sie hatte verges-
sen, diesmal Bargeld mitzunehmen.

Manche Kunden bestehen auf kleinen
Scheinen – die HSBC lieferte. Hohe Sum-
men bar abzuheben, ist derart verdächtig,
dass die Bank mittlerweile selbst diese
Möglichkeit eingeschränkt hat. Hebe ein
Kunde mehr als 10 000 Dollar cash ab,
müsse er „strenge Kontrollen“ über sich er-
gehen lassen, teilt die Bank mit. Dazu gehö-
ren etwa Nachfragen, wofür er das Geld
braucht, oder Nachweise wie Rechnungen.

In der Bank fürchteten früher manche
Mitarbeiter, dass irgendjemand die Telefo-
ne abhören könnte. So steht es in internen
Unterlagen. „Wir können am Telefon
NICHT offen reden“, heißt es in einer Kun-
dennotiz. Viele Deutsche wiesen die HSBC
an, sich überhaupt niemals bei ihnen zu
melden: „Die Klienten nicht anrufen. Es
sind immer sie, die sich melden“, steht, et-
was ungelenk, in einem Vermerk über ei-
nen Berliner Unternehmer, der Bundesbe-
hörden mit Lebensmitteln beliefert. Auch
ein Ehepaar aus Hessen verlangte höchste

Diskretion. Protokoll: „Sie haben wieder
einmal betont, dass wir sie NIEMALS kon-
taktieren sollen.“

Kontoauszüge ließ die Bank verschwin-
den, wenn die Kunden es wünschten. Die
Papiere könnten ja als Beweis in einem
Strafverfahren genutzt werden. Bei der
Schweizer HSBC war es Standard zu fra-
gen, was mit den Unterlagen der Kunden
passieren soll: nach Hause schicken, in der
Bank behalten – oder direkt vernichten.
Deponiert ein Kunde seine Kontoauszüge
in der Bank, um sie nur dort einzusehen,
ist das nicht nur für Steuerfahnder ein Hin-
weis, dass diese Person ihr Schweizer Ver-
mögen verschleiern will.

Das Schweizer Modell, das dem deut-
schen Fiskus mitsamt der Fahnder jeden
Einblick verwehrte, war Hunderten Deut-
schen nicht sicher genug. Sie ließen sich an-
onyme Bankverbindungen einrichten:
Nummernkonten. Diese laufen nicht auf ih-
ren Namen, sondern tauchen auf sämtli-
chen Bankunterlagen nur als kryptische
Nummer- und Ziffernfolge auf. Wer hinter
„8766 NM“ oder „36003 ZMR“ steckt, wis-
sen dann selbst innerhalb der Bank nur we-
nige Menschen.

Im Jahr 2005 hatten die HSBC-Mitarbei-
ter viel zu tun. Denn im Sommer trat die eu-
ropäische Zinssteuerrichtlinie in Kraft. Da-
mit mussten plötzlich auch jene Kunden
zahlen, die den Finanzämtern ihre Schwei-
zer Konten verschwiegen hatten. Für sie
galt dann der günstige Steuersatz von
15 Prozent auf Zinsen – Quellensteuer. Die
Steuer heißt so, weil sie direkt an der Quel-
le eingesammelt wird: Die Bank zieht sie
ein und leitet die Quellensteuer an die aus-
ländischen Finanzbehörden weiter. Der
Kontoinhaber hat den entscheidenden Vor-
teil, dass sein Schweizer Geldversteck den
deutschen Behörden weiterhin verborgen
bleibt. Er bleibt für den deutschen Fiskus
anonym. Eigentlich ein günstiger Ablass-
handel für Steuerhinterzieher.

Doch die Banker ersannen Lösungen,
die eigentlich günstige Zinssteuerrichtli-
nie zu umgehen. Denn diese greift bei-
spielsweise dann nicht, wenn eine Briefkas-
tenfirma zwischengeschaltet ist. Die Zins-
gewinne können nicht mehr einem euro-
päischen Steuerzahler zugeordnet werden
— die Quellensteuer entfällt. Diesen Trick
boten HSBC-Leute auch Deutschen an:

„Wir haben ihm mitgeteilt, dass die Schaf-
fung einer Firma eine Lösung wäre, die
nicht unter die europäische Zinssteuer-
richtlinie fällt“, heißt es im Beratungsproto-
koll eines Deutschen, der 670 000 Dollar
bei der HSBC geparkt hatte.

Auch nach langem Suchen findet sich in
den Unterlagen kein einziger Fall, in dem
die Berater den Kunden darauf hinweisen,
dass steuerliche Probleme entstehen.
Selbst wenn offen ausgesprochen wird,
dass ein Kunde Straftaten begeht, passiert:
nichts. Ein Hamburger Kaufmann wolle ei-
nes seiner vier HSBC-Konten schließen,
heißt es im Protokoll. „Das ist das einzige
deklarierte Konto“, vermerkte der Bankbe-
rater. Was im Umkehrschluss hieß: Ihm
blieben noch drei illegale. Die Bank störte
das offenbar nicht.

Für deutsche Steuerfahnder könnte
Swiss-Leaks ein selten guter Fund sein,
weil die Beihilfe zur Steuerhinterziehung
zum Teil detailliert protokolliert worden
ist. Belgien und Frankreich ermitteln be-
reits gegen die HSBC. Die Nachbarländer
wollen juristisch klären, ob die Bank Steu-
erhinterziehern geholfen hat. In Deutsch-
land laufen keine Ermittlungen gegen das

Institut. Hierzulande wurden die Daten
aber auch nicht systematisch analysiert
wie in Paris und Brüssel. Die deutschen Fäl-
le wurden in der ganzen Republik ver-
streut. Somit fehlt deutschen Behörden –
derzeit zumindest noch – der Überblick
über das Verhalten der Schweizer HSBC.

Gegen etliche andere Banken sind deut-
sche Behörden in den vergangenen Jahren
wegen Beihilfe vorgegangen, und die Geld-
häuser mussten zum Teil Geldbußen in
dreistelliger Millionenhöhe zahlen. In all
diesen Fällen waren die Daten zentral auf-
gearbeitet worden.

Manche Kunden zeigten gute Nerven
und schlechte Moral. Ein Bauunternehmer
aus Baden-Württemberg hielt auf seinem
Weg in den Urlaub am Lago di Lugano bei
der HSBC in Genf. Die europäische Zins-
steuerrichtlinie würde ihn 10 000 kosten,
rechnet ihm der Berater vor – und schlägt
ein Offshore-Konstrukt vor. Doch der
Mann zögert, ob er wegen so einer Summe
sein Konto umbauen soll. „Das geht mir
hinten vorbei“, ließ er die Banker wissen.
 bastian brinkmann, robert gast,
 bastian obermayer

Rotlichtkönige,
Hochadel und

ein Fußballprofi

„Damals hatte ich Aktien
im Wert von
einer halben Milliarde“

Rudolf Schmenger, ehemaliger Steuerfahnder, posiert
vor den Finanztürmen Frankfurts. Nach seiner Zwangs-

pensionierung ist er nun Berater. FOTO: MARTIN LEISSL/LAIF

Die Namen
sind weniger wichtig
als das System

Darf’s auch eine Briefkastenfirma sein?
Anonyme Konten, Bargeld ohne Nachfragen: Wie die HSBC deutschen Kunden half

„Das Material ist politischer Sprengstoff“
Der ehemalige Steuerfahnder Rudolf Schmenger fordert, dass die Banken Geld aus sittenwidrigen Geschäften einfrieren

Tricksen kann manchmal federleicht sein: Die Mitarbeiter der HSBC Private Bank in
Genf waren da recht erfindungsreich.  FOTO: FABRICE COFFRINI/AFP

Der 30 000 Euro-Mann
reiste regelmäßig
aus Bremerhaven an
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Mehr als 2000 deutsche Kunden
deponierten ihr Geld auf Konten der

HSBC Schweiz, unter ihnen auch etliche
Prominente. Hunderte Deutsche nutzten

anonyme Nummernkonten, viele
auch Tarnfirmen in der Karibik. Die

Swiss-Leaks-Dokumente zeigen, wie die
Kundenberater der Bank beim Verschleiern

von Vermögen zu Diensten waren.
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Swiss-Leaks Von kryptischen Konten und vernichteten Auszügen deutscher Kunden
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Rotlichtkönige und Hochadel: Für wen
die HSBC Konten führte � Seite 6
Darf’s eine Briefkastenfirma sein? Wie
die Bank deutschen Kunden half � Seite 7

von nicolas richter
und daniel brössler

Washington/Brüssel – Die USA setzen
trotz massiver Vorwürfe gegen Russland
im Ukraine-Konflikt auf eine diplomati-
sche Lösung, schließen aber auch Waffen-
lieferungen an die Ukraine nicht aus. Dies
sei eine Option, die von seinen Beratern ge-
prüft werde, sagte US-Präsident Barack
Obama am Montag bei einer gemeinsa-
men Pressekonferenz mit Bundeskanzle-
rin Angela Merkel im Weißen Haus. Oba-
ma betonte allerdings, dass er noch keine
Entscheidung getroffen habe. Er legte sich
auch nicht auf ein bestimmtes Ereignis
fest, von dem an er Waffen liefern werde.
Die Ereignisse in der Ukraine würden statt-
dessen kontinuierlich analysiert, sagte der
US-Präsident. Bevor er eine Entscheidung
treffe, werde er sich mit Merkel und ande-

ren Verbündeten abstimmen, versprach
er. Obama strebt zwar weiterhin gemein-
sam mit der Kanzlerin eine diplomatische
Lösung der Ukraine-Krise an. Im Falle des
Scheiterns werde der Westen aber eine
„starke Antwort“ geben.

Merkel bekräftigte, dass sie Waffenliefe-
rungen skeptisch sehe. Wichtig sei es jeden-
falls, dass die Einigkeit der USA und Euro-
pas fortbestehe, „auch wenn es in einzel-
nen Fragen unterschiedliche Meinungen
gibt“. Die Kanzlerin betonte, man müsse ei-
ne friedliche Lösung suchen und die diplo-
matischen Mittel ausschöpfen, „obwohl
wir schon viele Rückschläge erlitten ha-
ben“ und obwohl es keinerlei Garantie für
den Erfolg gebe.

Obama ließ keinen Zweifel daran, dass
er Russland für die verschärfte Lage in der
Ostukraine verantwortlich macht. „Russ-
land hat mehr Panzer ins Land gebracht

und unterstützt die Separatisten bei weite-
ren Geländegewinnen“, sagte er. „Wir dür-
fen es nicht akzeptieren, dass Grenzen neu
gezogen werden mithilfe von Gewalt.“ Man
müsse Moskau klarmachen, „dass es einen
hohen Preis zu zahlen hat“. Obama ermahn-
te zugleich die ukrainische Führung um
Präsident Petro Poroschenko und Premier
Arsenij Jazenjuk, Reformen in der Ukraine
voranzutreiben.

Bundeskanzlerin Merkel und Frank-
reichs Staatspräsident François Hollande
wollen sich an diesem Mittwoch in Minsk
mit dem ukrainischen Staatschef Poro-
schenko und Kremlchef Wladimir Putin
treffen, um Möglichkeiten zur Beendigung
des Krieges in der Ukraine auszuloten. Das
Treffen ist jedoch noch nicht sicher. Putin
werde keinen Druck akzeptieren, ließ der
Kreml wissen. „Niemand hat je mit dem
Präsidenten im Ton eines Ultimatums gere-

det oder kann mit ihm so reden, selbst
wenn er das möchte“, sagte Kremlsprecher
Dmitrij Peskow im russischen Radio. Bun-
desaußenminister Frank-Walter Steinmei-
er erklärte, „allen ist natürlich klar, wenn
die aktuellen Bemühungen keinen Erfolg
haben, dann wird der Konflikt militärisch
eskalieren“. Und dann werde „sicherlich
auch hier in Europa die Frage von Waffen-
lieferungen diskutiert werden“.

Die EU-Außenminister beschlossen am
Montag neue Sanktionen gegen Russland,
ließen sich aber für den Fall erfolgreicher
Ukraine-Verhandlungen eine Hintertür of-
fen. Sie verabschiedeten Einreiseverbote
und Kontensperrungen gegen 19 Perso-
nen. Um die geplanten Verhandlungen in
Minsk nicht zu belasten, treten die Sanktio-
nen erst kommenden Montag in Kraft. Bei
einem Erfolg in Minsk könnten sie noch ge-
stoppt werden.  � Seiten 3, 4 und 8
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Die Spur nach
Deutschland

Meist stark bewölkt, zum Teil auch neblig-
trüb. Örtlich Sprühregen, in den höheren
Lagen und im Süden auch Schnee. Am ehes-
ten zeigt sich die Sonne noch an der Ostsee,
im Südwesten und an den Alpen. Null bis
acht Grad.  � Seite 15 und Lokales
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München – In der Affäre um die gestohle-
nen Kundendaten der HSBC Schweiz rü-
cken die deutschen Kunden in den Fokus.
In den internen Dokumenten finden sich
2106 Personen mit Bezug zu Deutschland.
Circa ein Drittel von ihnen nutzte anonymi-
sierte Nummernkonten, mehr als 200 Kun-
den besaßen Tarnfirmen. Laut den HSBC-
Dokumenten wurden von deutschen Kun-
den etwa 3,3 Milliarden Euro angelegt. Das
durchschnittliche Vermögen pro Person
lag damit bei mehr als 1,5 Millionen Euro.

Für viele dieser Kunden könnte das Da-
tenleck gravierende Folgen haben. Von der
Existenz fast 1000 zusätzlicher deutscher
Namen erfahren die Steuerfahnder erst
jetzt. Nach Erkenntnissen von SZ, NDR
und WDR lagen den deutschen Behörden
bisher lediglich 1136 Namen vor – also nur

rund die Hälfte der mehr als 2100 deut-
schen Namen. Französische Steuerermitt-
ler hatten ihren deutschen Kollegen be-
reits im Oktober 2010 eine vorsortierte Li-
ste mit 1136 Namen von mutmaßlich deut-
schen Kontoinhabern übermittelt. Zuvor
hatte Whistleblower Hervé Falciani, Ex-
Computerfachmann der HSBC in Genf,
Tausende Kundendaten entwendet und
den französischen Behörden übergeben.

Durch die Recherchen von mehr als 140
Journalisten aus 45 Ländern, geleitet vom
Internationalen Konsortium für Investiga-
tive Journalisten (ICIJ), wurde bekannt, in
welchem Ausmaß die HSBC Schweiz ihre
Kunden bei der Verschleierung von Gel-
dern unterstützt hatte. Außerdem sollen
die Banker Geschäfte mit mutmaßlichen
Waffenschiebern, Blutdiamantenhänd-

lern und der al-Qaida nahestehenden Per-
sonen gemacht haben. Sprecher der Bank
räumten ein, dass es bei der HSBC „Verhal-
tens- und Kontrolldefizite“ gegeben habe,
dafür übernehme man die Verantwortung.

Die Enthüllungen haben die weltweite
Diskussion um die Rolle von Banken neu
angeheizt. Politiker aus aller Welt forder-
ten ein Ende fragwürdiger Bankgeschäfte.

Aus der britischen Regierung etwa hieß es,
„die Ära des Bankgeheimnisses ist vorbei.“
Ein belgischer Untersuchungsrichter, der
seit November 2014 gegen die Schweizer
HSBC-Tochter wegen Steuerbetrugs und
Geldwäsche ermittelt, drohte am Montag
mit einem internationalen Haftbefehl ge-
gen führende Manager der Gesellschaft.

Vizekanzler Sigmar Gabriel (SPD) forder-
te auch in Deutschland Ermittlungen ge-
gen die Bank, wegen Beihilfe zur Steuerhin-
terziehung. Gabriel sprach von „banden-
mäßiger Steuerhinterziehung in erhebli-
chem Umfang“. Die gestohlenen Bankda-
ten liegen Behörden in mindestens zwölf
Ländern vor, mehr als eine Milliarde Euro
an Steuern und Strafen konnte zurückge-
holt werden.  christoph giesen,
 bastian obermayer
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Eine gewisse Sorgfalt kann man den vier
Männern nicht absprechen: Um zu erfah-
ren, wie die Fahrkartenautomaten der
Deutschen Bahn im Detail funktionieren,
stahlen sie von zwei kleineren Bahnhöfen
zunächst einmal zwei komplette Geräte.
Auf diese Weise konnten sie sich in Ruhe
einen Überblick über die Sicherheitstech-
nik verschaffen und eine Methode entwi-
ckeln, wie sich solche Automaten inner-
halb weniger Minuten aufbrechen ließen.
Ein Aufwand, der sich für sie bezahlt
machte: 80 Automaten knackten die vier
in den darauffolgenden Monaten bundes-
weit an Bahnhöfen – bis sie von der Bun-
despolizei geschnappt wurden.

Solche Fälle kennt die Bahn zur Genü-
ge: Zu ihrem Bedauern sind Fahrkarten-
automaten bei Kriminellen äußerst be-
liebt; vor allem Geräte an kleinen Bahnhö-
fen, an denen keine Videokameras instal-
liert sind und nur wenige Reisende vorbei-

kommen. Allein im vergangenen Jahr
wurden bundesweit 370 Ticketautoma-
ten aufgebrochen. Zu viele, findet die
Bahn und beschloss deshalb zurückzu-
schlagen, und zwar im wahrsten Sinne
des Wortes: mit explodierenden Farbpa-
tronen. An diesem Dienstag stellt sie das
neue Sicherheitskonzept in Berlin vor.

Demnach soll etwa jeder zweite der
7000 Fahrkartenautomaten in den kom-
menden Jahren mit Farbpatronen ausge-
rüstet werden, ungefähr tausend Geräte
noch in diesem Jahr. Die Bahn will den Tä-
tern das Geschäft vermiesen, und zwar
so: Wird die Geldkassette im Automaten
angestoßen oder geschüttelt, „platzt eine
Farbpatrone und spritzt mit hohem

Druck eine nicht ablösbare Farbe auf die
Geldscheine“, sagt Gerd Neubeck, Sicher-
heitschef der Bahn, der Süddeutschen Zei-
tung. „Das Geld ist wertlos, der Aufbruch
damit sinnlos.“ Das Verfahren hat der
Staatskonzern seit Anfang 2013 an weni-
gen Standorten bereits ausprobiert.

Zwar ist das Geld nach der Explosion
der Farbpatrone auch für die Bahn selber
wertlos, doch liegt der Schaden des Unter-
nehmens bei diesen Taten ohnehin weni-
ger in dem Diebstahl als in der Zerstörung
der Automaten. Ein solches Gerät samt
seinen Zuleitungen zu ersetzen und aufzu-
bauen, kostet etwa 30 000 Euro – wäh-
rend sich im Automaten in der Regel nur
ein winziger Bruchteil dieses Betrags an

Bargeld befindet. Das liegt daran, dass die
Geräte regelmäßig geleert werden und im-
mer mehr Kunden ihre Tickets lieber mit
Karte als bar bezahlen. Hingegen hat der
massenhafte Aufbruch von Automaten
bei der Bahn im vorigen Jahr einen Scha-
den von 6,7 Millionen Euro verursacht.

Die Täter gehen dabei sehr unter-
schiedlich vor. Während manche Gas ein-
leiten und den Automaten sprengen, set-
zen andere die Brechstange oder eine
Bohrmaschine an. Oder sie fahren mit ei-
nem unauffälligen weißen Werkstattwa-
gen direkt an das Gerät, um Wartungsar-
beiten vorzutäuschen. Wer erwischt wird,
dem drohen harte Strafen. Den Kopf der
Viererbande etwa, einen 35 Jahre alten
vorbestraften Schweißer und Metallbau-
er, verurteilte das Bonner Landgericht im
vergangenen Jahr wegen schweren Ban-
dendiebstahls zu fünfeinhalb Jahren Ge-
fängnis.  daniela kuhr

München – Deutsche Unternehmen ha-
ben im vergangenen Jahr so viele Produkte
wie noch nie ins Ausland geliefert. Zuwäch-
se im Handel mit den USA, Großbritannien
oder Polen haben Einbrüche im Russland-
Geschäft mehr als wettgemacht. Für das
laufende Jahr wird nun mit einem weite-
ren deutlichen Anstieg der Ausfuhren und
einem abermaligen Rekord gerechnet. Der
schwache Euro und der niedrige Ölpreis
wirken dabei wie ein zusätzliches Konjunk-
turprogramm für die deutschen Exporteu-
re. sz  � Seite 2

München – Die bayerische Staatsregie-
rung behält sich einen Ausstieg aus dem ge-
meinsamen Philharmonie-Projekt mit der
Stadt München vor. Sollte der Umbau des
bestehenden Konzertsaals und dessen
Doppelnutzung durch Münchner Philhar-
moniker und BR-Symphonieorchester
nicht möglich sein, „bleibt der Neubau ei-
nes Konzertsaals im westlichen Finanzgar-
ten als alternative Option bestehen“, heißt
es in einer Kabinettsvorlage von Kunstmi-
nister Ludwig Spaenle (CSU). Vergangene
Woche hatte Ministerpräsident Horst See-
hofer den Verzicht auf einen solchen zu-
sätzlichen Saal zugunsten eines Projektes
mit der Stadt verkündet und damit hefti-
gen Protest von Künstlern und Klassik-
freunden ausgelöst. Den Bau eines neuen
Saals hatte er 2013 in einer Regierungser-
klärung versprochen. sz � München

Kairo – Nach schweren Ausschreitungen
bei einem Fußballspiel in Kairo hat der
ägyptische Fußballverband alle Spiele auf
unbestimmte Zeit abgesagt. Am Sonntag-
abend waren Ultras eines Kairoer Klubs,
die sich offenbar gewaltsam Zutritt zu ei-
nem Stadion verschaffen wollten, mit Si-
cherheitskräften aneinandergeraten. Da-
bei starben nach offiziellen Angaben min-
destens 19 Menschen. sz  � Sport

München – Im griechischen Schuldendra-
ma sind die Fronten verhärtet. Mit Blick
auf die Regierungserklärung des griechi-
schen Premiers Alexis Tsipras sagte Bun-
desfinanzminister Wolfgang Schäuble am
Montag: „Ich habe nicht verstanden, wie
die griechische Regierung das stemmen
will.“ Auch Kanzlerin Angela Merkel sagte
in Washington, sie erwarte, „dass Griechen-
land mit einem belastbaren Vorschlag
kommt“. Tsipras hatte den bisherigen
Kurs für gescheitert erklärt und versi-
chert, dass Athen keine Verlängerung des
am 28. Februar auslaufenden EU-Hilfspro-
gramms wegen der damit verbundenen
Sparauflagen will. Er forderte stattdessen
Überbrückungshilfen, um Zeit für eine
Neuverhandlung im Schuldenstreit zu ge-
winnen. Großbritannien trifft bereits Vor-
bereitungen für einen möglichen Euro-
Austritt Athens. Tsipras zeigte sich dage-
gen zuversichtlich, eine Vereinbarung mit
der EU zu erzielen. An diesem Mittwoch be-
fasst sich die Euro-Gruppe mit dem The-
ma. csc  � Seite 4, Wirtschaft
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Enge Abstimmung in der Ukraine-Krise: Angela Merkel und Barack Obama im Weißen Haus. FOTO: GUIDO BERGMANN/DPA

Swiss-Leaks: Viele Deutsche unter Verdacht
Mehr als 2100 Bankkunden aus der Bundesrepublik ließen Geld von der HSBC verwalten. Hunderten drohen Strafverfahren

Obama schließt Waffenlieferungen nicht aus
Beim Treffen mit Angela Merkel betont der US-Präsident aber, er habe dazu noch keine Entscheidung

getroffen. Wie die Kanzlerin strebe er in der Ukraine-Krise eine diplomatische Lösung an
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Magerquark: Warum fettarme Ernährung wenig bringt 	Wissen

Entwertet
Bahn schützt Ticketautomaten mit Farbpatronen vor Kriminellen

Deutschland exportiert
so viel wie noch nie

Konzertsaal: Neubau
bleibt eine Option

Mindestens 19 Tote
nach Krawallen in Kairo

Tsipras’ Plan
stößt auf Skepsis

Schäuble: Habe nicht verstanden,
wie Athen das stemmen will

(SZ) Der heute leider vergessene, gleich-
wohl geniale Komiker Heino Jaeger konn-
te immer so schön den alten Grzimek par-
odieren. Spätgeborene werden aus dieser
Nachricht keinen Honig saugen, weil sie
sich weder an Heino Jaeger noch an Bern-
hard Grzimek erinnern und schon gar
nicht an dessen erhellend freundliche Sen-
dung „Ein Platz für Tiere“. Jaeger ließ Grzi-
mek einmal sagen, der Frankfurter Zoo be-
herberge nun ein neues Affenbaby, das
zwölfjährige Affenbaby Katja: „Und hier se-
hen wir, wie es von der Mutter gesäugt
wird. Es unterscheidet sogar schon, aber
das kann man von einem so großen Affen-
baby auch verlangen.“ Ja, es mag Schaber-
nack sein, was Heino Jaeger dort, grzime-
kesk ertüchtigt, von sich gab. Aber dass
wir Deutschen die Zootiere grundsätzlich
lieben und einzelne von ihnen göttergleich
verehren, ist seit dem kasparhauserhaften
Auftreten des Eisbären Knut eine der gro-
ßen Wahrheiten unserer an Zweifeln so rei-
chen Gesellschaft.

Aus dem Berliner Zoo überstürzen sich
seit einiger Zeit Meldungen über den Zu-
stand des Orang-Utan-Babys Rieke, Toch-
ter der Orang-Utan-Mutter Djasinga, wel-
che sich nach der Geburt des Affenmäd-
chens entschied, das Junge nicht nach eige-
nen Kräften großzuziehen, sondern lieber
links liegen zu lassen. Der Mutter macht
niemand einen Vorwurf, sie ist ja eine Äf-
fin und ihr Verhalten nicht mit den Prämis-
sen des Jugendamtes zu überprüfen und
gegebenenfalls zu ahnden. Mag sein, dass
Rieke nicht in ihre Vorstellung passt, weil
sie ein bisschen aussieht wie der alte Scho-
penhauer. Möglicherweise gefällt ihr auch
einfach der Name nicht. Aber wenn derglei-
chen Unbill geschieht, springt die deut-
sche Öffentlichkeit mit ihrer großen Affen-
liebe ein, die auch auf Eisbären übertrag-
bar ist, wie man weiß. Nun bekommen die
Rieke-Freunde jeden Tag das geliefert,
was angespannte Journalisten gerne „Was-
serstandsmeldungen“ nennen: Riekes Ge-
wicht, Riekes erstes Fläschchen, und am
Wochenende wurden die Handreichungen
für alle Welt sichtbar im Affenhaus vorge-
führt. Und die Welt sah mit großem Stau-
nen auf das Affenkind, so als sei es das ers-
te Affenkind der Welt, das frisst und an Ge-
wicht zulegt.

Aber blöder Spott ist etwas für blöde
Spötter, und vielleicht sehen wir ja auch
nur unsere eigene Weltverlorenheit in
dem Affenwaisenkind Rieke gespiegelt.
Bald muss Rieke nach Dorset, wo die Wai-
senaffen dieser Welt in einem Affenwaisen-
haus leben wie in einem Dickens-Roman.
Dort wird sie von den englischen Affen we-
gen ihres deutschen Vornamens versto-
ßen. Wäre es nicht besser, Rieke bliebe in
Berlin und würde von den Berlinern Tag
für Tag beobachtet, bewundert und ge-
filmt? So wie der famose Eisbär Knut, den
die deutsche Öffentlichkeit so rückhaltlos
zu einem der ihren machte und der allzu
früh starb.

DAS WETTER
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von g. mascolo, f. obermaier
und t. schultz

A ls bosnische Spezialeinheiten im
Jahr 2002 die Büros einer geheimnis-
vollen Stiftung in Sarajevo stürm-

ten, fanden sie außer Waffen und Spreng-
stoff eine Festplatte mit brisantem Inhalt.
Ein Dateiordner hieß in arabischer Spra-
che: „Osamas Geschichte“. Er enthielt di-
verse, zum Teil eingescannte Schriftstü-
cke, von denen einige die Handschrift von
Osama bin Laden trugen. Unter den Datei-
en befand sich eine Liste mit 20 Namen,
die Ermittler und Geheimdienste elektri-
sierte. Ein übergelaufener Al-Qaida-Mann
bezeugte später, es handle sich um die Top-
finanziers der Terrororganisation. Die
„Golden Chain“ – so soll Osama bin Laden
diesen Kreis von Leuten selbst genannt ha-
ben: die „Goldene Kette“.

Die Swiss-Leaks-Dokumente aus dem
Fundus des Whistleblowers Hervé Falcia-
ni, die Süddeutsche Zeitung, NDR und WDR
einsehen konnten, zeigen nun: Mehrere
dieser Männer aus Saudi-Arabien waren of-
fenbar Kunden der HSBC Private Bank in
der Schweiz. Lange Zeit war die HSBC „ei-
ne der aktivsten globalen Banken in Saudi-
Arabien“, heißt es in einem Report des US-
Senats aus dem Jahr 2012. In Amerika
musste sich die HSBC deshalb immer wie-
der rechtfertigen. Kritiker warfen ihr vor,
Kunden zu wenig zu kontrollieren und zu
lasch gegen Geldwäsche und Terrorver-
dächtige vorzugehen. Die Bank gelobte
Besserung. Folgten auch Taten? Das Risi-
ko, mit Hintermännern des Terrors Ge-
schäfte zu machen, bestand jedenfalls
auch in den folgenden Jahren.

Es ist eine illustre Runde, die in den
Schweizer Kundendaten auftauchte: ein
saudischer Prinz, der den Al-Qaida-Chef
einst protegierte. Ein anderer Prinz, des-
sen Frau Geld an einen der Attentäter des
11. September 2001 schickte. Zudem der
ehemalige Gründer und Schatzmeister ei-
ner mutmaßlichen Al-Qaida-Tarnorgani-
sation. Und ein Mann, dessen Fabrik vom
US-Militär bombardiert worden ist, weil
dort angeblich Chemiewaffen hergestellt
worden sein sollen.

Als die Fahnder in Bosnien die Liste mut-
maßlicher Al-Qaida-Geldgeber fanden, wa-
ren die Terroranschläge in New York und
Washington erst ein halbes Jahr her. US-
Jets hatten bereits Afghanistan bombar-
diert, die Taliban flohen aus den Städten.
Die US-Regierung blies nun auch zur Jagd
auf die Hintermänner, auf die Finanziers.
Dabei stießen sie auf undurchsichtige Net-
ze reicher Saudis, auf Briefkastenfirmen
und islamische Stiftungen.

Womit man wieder bei den 20 Namen
auf der Golden-Chain-Liste wäre. „Diese
Leute haben al-Qaida finanziert und damit
die Grundlage für diese Terrororganisati-
on gelegt“, sagt der ehemalige CIA-Agent
Michael Scheuer. Der Bericht der soge-
nannten 9/11-Kommission, die in den USA
zu den Terroranschlägen eingesetzt wur-
de, beruft sich ebenfalls auf die Liste. Die
Rede ist von einem „finanziellen Unterstüt-
zernetz“ Osama bin Ladens, geknüpft aus
Geldgebern in Saudi-Arabien und den Golf-
Staaten.

Die Presse berichtete erstmals 2003
über die Liste. Es wäre der Moment gewe-
sen, in dem die Compliance-Abteilung der
HSBC-Bank hätte hellhörig werden müs-
sen – jene Abteilung, die eine Art Früh-
warnsystem sein soll, um die Bank vor du-
biosen Kunden zu schützen. Was auch im-
mer die Bank intern diskutiert hat, die Ge-
schäftsbeziehungen zu Saudis, die im Ver-
dacht der Terrorfinanzierung standen, lie-
fen offenbar weiter. Die Namen mehrerer
Männer, die zu Bin Ladens „Goldener Ket-
te“ gehört haben sollen, tauchen noch Jah-
re später in den Kundenunterlagen der
Schweizer Bank auf, etwa der jenes saudi-
schen Unternehmers, der demnach erst
2004 ein Konto eröffnete. Allein in den Jah-
ren 2006/07 ist bei Firmen, die mit seinem
Kundenprofil verknüpft sind, von Geldbe-
wegungen in Höhe von 44 Millionen Dollar
die Rede. Auf eine Anfrage der SZ antworte-
te er nicht.

Und dann ist da noch Ibrahim A., einsti-
ges Vorstandsmitglied der „International
Islamic Relief Organization“, einer Organi-
sation, die laut dem US-Finanzministeri-
um ebenfalls al-Qaida nahestehen soll.

Ibrahim A. hatte nach Angaben amerikani-
scher Medien angeblich auch Sana Bell mit-
gegründet, eine Organisation, die eben-
falls unter Terrorfinanzverdacht stand.
Dies hinderte die HSBC offenbar nicht dar-
an, mit ihm Geschäfte zu machen. Sein
Kundenprofil wurde den Swiss-Leaks-Do-
kumenten zufolge 2002 angelegt, im sel-
ben Jahr, in dem die Golden-Chain-Liste
gefunden wurde. Für eine Anfrage der SZ
war A. bis Dienstag nicht zu erreichen.

Dass Kunden der HSBC auf der Liste
mutmaßlicher Al-Qaida-Finanziers stan-
den, soll laut dem Bericht der US-Senats-
kommission den Verantwortlichen der
Bank schon bald nach der Razzia in Bosni-
en bekannt gewesen sein. Eine heikle Situa-
tion. Was sollte die Bank nun tun? Noch
war da ja nur der bloße Verdacht. Anderer-
seits: Es gab schon eine Art Handreichung
für solche Fälle, sogar eine, die von der
HSBC mitentwickelt worden war. Sie hieß:
Kenne deine Kunden.

Nach der Jahrtausendwende hatten sich
in der Schweizer Ortschaft Wolfsberg Ver-
treter großer internationaler Banken ge-
troffen, um gemeinsam über Richtlinien
gegen Geldwäsche zu beraten. In Reaktion
auf die Terroranschläge vom 11. Septem-
ber veröffentlichte die „Wolfsberg-Grup-
pe“ eine Erklärung. Darin verpflichteten
sich die Banken, gegen die Finanziers des
Terrors vorzugehen. Mit dabei: die HSBC.
Eines der Prinzipien, das die Banken vertra-
ten, lautete: „Know your customer“. Aber
wie gut kannte die HSBC ihre Kunden?

Banken sind angehalten einzuschrei-
ten, wenn ihre Kunden auf einer offiziellen
Sanktionsliste stehen, wie sie unter ande-

rem von den UN geführt wird. Dort tau-
chen die reichen Saudis der „Goldenen Ket-
te“ allerdings nicht auf. Deren Anwälte wei-
sen darauf hin, dass nicht bekannt sei, wer
die „Golden-Chain“-Liste überhaupt ge-
schrieben habe, wann und zu welchem
Zweck. Zudem sei gar nicht erwiesen, dass
tatsächlich ihre Mandanten gemeint gewe-
sen seien. In mehreren Gerichtsentschei-
dungen ist diese Sichtweise bestätigt wor-
den. Es ist nicht leicht, Beweise gegen mut-
maßliche Finanziers des Terrors beizubrin-
gen, die den – zu Recht hohen – Standards
vor Gericht standhalten.

Die Banken der „Wolfsberg-Gruppe“ ha-
ben zudem erklärt, sie wollten den Kampf
gegen den Terror so führen, dass er nie-
manden diskriminiert. Bedeutet das im
Zweifel, dass man die Geschäfte lieber lau-
fen lässt?

Da ist zum Beispiel dieser unglaublich
reiche saudische Geschäftsmann, der of-
fenbar früher, wie auch die Anwälte seiner
Familie dem britischen Guardian mitteil-
ten, ein Konto bei der HSBC hatte. Wusste

die Bank, dass er Investor und zeitweise Di-
rektor einer Großbank war, die später we-
gen Geldwäsche für Terroristen und Waf-
fendealer Schlagzeilen machte? Dass er
Bin Laden und dessen Mudschaheddin
schon im Kampf gegen die Sowjets finanzi-
ell unterstützt hatte, konnte die Bank frei-
lich nicht wissen. Das gab er erst später zu,
wobei er betonte, dass das Geld für die „af-
ghanische Widerstandsbewegung“ be-
stimmt gewesen sei. Al-Qaida hingegen ha-
be er niemals Spenden zukommen lassen
– jedenfalls nicht „wissentlich“.

Was die Bank hätte wissen können: dass
eine Betrugsanklage eines US-Gerichts ge-
gen diesen Geschäftsmann erst fallen ge-
lassen wurde, nachdem er eingewilligt hat-
te, mehr als 200 Millionen Dollar zu zah-
len. Das war schon in den Neunzigerjahren
in den Zeitungen zu lesen. Dennoch taucht
er ausweislich der Falciani-Dokumente
noch im Jahr 2000 in den Unterlagen der
HSBC auf, und das ausgerechnet in Verbin-
dung mit dem früheren Eigentümer jener
Fabrik in Afrika, die für al-Qaida Chemie-
waffen hergestellt haben soll – und deswe-
gen von den USA bombardiert wurde. Die-
se Vorwürfe sind allerdings nie bewiesen
worden, und der Besitzer bestreitet bis heu-
te, dass seine Firma etwas mit al-Qaida zu
tun habe. Und er teilt auch mit, dass er bei
HSBC in der Schweiz nie ein Konto gehabt
habe.

Trotz solcher Dementis ist auffällig, wie
viele arabische Geschäftsleute, denen Si-
cherheitsbehörden eine Nähe zu al-Qaida
unterstellen, Kunden der HSBC in der
Schweiz waren – und möglicherweise noch
heute sind. Für diskrete Geschäfte scheint

das eine gute Adresse gewesen zu sein. So
hatte ausweislich der Falciani-Dokumente
auch der saudische Bauunternehmer Ma-
zin B. von 1997 an ein Konto bei der Bank.
Er war bekannt und berüchtigt als Grün-
der und Schatzmeister der „Benevolence
International Foundation“, einer Stiftung,
die 2002 vom UN-Sicherheitsrat wegen
Terrorfinanzierung auf eine Sanktionslis-
te gesetzt wurde. Die verdächtige Organisa-
tion soll Geld an Osama bin Laden und an is-
lamistische Kämpfer in Tschetschenien
und Bosnien weitergeleitet haben. Ma-
zin B. reagierte bis Dienstag nicht auf eine
Anfrage der SZ.

Man würde von den Verantwortlichen
der HSBC gerne mehr über die Kontakte zu
ihm und den übrigen fragwürdigen Ge-
schäftsleuten erfahren. Doch die Bank äu-
ßert sich nicht zu den einzelnen Kunden
und antwortet auf einen detaillierten Fra-
genkatalog nur mit einer allgemeinen Er-
klärung. Demnach habe sich die HSBC
weltweit und speziell in der Schweiz einer
„radikalen Transformation“ unterzogen
und sich von problematischen Kunden ge-
trennt. In der Vergangenheit seien die Prüf-
standards und „die Compliance-Kultur“
bei der Schweizer HSBC „deutlich niedri-
ger als heute“ gewesen.

Deutlichere Worte fand 2012 eine Kom-
mission des US-Senats mit Blick auf den
amerikanischen Zweig der britischen Groß-
bank. In ihrem Bericht kam sie zu dem
Schluss, dass die HSBC es Terroristen und
Drogenhändlern durch zu laxe Regeln und
unzureichende Schutzvorkehrungen zu
leicht gemacht habe, Geld über die Bank ab-
zuwickeln.

Ein ganzes Kapitel des 334-Seiten-Re-
ports befasst sich mit der saudischen Al-
Rajhi-Bank. Der Name „Al-Rajhi“ taucht
auch an mehreren Stellen in den Swiss-Le-
aks-Unterlagen auf. In einem vertrauli-
chen CIA-Bericht aus dem Jahr 2003, auf
den sich später das Wall Street Journal und
der amerikanische Senatsreport bezogen,
hieß es, Mitglieder der Al-Rajhi-Familie
hätten islamistische Extremisten unter-
stützt und vermutlich gewusst, dass Al-
Qaida-Terroristen ihre Bank nutzten.

Auf Anfrage des International Consorti-
um of Investigative Journalists (ICIJ) teilt
die Al-Rajhi-Bank mit, sie verurteile Terro-
rismus. Die Kritik durch den US-Report sei
unfair und unzutreffend. Zudem sei nicht
klar, welcher Al Rajhi auf der Golden-
Chain-Liste gemeint sei. Die Bank beruft
sich auf Gerichtsentscheidungen, nach de-
nen diese Liste keine Beweiskraft habe. Es
sei nicht klar, ob darauf tatsächlich Geldge-
ber stünden oder nur Leute, die um Spen-
den ersucht werden sollten.

Die HSBC in den USA entschied 2005,
die Geschäfte mit der Al-Rajhi-Bank zu be-
enden. Knapp zwei Jahre später nahm man
sie nach internen Auseinandersetzungen
wieder auf und führte sie bis 2010 fort.
Nach Darstellung des Berichts vom US-Se-
nat wurde die Al-Rajhi-Bank als besonders
riskanter Kunde eingestuft.

Der Experte Stuart Levey, der im US-Fi-
nanzministerium jahrelang für den Kampf
gegen Terrorfinanziers zuständig war, sag-
te 2007: „Könnte ich mit einem Finger-
schnippen die Terrorfinanzierung aus ei-
nem Land stoppen, dann wäre das Saudi-
Arabien.“ Ein Jahr später bekräftigte Levey
vor einer Kommission des US-Senats: Aus
keinem Land bekämen sunnitische Terro-
risten so viel Geld wie aus Saudi-Arabien.

Mittlerweile hat Levey einen neuen Ar-
beitgeber: die HSBC. Dort ist er Chef der
Rechtsabteilung. Auch in dieser Funktion
musste er vor einer Kommission des US-Se-
nats aussagen – und nun die HSBC im Jahr
2012 gegen den Vorwurf verteidigen, zu la-
sche Kontrollen zu haben. Er gestand Defi-
zite der Bank ein und beteuerte: „Wir ha-
ben daraus gelernt und unternehmen
Schritte, uns zu ändern.“ Und: „Wir versu-
chen nicht mehr, überall zu sein und sämtli-
che Leistungen allen Kunden anzubieten.“

Im Januar dieses Jahres übergab ein un-
abhängiger Gutachter dem US-Justizmi-
nisterium einen neuen Report. Es ist eine
Art Bestandsaufnahme, was sich bei HSBC
getan hat, ob auf die Worte Taten folgten.
Im April sollen Erkenntnisse daraus veröf-
fentlicht werden. Schon jetzt sickerte
durch: Die HSBC muss sich offenbar er-
neut vorhalten lassen, zu wenig über ihre
Kunden zu wissen.

Schmutzige Kette
Zu den Kunden der Schweizer HSBC-Bank gehörten

auch reiche Geschäftsleute aus Saudi-Arabien. Einige stehen im Verdacht,
Osama bin Laden und die Al-Qaida-Terroristen unterstützt zu haben

„Wir versuchen nicht mehr,
überall zu sein“, beteuert ein
HSBC-Mitarbeiter
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Einer protegierte Bin Laden,
ein anderer gründete
eine dubiose Stiftung
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von w. fitzgibbon, r. gast,
m. hamilton und t. schultz

Z wei Wochen lang blutet Monrovia.
Die dritte Offensive der Lurd-Rebel-
len ist die schrecklichste des Bürger-

kriegs, Häuserblock für Häuserblock drin-
gen die Truppen in die Hauptstadt Liberias
vor. Sie wollen Charles Taylor stürzen,
Kleptokrat und Kriegsverbrecher. Scharen
von Zivilisten fliehen vor den Kämpfen, sie
suchen Schutz in Schulen, Kirchen oder un-
ter hastig aufgespannten Plastikplanen.
So kauern sie dort, wo bald darauf Mörser-
granaten einschlagen, schlecht gezielt und
trotzdem tödlich.

Dutzende Zivilisten sterben in diesen Ta-
gen im Juli 2003, schätzten die Menschen-
rechtsaktivisten von Human Rights
Watch. Tausende werden verletzt. Augen-
zeugen berichten von Kindersoldaten, die
nagelneue Gewehre in die Schlacht führen.
Es sind Waffen, die eigentlich nicht nach Li-
beria hätten gelangen dürfen. Seit Jahren
war ein Embargo der Vereinten Nationen
in Kraft. Allerdings wurde es von findigen
Waffenhändlern geschickt umgangen. Sie
hatten Kontakte in die Ukraine und ver-
mutlich nach Iran – und offensichtlich ein
Konto bei der HSBC Schweiz.

Wie aus den Daten der Swiss-Leaks und
den Recherchen des Internationalen Kon-
sortiums für Investigativen Journalismus
(ICIJ) hervorgeht, parkten mehrere mut-
maßliche Waffenhändler und Schlüsselfi-

guren großer Korruptionsskandale Geld
bei der Genfer HSBC. Nachdem die Ma-
chenschaften ihrer dubiosen Kunden pu-
blik wurden, dauerte es mitunter Jahre, bis
die Bank diese Konten sperrte.

So war es im Fall des Unternehmens Ka-
tex Mines Guinee, das im Jahr 2000 ein
Konto bei der HSBC eröffnete. Die Firma
hat ihren Sitz in Guinea, dem großen Nach-
barn Liberias, der damals im Verdacht
steht, die Lurd-Rebellen zu unterstützen.
Ende 2003 erhebt ein Komitee des UN-Si-
cherheitsrats schwere Vorwürfe gegen Ka-
tex: Das Unternehmen habe Waffen an die
Lurd-Rebellen in Liberia geliefert. Und
auch der Direktor von Katex, ein in Syrien
geborener Mann namens Ahmad H., rückt
ins Visier von Fahndern: 2004 laufen in Mo-
naco Ermittlungen gegen ihn an, wegen
des Verdachts auf Geldwäsche.

Im selben Jahr wird sein Konto bei der
HSBC geschlossen. Italienische Ermitt-
lungsunterlagen zeigen allerdings, dass
die Bank weiter mit H. in Kontakt stand.
Unter anderem war er Ansprechpartner,
wenn es um das millionenschwere HSBC-
Konto von Katex Mines Guinee ging. Die-
ses blieb den Swiss-Leaks-Unterlagen zu-
folge bis 2006 bestehen.

Zu konkreten Kundenbeziehungen will
sich die HSBC nicht äußern. Auf einen de-
taillierten Fragenkatalog antwortete die
Bank mit einem allgemeinen Statement.
„Wir räumen ein, dass es in der Vergangen-
heit Kontroll- und Verhaltensdefizite gab
und übernehmen dafür die Verantwor-
tung.“ Durch die Übernahme einer ande-
ren Privatbank im Jahr 1999 seien „Hochri-
siko-Klienten“ in den Kundenstamm der
HSBC gelangt. Heute sei ein anderes Ma-
nagement zuständig und man führe deut-
lich strengere Kontrollen durch. Auch habe
man den Kundenstamm stark verkleinert.

Für die auf Vermögensverwaltung spezi-
alisierte Schweizer Bank dürften Waffen-
händler lukrative Kunden gewesen sein. In
den Jahren 2006 und 2007 lagen auf den
Konten, die mutmaßlichen Waffenhänd-
lern zugeschrieben werden, insgesamt
mehr als 56 Millionen Dollar. Dabei galt die
HSBC eigentlich als Geldinstitut, das im
Vergleich mit anderen Banken eine strenge

Waffenrichtlinie hatte. Bereits im Jahr
2000 bekannte sich die HSBC dazu, „fort-
schreitend davon Abstand zu nehmen, die
Herstellung und den Verkauf von Waffen
zu finanzieren“.

Das hielt die Bank aber nicht davon ab,
auch nach dem Jahr 2000 dubiose Gestal-
ten zu ihren Kunden zu zählen. Da ist etwa
das Konto einer Zigarettenfabrikbesitz-
erin in der Demokratischen Republik Kon-
go, die bereits 2001 von der UN verdächtigt
wurde, Waffen an Hutu-Rebellen in Burun-
di geliefert zu haben. Den Unterlagen zufol-
ge bestand das HSBC-Konto der Frau bis
mindestens 2006.

Auch die Schlüsselfiguren mehrerer gro-
ßer Korruptionsskandale waren Kunde bei
der HSBC. Zum Beispiel ein südafrikani-
scher Politikberater, der im Rahmen eines
Rüstungsdeals zwischen Südafrika und
dem britischen Rüstungsgiganten BAE Sys-
tems Millionen Dollar Bestechungsgeld er-
halten haben soll. Auch ein tansanischer
Lobbyist war Kunde. Er soll 2005 Schmier-
geld dafür genommen haben, dass er Tan-
sania zum Kauf eines überteuerten Radar-
systems von BAE Systems riet.

Waffenhandel ist eine schmutzige Bran-
che. Die Industrie versteckt ihre verbote-
nen Deals hinter legalen Geschäften, er-
klärt Kathi Austin, die bei der Nichtregie-
rungsorganisation Conflict Awareness Pro-
jects arbeitet. Waffenhandel funktioniere,
so der Rüstungskritiker Andrew Feinstein,
nur durch das geheime Einverständnis von
Regierungschefs, Geheimdiensten, der In-
dustrie – und von Banken.

Wie heikel diese Verflechtung sein
kann, zeigt Katex Mines Guinee. Geschäfts-
führer Ahmad H. konnte auch dann noch
auf die Kooperation seiner Schweizer Bank
zählen, als die Welt längst die Verstrickung
von Katex in den liberianischen Bürger-
krieg kannte. Das vermeintliche Bergbau-
unternehmen gibt sich bedeckt. In Guinea
betreibt es offenbar keine einzige Mine. Ka-

tex reagierte nicht auf Anfragen des ICIJ
mit der Bitte um Stellungnahme. Schon
den Mitgliedern des UN-Panels war es
2003 nicht gelungen, einen Repräsentan-
ten des Unternehmens zu treffen, trotz
mehrerer Besuche im Firmenbüro.

Die UN-Ermittler gingen davon aus,
dass Katex, ihr Geschäftsführer H. und die
Regierung Guineas in den liberianischen
Bürgerkrieg verstrickt waren. Sie sollen un-
ter anderem vor der dritten Offensive auf
Monrovia die Lurd-Rebellen mit Waffen
versorgt haben. Die Regierung Guineas be-
stritt das damals – und beteuerte, Katex
importiere nur Industrie- und Agrarma-
schinen aus der Ukraine. Auf den Liefer-
scheinen waren aber immer wieder Tau-
sende Kilogramm Waschpulver aufgeführt.

Das angebliche Waschpulver wurde in
grünen Holzkisten transportiert und am
Flughafen in Militärlastwagen verladen.
Die UN-Experten glauben, dass es sich da-
bei sehr wahrscheinlich um Waffen gehan-
delt hat. Und zwar um Waffen, die mögli-
cherweise aus Iran stammen, wo die Flug-
zeuge von Katex bei Flügen aus der Ukrai-
ne immer wieder zwischengelandet wa-
ren. Laut Human Rights Watch gibt es auch
einen an Katex adressierten Lieferschein,
der Mörsergranaten auflistet – wie jene,
die in Monrovia zum Einsatz kamen. Ob sie
dort wirklich landeten, ist aber unklar.

Sicher ist, dass Geld aus Guinea auf ein
Katex-Konto bei der HSBC floss: Italieni-
schen Ermittlungsakten zufolge überwies
ein Ministerium des westafrikanischen
Staats 2002 etwa 35 Millionen Dollar nach
Genf, angeblich für einen großen Bauauf-
trag. Die italienische Justiz interessierte
sich in der 1850 Seiten dicken Akte aller-
dings weniger für Westafrika, als für
Geschäfte, die Ahmad H. in Europa ge-
macht hat. 2013 wurde der Katex-Ge-
schäftsführer wegen Insolvenzbetrugs zu
einer Gefängnisstrafe verurteilt, wogegen
er allerdings in Berufung gegangen ist.
Über seinen Anwalt lässt H. mitteilen, er
wolle „alte Angelegenheiten“ nicht kom-
mentieren. Wo H. sich heute aufhält, ist un-
klar. Die italienische Zeitung La Repubbli-
ca meldete 2013, er sei in die Ukraine ausge-
reist.

München – Es ist nur eine kurze Notiz, die
ein Bankberater der HSBC in Genf angefer-
tigt hat. Doch schon diese wenigen Worte
geben Einblick in ein System der Schande:
„Der Kunde ist gerade sehr vorsichtig, er
steht unter Druck der belgischen Steuerbe-
hörden, die derzeit wegen Steuerbetrugs
mit Diamanten ermittelt“, heißt es im Ver-
merk aus dem September 2005. Man habe
ihm daher ein Firmenkonto in Dubai eröff-
net. Der Kunde der Schweizer Bank heißt
Emmanuel Shallop, ein libanesisch-belgi-
scher Diamantenhändler aus Antwerpen.
Zeitweise lagen auf seinem Konto knapp
drei Millionen Dollar.

Shallop ist einer von beinahe 2000 Edel-
steinhändlern, die sich im Swiss-Leaks-Da-
tensatz finden lassen, die also Kunden der
HSBC waren. Etliche von ihnen sind ins
Zwielicht geraten, weil sie Geld gewaschen
und Steuern hinterzogen haben. Sie sind
reich geworden am Elend in Afrika. Die
Bank räumt ein, dass sie in der Vergangen-
heit Fehler gemacht habe. Spätestens seit
2009 halte sie alle Standards ein.

Früher aber waren Männer wie Mozes
Konig Kunden. Der ehemalige Diamanten-
händler hatte mutmaßlich über hundert
Millionen Dollar in der Schweiz verborgen,
heute steht er auf der Interpol-Fahndungs-
liste. Oder die drei Geschäftsführer von
Omega Diamonds, einer der größten Dia-
mantenfirmen. 2006 packte ein Mitarbei-
ter aus und gestand, dass Omega Steuern
hinterzogen und Geld gewaschen habe,
das aus Waffenlieferungen stammt. Die
belgischen Behörden beschlagnahmten da-
mals Diamanten im Wert von 125 Millio-
nen Dollar. 2013 zahlte das Unternehmen
195 Millionen Dollar als Strafe. Alle drei
der damaligen Omega-Geschäftsführer
tauchen in den HSBC-Akten auf, sie sind
an mehreren Firmen beteiligt.

Viele der betroffenen Kaufleute stam-
men wie Shallop aus Antwerpen. Die größ-
te Stadt Flanderns ist mit Abstand der
wichtigste Umschlagplatz für Edelsteine
weltweit. Der Diamantenhandel hier ist
auch deshalb so verrufen, so könnte man
es zuspitzen, weil fast jeder Deal eine Ein-
ladung zum Steuerbetrug ist. In der Dia-
mantenindustrie wird häufig in bar be-

zahlt, Verträge werden per Handschlag ge-
schlossen, auf Schriftstücke wird weitge-
hend verzichtet. „Diamanten sind ein ein-
facher Weg, um Geld zu waschen, es zu ver-
stecken oder um Steuern zu hinterziehen“,
sagt Ian Smillie. Er ist Mitbegründer des
Kimberley-Prozesses, einer Initiative zur
Ächtung von Blutdiamanten. Jenen Edel-
steinen also, die illegal geschürft und ver-
äußert werden, um Waffen zu kaufen. „In
vielerlei Hinsicht sind sie sogar besser als
Bargeld. Diamanten lassen sich einfacher
verbergen, man kann sie problemlos ver-
kaufen, sie werden nicht durch Inflation
entwertet“, sagt Smillie.

Der Fall Shallop zeigt, wie die illegalen
Deals mit den Diamanten funktionieren.
Es sind tödliche Geschäfte, die offenbar
jahrelang heimlich über Konten in der
Schweiz abgewickelt wurden. Nachzulesen
war das bereits 2001 in einem UN-Bericht.
Darin wird Shallop vorgeworfen, Geschäf-
te mit Rebellen in Sierra Leone gemacht zu
haben. Zehntausende starben beim Bürger-
krieg in dem westafrikanischen Land. Fi-
nanziert wurde der Konflikt mit Blutdia-
manten. Trotz der Vorwürfe des UN-Dossi-
ers und der deutlichen Hinweise auf Steu-
erermittlungen in Belgien fror die HSBC
Shallops Vermögen in der Schweiz nicht
ein. 2010 verurteilte ihn ein Gericht in Ant-
werpen wegen des Handels mit Blutdia-
manten zu sechs Jahren Haft. Edelsteine
und Immobilien im Wert von 59 Millionen
Dollar wurden beschlagnahmt. Shallops
Anwalt möchte sich zu den Vorwürfen
nicht äußern.

Nach den Enthüllungen der vergange-
nen Tage haben die belgischen Behörden
den Druck auf die Schweizer Tochtergesell-
schaft der HSBC erhöht. Ein Untersu-
chungsrichter, der seit vergangenen No-
vember mit dem Fall befasst ist, droht nun
mit einem internationalen Haftbefehl ge-
gen führende Manager der Bank.
 ryan chittum, christoph giesen

Harry Wilson, 43, ist ein Geschäftsmann
mit vielen Ex-Arbeitgebern: unter ande-
rem Blackstone, Goldman Sachs, Silver
Point Capital und US-Präsident Barack
Obama. Wenn er sich durchsetzt, kommt
bald eine neue Aufgabe hinzu, die er sich
selbst ausgesucht hat: Aufsichtsrat bei
General Motors. Mit Unterstützung von
mehreren Hedgefonds will sich der GM-
Aktionär Wilson (FOTO: BLOOMBERG) in das
Kontrollgremium wählen lassen und auf
die Geschäftsentscheidungen von Ameri-
kas größtem Autohersteller einwirken.
Das ist besonders spektakulär, weil Wil-
son schon einmal Architekt des Wandels
bei GM war – im Auftrag von Obama.

Als GM im Jahr 2008 in die Insolvenz
gerutscht war, hatte die US-Regierung das
Unternehmen mit einer 49,5 Milliar-
den Dollar schweren Finanzspritze geret-
tet und eine Gruppe von Beratern und
Restrukturierern in das Unternehmen
geschickt, darunter Wilson, um Arbeits-
plätze zu retten. Nun kämpft Wilson auf
der Seite der Investoren. Der Autobauer
steckt zwar wegen Technikmängeln und
Rückrufe in einer tiefen Krise, trotzdem
finden Wilson und seine Hedgefonds-Un-
terstützer, dass das Unternehmen mehr
für seine Aktionäre tun könnte. Genauer
gesagt will Wilson erreichen, dass GM
Aktien im Wert von acht Milliarden Dollar

zurückkauft. Mit Rückkäufen können
Unternehmen die Zahl der Aktien im Um-
lauf verringern und so deren Wert erhö-
hen. Das Vermögen des Unternehmens
verteilt sich auf weniger Anteile. Aktionä-
re finden das gut, der Kurs steigt norma-
lerweise. GM-Chefin Mary Barra möchte
aber lieber mehr Bargeld-Reserven ha-
ben, um abgesichert zu sein für Zusatzkos-
ten durch die Rückrufe und die Unfälle,
die mit kaputten GM-Autos passiert sind.
Wilson findet das zu konservativ. GM will
seine Vorschläge prüfen. kwe

Ein belgischer Richter droht
mit einem Haftbefehl gegen
Schweizer Finanzmanager

Swiss-Leaks Das Milliardengeschäft mit Waffen und Diamanten auf geheimen Konten der HSBC

Tödliche Deals
Zu den Kunden der HSBC Schweiz gehörten skrupellose Menschen, die an Bürgerkriegen verdienten.

Das Geldhaus kümmerte sich auch noch um ihre Millionen, als die Waffengeschäfte öffentlich wurden

Steinreich dank
Blutdiamanten

Geschäfte mit Edelsteinhändlern setzen die Bank unter Druck
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Im Auftrag der Heuschrecken
Anthony Noto, 46, oberster Wächter über
die Finanzen von Twitter, hat einfach kein
glückliches Händchen mit seinem eige-
nen Profil bei dem Kurznachrichten-
dienst. Am Dienstag wurden unter seinem
Namen mehrere Spam-Nachrichten ver-
schickt. Das geschieht meistens, wenn
man auf einen präparierten Link im Netz
klickt, während man im Browser bei Twit-
ter eingeloggt ist. Notos Twitter-Account
verbreitete danach die verseuchten Links
weiter.

Nun ist der Manager zwar nicht der
Erste, dem so etwas Dummes passiert.
Und man könnte ihm auch zugutehalten,
dass er kein Spezialist für technische
Finessen ist: Der Mann hat einst bei der
Investmentbank Goldman Sachs gearbei-
tet. Und er hat sich später auch an obers-
ter Stelle um die Finanzen bei der Natio-
nal Football League gekümmert. Aber
Noto (FOTO: REUTERS) ist auch nicht irgendje-
mand. Er ist der Finanzchef eines börsen-
notierten Unternehmens. Und für solch
einen Spitzenmanager gelten andere Spiel-
regeln als für die meisten der 288 Millio-
nen Menschen, die über Twitter mehr
oder weniger gehaltvolle Nachrichten
verschicken: Unternehmen dürfen in den
USA über ihre offiziellen Accounts inzwi-
schen nämlich auch wichtige Mitteilun-
gen verbreiten, zu denen sie nach den

Regeln für börsennotierte Unternehmen
verpflichtet sind.

Mal ganz davon abgesehen, dass die
Spam-Nachrichten einige seiner mehr als
13 400 Follower ziemlich genervt haben
dürften, ist die Sache natürlich auch pein-
lich. Zumal es keine drei Monate her ist,
dass Noto binnen weniger Tage eindeutig
vertrauliche Kurznachrichten öffentlich
verschickte. In einer ging es um Übernah-
mepläne für eine nicht näher genannte
Firma. Die immerhin dürften die Investo-
ren interessiert haben. sz

Thomas Kagermeier, 41, Geschäftsfüh-
rer für Finanzen, IT und Services beim
ADAC, wird den Automobilverein nach
gerade mal neun Monaten schon wieder
verlassen. Das erfuhr die Süddeutsche
Zeitung aus ADAC-Kreisen, ein Sprecher
des Clubs bestätigte die Trennung am
Mittwoch. Die offizielle Begründung in
dieser Bestätigung besteht allerdings
lediglich aus den üblichen Floskeln: Man
habe „gemeinschaftlich beschlossen“,
dass Thomas Kagermeier (FOTO: OH) den
ADAC verlasse, „um eine neue Herausfor-
derung anzunehmen“.

Die Hintergründe dieses überraschen-
den Wechsels sind völlig unklar. Aus dem
ADAC dringen widersprüchliche Deutun-
gen. Eine Variante ist ein Richtungsstreit
über die zukünftige Ausrichtung des
ADAC im Zuge der Reform. Eine andere
Variante besagt, dass einfach zu verschie-
dene Kulturen aufeinandergeprallt seien.
Auf der einen Seite die alteingesessenen
ADACler, auf der anderen Seite Kagermei-
er, der erfahrene Berater und ausgewiese-
ne Compliance-Experte, der von der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft KPMG kam.

In jedem Fall ist die Außenwirkung
verheerend: Die Personalie Kagermeier
war im April 2014 vom ADAC verkündet
worden, als sich der Club nach einer Viel-
zahl von Skandalen gerade in der größten

Krise seiner Geschichte befand. Der Neue
sollte eine der Stützen der Reform werden
– das unverbrauchte Gesicht, der dynami-
sche Mann von außen, der Dynamik und
frischen Wind in den ADAC bringt und
das Schiff langfristig in ruhige Gewässer
steuert. Dieses Vorhaben ist nun offenbar
gescheitert, ein Nachfolger wird schon
gesucht. Thomas Kagermeier, der mit
Wirkung vom 1. Juni 2014 in die ADAC-Ge-
schäftsführung berufen wurde, wird
schon zum 28. Februar 2015 wieder aus-
scheiden. bob, urit

Angeblich lieferte die Firma nur
Waschmittel. Am Flughafen wurde
es in Militärlastwagen verladen
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Schon wieder verzwitschert

PERSONALIEN

Neun Monate frischer Wind

sw
iss
-l
ea
ks



Er war einmal der gute Banker. Einer der
wenigen, in der Branche der Gier, der inne-
hielt, der reflektieren konnte und der das
System auch einmal hinterfragte: Stephen
Green, 66, ist ehemaliger Vorstandsvorsit-
zender und späterer Aufsichtsratschef der
britischen Großbank HSBC.

Green, der in seiner Freizeit als ordinier-
ter Laienprediger der anglikanischen Kir-
che aktiv ist, inszenierte sich gerne als Kri-
tiker des ungezügelten Finanzkapitalis-
mus: „Ein besseres Risikoma-
nagement, eine bessere Regulie-
rung und klare Verantwortlich-
keiten in den Führungsgremi-
en“, forderte er von seinen Kolle-
gen. Oder er tadelte: „Die Maxi-
mierung des Shareholder-Value
sollte nicht das allein beherr-
schende Ziel des Managements
sein. Wertzuwachs sollte das Er-
gebnis guter Arbeit sein.“ Zwei Bücher
schrieb Green über den Kapitalismus.
„Wahre Werte“ und „Serving God? Serving
Mammon?“ – beide sind sie kritisch.

Vor der Finanzkrise galt er mit seinen
Thesen als Exot in der Londoner Banken-
welt. Ein wenig spießig empfanden ihn vie-
le andere Banker in der City: Keine Exzes-
se, keine Großmannssucht, kein Master of
the Universe, sondern ein tiefgläubiger
Christ, der seit 1982 seiner Bank treu ge-
blieben war. Mit der Pleite der Investment-
bank Lehman Brother’s vor sechseinhalb
Jahren änderte sich Greens Image. Plötz-
lich saß er ständig auf Podien oder hielt Vor-
träge. Selbst zum Chef des einflussreichen
britischen Bankenverbandes wurde er er-
nannt. Stephen Green und seine HSBC,
hieß es damals oft, das sei ein Modell für
die anderen Banken in London oder New
York.

Das öffentliche Bild des Stephen Green
hat in den vergangenen Tagen jedoch
schweren Schaden genommen. Er war es,
der die Bank von 2003 bis 2006 als Vor-

standschef leitete. Also just in den Jahren,
als bei der Schweizer Tochtergesellschaft
der HSBC in Genf Kriminelle ihr Konto er-
öffnen konnten, Tausende Steuerhinterzie-
her ihr Geld vorbeitrugen und Waffenschie-
ber oder Blutdiamantenhändler als Kun-
den gern gesehen waren. Die Bank räumt
inzwischen ein, dass sie damals die Kon-
trolle verloren habe.

In Großbritannien steht nun nicht nur
Green selbst in der Kritik, auch Premiermi-

nister David Cameron wird von
der Opposition angriffen. Der
Grund: Ende 2010 schied Green
als Aufsichtsratschef der HSBC
aus und wechselte in die Regie-
rung. Als unbezahlter Handelsmi-
nister war er bis 2013 im Amt.
Heute sitzt er als Baron Green of
Hurstpierpoint noch immer im
britischen Oberhaus. In Großbri-

tannien wird er seit seiner Erhebung in den
Adelsstand im November 2010 korrekt als
Lord Green angesprochen.

„Sie haben dem HSBC-Boss einen Pos-
ten verschafft und Sie lassen es den Steuer-
vermeidern durchgehen“, attackierte Op-
positionsführer Ed Miliband am Mittwoch
in einer Parlamentsdebatte Premier Came-
ron scharf. Und tatsächlich gibt es in die-
sem Fall noch ein paar ungeklärte Fragen
in Großbritannien.

Im Mai 2010 übergaben die französi-
schen Steuerbehörden ihren Kollegen in
Großbritannien die etwa 6000 britischen
Namen auf den Falciani-Daten. 135 Millio-
nen Pfund an Steuernachzahlungen und
Strafen kamen zusammen. Obwohl die kö-
niglichen Steuerbehörden die HSBC-Da-
ten auswerteten, wurde Green ein halbes
Jahr später zum Lord geadelt und Mitglied
der Regierung. Wusste Cameron nicht, was
seine Steuerbehörden trieben? Oder nahm
er es bewusst in Kauf? Lord Green jeden-
falls schweigt seit einigen Tagen beharr-
lich. christoph giesen � Seite 21

Ein Lord schweigt
Swiss-Leaks: Was weiß der frühere Chef der Bank HSBC?

NAHAUFNAHME

„Wertzuwachs sollte
das Ergebnis

guter Arbeit sein.“
Stephen Green
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In diesen Ländern prüfen 
Behörden jetzt Ermittlungen, 
oder sie laufen bereits – 
gegen die HSBC Schweiz oder 
Steuerhinterzieher.

Weltweit sind die Swiss-
Leaks-Berichte ein Thema, 
wie diese neun Länder 
beispielhaft zeigen.

In Paraguay sind nur 86 Menschen von
den Swiss-Leaks betroffen. Dafür
steht ein sehr prominenter Name auf
der Liste einstiger HSBC-Kunden: Hora-
cio Cartes, 58, ist seit 2013 Präsident
des Landes. Bevor er Politiker wurde,
verwaltete Cartes die Geschäfte einer
großen Unternehmensgruppe, die sei-
ner Familie gehört. 1989 wurde er we-
gen Geldwäsche angeklagt und saß
deshalb einige Monate im Gefängnis.
Wie die Dokumente des Swiss-Leaks
zeigen, eröffnete Cartes in dieser Zeit
ein Konto in der Schweiz. Von 1989 bis
1991 war er Kunde der Genfer HSBC. Ei-
nes der zwei Konten, mit denen Cartes
in Verbindung steht, hieß „Sofia88” –
so wie seine Tochter. Nach anfängli-
chem Schweigen teilte Cartes schließ-
lich in einer Stellungnahme mit, die
Konten seien etwas, „das in unserem
Land schon immer legal war.“ Kein Pro-
blem also? Tatsächlich will die Staats-
anwaltschaft nicht gegen Cartes ermit-
teln, wie die Zeitung ABC Color berich-
tet. Die Begründung der Justiz: Die Sa-
che sei schon lange her. Auch sei nicht
ersichtlich, dass das Geld bei der HSBC
aus illegalen Aktivitäten stammte.
Und überhaupt: Der Präsident habe ja
bereits 1989 einige Zeit im Gefängnis
gesessen.

Die Enthüllung der Falciani-Daten hat
in Großbritannien eine massive Debat-
te ausgelöst. Im Fokus stehen zum ei-
nen die Steuerbehörden, zum anderen
Premier David Cameron höchstselbst.
6000 Kunden der Schweizer HSBC-
Tochter stammten aus Großbritanni-
en. Das sind fast dreimal so viele wie
aus Deutschland. Schaut man sich je-
doch die Steuerrückzahlungen an, fällt
auf, dass die königlichen Fahnder be-
scheidene 135 Millionen Pfund zurück-
holen konnten. In Spanien waren es
mehr als 260 Millionen Euro, in Indien
gar fast 450 Millionen Euro. Der Grund:
In vielen Fällen sind die Briten nur zivil-
rechtlich vorgegangen. Häufig kamen
die HSBC-Kunden mit einer Nachzah-
lung der Steuern und einem Aufschlag
von zehn Prozent davon. Die Behörden
mussten sich diese Woche dafür recht-
fertigen. Die Hürden für ein zivilrechtli-
ches Vorgehen seien geringer, sagten
sie. Und eine strafrechtliche Verfol-
gung sei nicht in Frage gekommen, da
die französischen Behörden die Unter-
lagen nicht zu diesem Zweck zur Verfü-
gung gestellt hätten. Dieser Version wi-
dersprachen am Freitag die Franzo-
sen. Die britischen Behörden hätten
das Material vollumfänglich einsetzen
können, hieß es aus Paris. Ebenfalls un-
ter Druck geraten ist Premier Came-
ron. Obwohl er hätte wissen müssen,
dass seine Steuerfahnder die HSBC-Da-
ten aufarbeiten, berief er Ende 2010
Lord Green in sein Kabinett. Der Mann
war einst Chef der HSBC, just in den
Jahren, in denen die Schweizer Tochter
die dubiosen Geschäfte machte.

Wenn große Banken vor einem Staat
Angst haben, dann vor den USA. Kein
Finanzhaus der Welt darf es sich mit
den Vereinigten Staaten verscherzen,
sonst besteht womöglich die Gefahr,
vom Dollar abgeschnitten zu werden.
Und ein Institut, das nicht mit der US-
Währung arbeiten darf, kann einpa-
cken. Dementsprechend angespannt
beobachtet man wohl derzeit bei der
HSBC wie Loretta Lynch reagiert. Sie
soll neue Justizministerin werden und
damit auch die oberste Staatsanwäl-
tin der USA. Nach den Swiss-Leaks-Be-
richten wies Lynch darauf hin, dass ei-
ne frühere Strafe gegen die HSBC ein
neues Verfahren nicht ausschließe.
2012 hatte die Bank in einem Vergleich
fast zwei Milliarden Dollar gezahlt,
weil sie Geld für mexikanische Drogen-
kartelle gewaschen und Sanktionen
gebrochen hatte. Der Vergleich habe
keine Auswirkungen auf Ermittlungen
wegen weiterer Vorwürfe, teilte Lynch
mehreren Abgeordneten in einem
Brief mit. Der Guardian schreibt unter-
dessen: Das Justizministerium ermitte-
le schon länger in Sachen Steuerhinter-
ziehung gegen die Bank. Die zuständi-
gen Beamten seien „sehr aktiv“.

Selbstverständlich diskutieren die
Schweizer die Swiss-Leaks-Berichte
kontrovers. Da sind die einen, die nun
rechtliche Konsequenzen fordern. Die
Eröffnung eines Ermittlungsverfah-
rens sei „das Mindeste“, sagte die frü-
here Außenministerin Micheline Cal-
my-Rey. Das verlangte auch ein Abge-
ordneter der Sozialdemokraten. Ande-
re fühlen sich hingegen persönlich an-
gegriffen, weil sie zur Branche zählen.
Die Chefredakteurin des französisch-
sprachigen Fachmagazins Bilan, die
früher selbst bei einer Genfer Privat-
bank gearbeitet hatte, verurteilte die
Swiss-Leaks-Berichte: Das seien keine
investigativen Recherchen, nur Daten-
spielerei. Manche wiederum sehen die
Banken zu Unrecht am Pranger, weil
die Institute schon viel verändert hät-
ten. Die HSBC habe aufgeräumt, ließ
etwa die Schweizer Bankenaufsicht
wissen. „Das Geschäftsgebaren der
HSBC hat sich klar verändert“, sagte
ein Sprecher. Drei umfassende Verfah-
ren zur Geldwäsche seien inzwischen
abgeschlossen. Die Aufsicht lobte
auch, dass die HSBC ihre Computersys-
teme sicherer gemacht habe – aus die-
sen hatte der damalige Mitarbeiter
Hervé Falciani die Unterlagen von
Zehntausenden Konten gestohlen.

399 Personen mit 1209 Konten, das
sind die österreichischen Zahlen der
Falciani-Daten. Insgesamt geht es um
ein Vermögen von mehr als einer Milli-
arde Euro, die Österreicher im Nachbar-
land Schweiz bei einer Tochtergesell-
schaft der britischen HSBC angelegt
hatten. Schon wenige Tage nach den
Veröffentlichungen setzte sich das ös-
terreichische Finanzministerium in
Wien mit den französischen Steuerbe-
hörden in Verbindung. Denn Öster-
reich möchte die Liste mit den potenzi-
ellen Schwarzgeldkonten. Ein Ministe-
riumssprecher drückte es knapp aus:
„Wir wollen Namen.“ Unter den Kun-
den finden sich diverse Prominente
des Landes, zu ihnen gehört ein Milliar-
där. Es sind Mitglieder einer Schmuck-
dynastie dabei, genauso wie österrei-
chische Industrielle. Sie alle beteuern
ihre Unschuld. Überprüfen werden das
in den kommenden Monaten die öster-
reichischen Behörden, sobald sie die Li-
ste haben.

Theoretisch lassen sich Steuerstrafta-
ten in Finnland rasch aufklären, denn
im Unterschied zu Deutschland sind
dort – wie in Skandinavien üblich – die
Steuerbescheide aller Bürger leicht öf-
fentlich einsehbar. Wer die HSBC-Da-
ten hat, könnte zügig prüfen, ob die
insgesamt etwa 80 Personen aus Finn-
land Vermögen in der Schweiz ver-
steckten. Laut den Unterlagen geht es
um mehr als 20 Millionen Euro. Das Pro-
blem: Die Behörden haben die Daten
nicht. Mehrfach, beteuerten finnische
Beamte in den vergangenen Tagen, ha-
be es offizielle Anfragen aus Helsinki
an die französischen Steuerbehörden
gegeben. Immer erfolglos. Offenbar
aus Verzweiflung wurden finnische
Steuerfahnder selbst bei beteiligten
Journalisten aus Finnland vorstellig.
Die rückten aber die Daten nicht her-
aus, weil Medien keine Hilfsorgane der
Polizei oder der Steuerfahndung sind.
Nun soll es mal wieder einen neuen An-
lauf geben – ganz offiziell.

Was war das für ein Skandal im krisen-
geschüttelten Griechenland: Da über-
gab die damalige französische Finanz-
ministerin Christine Lagarde ihrem Kol-
legen in Athen mehr als 2000 Namen
griechischer HSBC-Kunden, die mögli-
cherweise Steuern hinterzogen hat-
ten. Doch die sogenannte Lagarde-Li-
ste verschwand in der Schublade, jah-
relang wurde nicht ermittelt. Als die Li-
ste wieder auftauchte, fehlten plötz-
lich Verwandte des zuständigen Minis-
ters. Der Mann steht dafür nun vor Ge-
richt. Und die gerade gewählte Regie-
rung will hart gegen Steuerhinterzie-
her vorgehen, betonte Premierminis-
ter Alexis Tsipras nach den Swiss-Le-
aks-Berichten. „Der politische Wille
hat sich geändert“, sagte er. Bei Frank-
reichs Behörden, ergaben die Recher-
chen der beteiligten Medien, finden
sich noch 86 Namen mit Bezug zu Grie-
chenland, die noch nicht auf der Lagar-
de-Liste standen. Tsipras will diese Da-
ten nun anfordern.

1195 Inder hatten laut den Daten des
Swiss-Leaks ein Konto bei der Genfer
HSBC, insgesamt parkten sie dort et-
wa vier Milliarden Dollar. Auf der Kun-
denliste stehen zahlreiche Prominen-
te des Landes: Wirtschaftsbosse und
Multimillionäre, einer der reichsten In-
dustriellen des Landes, eine ehemali-
ge Ministerin sowie ein bekannter Film-
regisseur. Fast alle bestreiten, ihr
Schweizer Konto zur Steuerhinterzie-
hung genutzt zu haben. Gegen etwa
der Hälfte der einstigen HSBC-Kunden
hat die Justiz schon vor Jahren ermitelt.
Frankreich, das im Besitz der von Hervé
Falciani gestohlenen Daten ist, hatte
2011 eine Liste mit 628 indischen HSBC-
Kunden an die Regierung in Neu-Delhi
übermittelt. Mehr als 500 Personen
aus den Unterlagen sind dem Staat al-
so bisher nicht bekannt. Die entspre-
chenden Dokumente will sich das indi-
sche Finanzministerium nun besorgen.
Die Personen auf der Liste seien keine
„heiligen Kühe“, sagte der Finanzminis-
ter. Man wolle alle Fälle systematisch
untersuchen. Über das Schwarzgeld
reicher Landsleute wird in Indien
schon länger diskutiert. Unter ande-
rem war es eines der Wahlversprechen
von Indiens neuem Premierminister
Narendra Modi gewesen, härter gegen
Steuerbetrug vorzugehen. Man sehe
nun wegen der Swiss-Leaks-Berichte,
wo das zum Aufbau Indiens nötige
Geld hingeflossen sei, kommentierte
eine Politikern der Regierungspartei
BJP. Und Politiker der Opposition for-
derten, die Regierung solle endlich die
HSBC anklagen.

Erst nachdem Medien berichteten,
dass auch Australier in der Schweiz
Geld versteckt haben, veröffentlichte
die australische Steuerbehörde ihre Er-
folgsmeldung: Der Staat habe bereits
eine Kundenliste der HSBC Schweiz
ausgewertet – und mehr als 30 Millio-
nen Australische Dollar wieder reinge-
holt (mehr als 20 Millionen Euro). Dass
Frankreichs Behörden auch den Aus-
traliern Kundendaten weitergegeben
hatten, war bisher nicht bekannt. 2010
übermittelten sie ihnen Akten, die 261
Konten betreffen. Somit haben Fahn-
der in mindestens dreizehn Ländern
schon Daten ausgewertet. Von den Er-
mittlungen in Australien waren 70
HSBC-Kunden ausgenommen, die sich
bereits selbst angezeigt hatten. Man-
che waren bei der Schweizer Tochter
der Bank, andere aber bei Filialen, die
nicht von dem Datendiebstahl betrof-
fen sind. Alle, die sich selbst angezeigt
haben, sind straffrei davon gekom-
men. Die Opposition wirft der Regie-
rung vor, auch sonst zu nett mit Steuer-
hinterziehern umzugehen. Erst von
2018 an bekommt der Staat automa-
tisch ausländische Kontendaten zuge-
schickt. Deutschland und viele andere
Staaten gehen schon ein Jahr früher so
gegen Steuerhinterzieher vor.

Paraguay Großbritannien

USA SchweizÖsterreich Finnland

Griechenland Indien Australien

Fortsetzung folgt
Bei der Schweizer HSBC hatten Kunden aus 200 Ländern geheime Konten. Weltweit gehen nun Fahnder gegen die Bank

und Steuerhinterzieher vor – mithilfe der internen Unterlagen, die der ehemalige HSBC-Mitarbeiter Hervé Falciani gestohlen hat.
In unzähligen Ländern berichteten Medien über die Swiss-Leaks, eine Affäre, die noch lange nicht beendet ist

von bastian brinkmann, robert gast und christoph giesen
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München – Nach den Enthüllungen über
die dubiosen Finanzpraktiken der Groß-
bank HSBC hat sich diese in britischen
Sonntagszeitungen mit ganzseitigen Anzei-
gen für vergangene Verfehlungen entschul-

digt. „Wir müssen zeigen, dass
wir verstehen, dass die Gesell-
schaften, denen wir dienen,
mehr von uns erwarten. Wir
bitten daher aufrichtig um Ent-

schuldigung“, schrieb der Vorstandsvorsit-
zende der Bank, Stuart Gulliver. „Wir wol-
len definitiv keine Geschäfte mit Kunden
machen, die Steuern hinterziehen oder die
Richtlinien der Bank zu Finanzkriminali-
tät nicht erfüllen.“

Seit Tagen steht die Bank weltweit in
der Kritik. Koordiniert vom Internationa-
len Konsortium für investigativen Journa-
lismus (ICIJ) hatten Medien aus mehr als
45 Ländern, darunter auch Süddeutsche
Zeitung, NDR und WDR den Swiss-Leaks-
Datensatz mit mehr als 100 000 Kunden
und mit einem Einlagevermögen von min-
destens 75 Milliarden Euro ausgewertet.
Aus diesen Daten ergibt sich eindeutig,
dass die Schweizer Tochtergesellschaft der
HSBC ihre Kunden jahrelang bei der Steu-
erhinterziehung unterstützt hatte sowie
Waffenschiebern, Blutdiamantenhänd-
lern und Diktatoren ermöglicht hatte, Kon-
ten in der Schweiz zu eröffnen.

Die Berichte über die Steueraffäre seien
eine „schmerzhafte Erfahrung“ für Kun-
den, Aktionäre und Mitarbeiter gewesen,
schrieb nun HSBC-Chef Gulliver. Der über-
wiegende Teil der Kunden der Schweizer
Tochter, von denen in den Berichten die Re-
de war, sei inzwischen nicht mehr bei der
Bank. „Ich möchte versichern, dass unsere
Schweizer Geschäfte komplett überarbei-
tet worden sind“, heißt es nun in dem offe-
nen Brief.

Bereits am Samstag war der frühere
HSBC-Chef Lord Green von seinem ehren-
amtlichen Posten beim Lobbyverband The-
CityUK, der die Interessen der britischen
Finanzbranche vertritt, zurückgetreten.
Green war von 2006 bis 2010 Aufsichtsrats-
chef, und zuvor Vorstandsvorsitzender der
Bank. Zu den Swiss-Leaks-Enthüllungen
hat er sich bisher nicht geäußert.  gie
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„Wir entschuldigen
uns aufrichtig“
Swiss-Leaks: Chef von HSBC
reagiert auf Steuerskandal
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von christoph giesen
und charlotte theile

München/Zürich – Der unangemeldete
Besuch kam am Mittwoch um 9.15 Uhr.
Dann begann die Durchsuchung in der Zen-
trale der Bank am vornehmen Quai des
Bergues, direkt im Zentrum von Genf. Eilig
zogen Bankangestellte die grauen Vorhän-
ge zu, als Polizisten in Zivil, zwei Finanz-
analysten und zwei Staatsanwälte die Räu-
me der Schweizer Tochtergesellschaft der
britischen Großbank HSBC betraten. Um
10.30 Uhr gingen sie wieder.

Die Durchsuchung ist Teil der jetzt eröff-
neten Ermittlungen der Genfer Staatsan-
waltschaft. Sie hat ein Strafverfahren we-

gen des Verdachts auf Geldwäsche gegen
die HSBC Schweiz eingeleitet. Die Untersu-
chungen könnten auch auf bisher unbe-
kannte Personen ausgeweitet werden,
wenn der Verdacht bestehe, dass diese
Geldwäsche begangen haben oder daran
beteiligt waren. Die Staatsanwaltschaft
wolle klären, ob die in den vergangenen Ta-
gen in Medien erhobenen Vorwürfe gegen
die Bank zutreffend seien, sagte der Gen-
fer Generalstaatsanwalt Olivier Jornot.

Seit Tagen steht die HSBC weltweit in
der Kritik, es ist eine der schwersten Kri-
sen in der knapp 150-jährigen Unterneh-
mensgeschichte. Enthüllungen über dubio-
se Praktiken kosteten die Bank 3,5 Milliar-
den Pfund an Börsenwert. Koordiniert
vom Internationalen Konsortium für inves-
tigativen Journalismus (ICIJ) hatten Jour-
nalisten aus mehr als 45 Ländern, darun-
ter auch Süddeutsche Zeitung, NDR und
WDR einen Datensatz mit mehr als
100 000Kunden und mit einem Einlage-
vermögen von mindestens 75 Milliarden
Euro ausgewertet. Es handelt sich um In-
formationen, die französische Behörden
bei einem ehemaligen Mitarbeiter der
HSBC Genf beschlagnahmt hatten. Der
Computerfachmann Hervé Falciani hatte
die Kundendaten zuvor bei seinem damali-
gen Arbeitgeber entwendet. Aus den Daten
ergibt sich, dass die Schweizer Tochterge-
sellschaft der HSBC ihre Kunden jahrelang
bei der Steuerhinterziehung unterstützt
hat. Sie hat außerdem Waffenschiebern,
Blutdiamantenhändlern und Diktatoren
ermöglicht, Konten in der Schweiz zu eröff-
nen. Die Bank räumt inzwischen ein, dass
die interne Kontrolle damals versagt hat.

In mehreren Ländern laufen bereits Er-
mittlungen gegen die Bank. Nun hat sie
auch in der Heimat strafrechtlichen Ärger.
Die Schweizer Behörden äußern sich nicht
öffentlich, doch Auslöser für die Ermittlun-
gen dürften Kunden wie der libanesisch-
belgische Diamantenhändler Emmanuel
Shallop sein. Derzeit sitzt Shallop in Belgi-
en im Gefängnis. Zeitweise lagerte er auf
seinem HSBC-Konto knapp drei Millionen
Dollar. Es deutet viel darauf hin, dass das
Geld aus tödlichen Deals stammt – was die
Schweizer HSBC nicht daran hinderte, mit
ihm Geschäfte zu machen.

Nachzulesen waren Shallops Verstri-
ckungen bereits 2001 in einem Bericht der
Vereinten Nationen. Darin wird Shallop
vorgeworfen, Geschäfte mit Rebellen in Si-
erra Leone gemacht zu haben. Zehntausen-
de starben beim Bürgerkrieg in dem west-
afrikanischen Land. Finanziert wurde der
Konflikt mit Blutdiamanten. Jenen Edel-
steinen also, die illegal geschürft und ver-
äußert werden, um Waffen zu kaufen.

Trotz der UN-Vorwürfe und deutlicher
Hinweise auf Steuerermittlungen in Belgi-

en fror die HSBC-Tochter Shallops Vermö-
gen in der Schweiz nicht ein. 2010 verurteil-
te ihn ein Gericht in Antwerpen wegen des
Handels mit Blutdiamanten zu sechs Jah-
ren Haft. Edelsteine und Immobilien im
Wert von 59 Millionen Dollar wurden be-
schlagnahmt.

Auch zahlreiche Waffenschieber hatten
ihre Konten bei der HSBC-Tochter in der
Schweiz. In den Jahren 2006 und 2007 la-
gen auf den Konten, die mutmaßlichen
Waffenhändlern zugeschrieben werden,
insgesamt mehr als 56 Millionen Dollar.
Ebenfalls in den Daten finden sich die Na-
men etlicher potenzieller Financiers von
Terrororganisationen. Genauso gehörten
Autokraten und ihre Familienmitglieder
jahrelang zu guten Kunden der Bank.

Die Schweiz ist gegen solche Probleme
lange Zeit nicht vorgegangen. Anklage hat-
te der Staat stattdessen gegen Falciani er-
hoben, der inzwischen in Frankreich unter
Polizeischutz lebt. 2011 erteilte die Schwei-
zer Bankenaufsicht nach einer Untersu-
chung des Datendiebstahls der HSBC ledig-

lich eine Rüge, wegen Mängel bei der inter-
nen Organisation und der Kontrolle der IT.
Von Geldwäsche war damals nicht die Re-
de. Die Schweizer Regierung erklärte viel-
mehr wiederholt, dass gestohlene Bankda-
ten nicht Grundlage für Ermittlungen sein
dürften.

Warum also plötzlich doch? Das liege an
den Swiss-Leaks-Enthüllungen, sagt Peter
Viktor Kunz, Wirtschaftsrechtler an der
Universität Bern. Die Genfer Staatsanwalt-
schaft hätte nicht früher tätig werden kön-
nen, weil es vor den Medienberichten nur
Anhaltspunkte für Steuerdelikte gegeben
habe. Mit diesen alleine sind strafrechtli-
che Ermittlungen in der Schweiz nicht
möglich. Das sei nun anders: „Es wurden
völlig neue und konkrete Verdachtsmo-
mente vorgebracht. Es geht um Geldwä-

sche und Terrorismusfinanzierung, was
auch in der Schweiz strafbar ist. So musste
die Genfer Strafbehörde sogar ein Verfah-
ren eröffnen.“

Dass sich nun etwas in der Bankenbran-
che ändert, glaubt Kunz nicht. „Das Strafver-
fahren und die Hausdurchsuchung haben
keine generellen Auswirkungen auf den
Schweizer Finanzplatz“, sagt er. Immerhin
werde damit belegt, dass Schweizer Behör-
den Vorwürfe wegen Geldwäscherei nicht
auf die leichte Schulter nehmen würden.

Außerhalb der Schweiz wird gegen die
HSBC auch in Belgien ermittelt. Ein Rich-
ter hatte zwischenzeitlich gar mit internati-
onalen Haftbefehlen gegen leitende Mana-
ger gedroht, weil sich die Bank weigerte,
mit den Behörden zusammenzuarbeiten.
Untersuchungen laufen auch in Argentini-
en und den Vereinigten Staaten. In Frank-
reich wurden die Ermittlungen gegen die
Schweizer HSBC gerade abgeschlossen . In
den kommenden drei Monaten wird sich
entscheiden, ob es zu einem Prozess
kommt.  � Medien

Ein Fall für den Staatsanwalt
Hausdurchsuchung bei der Schweizer HSBC: Ermittler in Genf gehen nun gegen die Bank vor,

die durch weltweite Enthüllungen in der Kritik steht. Die Behörden prüfen den Verdacht der Geldwäsche

Eine Filiale der HSBC in Zürich: Jetzt laufen auch Ermittlungen in der Schweiz gegen die Bank. FOTO: GIANLUCA COLLA/BLOOMBERG
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Unter den HSBC-Kunden
waren Waffenschieber und
Blutdiamantenhändler
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